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Einleitung

Mit der Wiedervereinigung von DDR und Bundesrepublik Deutschland am

03.10.1990 stellen Staat und Recht der DDR zwar gesellschaftshistorisch ein

abgeschlossenes Kapitel dar, für den Bereich der Zeitgeschichte, speziell der

juristischen Zeitgeschichte indes ist die DDR zu einem schier unerschöpflichem

Gegenstand geworden.

Ihr Rechtssystem wurde in den vergangenen Jahren vielfach aufgearbeitet und

erörtert. Insbesondere das allgemeine Strafrecht hat dabei in verschiedenen

Publikationen große Beachtung gefunden.1 Demgegenüber hat die Thematik

des Jugendstrafrechts seit 1968 bislang kaum Aufmerksamkeit gefunden.

Obwohl die Jugendstrafrechtssysteme anderer Länder durchaus nicht selten

betrachtet werden,2 erscheint es offenbar weniger nahe liegend, die aus ge-

meinsamen Wurzeln entwickelten deutschen Rechtssysteme zu vergleichen.

Dies ist als ein Desiderat der Forschung erst unlängst benannt worden.3

Die Zurückhaltung scheint auf grundsätzlichen Vorbehalten gegenüber dem

Recht der DDR zu beruhen.

Ziel der Arbeit ist es die Lücke in der Forschung zu schließen und kriminalpoliti-

sche Denkanstöße zu geben.

Angeknüpft werden kann dabei an die Dissertation von Plath: „Das Jugendge-

richtsgesetz der DDR von 1952“ (Hamburg 2005). Die Dissertation von Plath

hat das Jugendgerichtsgesetz der DDR des Jahres 1952 ausführlich dargestellt

1 Arnold, J., Die Normalität des Strafrechts der DDR, Band 1, Gesammelte Beiträge und Doku-
mente, Freiburg i.Br. 1995; Arnold, J. (Hrsg.), Strafrechtliche Auseinandersetzung mit System-
vergangenheit, 2000; Speck, J., Die Rechtsstellung des Beschuldigten im Strafverfahrenrecht
der DDR, Freiburg i. Br. 1990; Von Elling, B., Die Stellung des Geschädigten im Strafverfahren
der DDR, Berlin, 2006
2 Vgl. Källmann, E., Das neue Jugendstrafrecht in Spanien- Ley organica 5/2000 reguladora de
la responsabilidad penal de los menores- Vorbild für ein 2. JGGÄndG, Marburg, 2006 oder Dil-
lenburg, C., Jugendstrafrecht in Deutschland und Frankreich: eine rechtsvergleichende Unter-
suchung, Köln, 2003 oder Wolff, J., Erziehung und Strafe: Jugendstrafrecht in der Bundesrepu-
blik Deutschland und Polen; Grundfragen und Zustandsbeschreibung, Bonn, 1990
3 Vgl. Arnold, J., Einige normative Aspekte der Entwicklung des StGB der DDR, in: Vormbaum,
T./Welp, J. (Hrsg.), Das Strafgesetzbuch. Sammlung der Änderungsgesetze und Neubekannt-
machungen. Supplementband 1: 130 Jahre Strafgesetzbuch – Eine Bilanz, Berlin 2004, S. 454
f.
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und mit dem damals geltenden Jugendgerichtsgesetz der Bundesrepublik

Deutschland von 1953 verglichen. In Abgrenzung, aber vor allem in Weiterfüh-

rung dazu sind Gegenstand der vorliegenden Arbeit die gesetzlichen Regelun-

gen des Jugendstrafrechts der DDR nach der Reform im Jahre 1968 und eine

vergleichende Diskussion ausgewählter Probleme des Jugendstrafrechts der

DDR und der BRD.

Am Beginn der Arbeit stehen Ausführungen zu den Grundsätzen des Jugend-

strafrechts der DDR sowie ein historischer Überblick über dessen Entwicklung.

Im Anschluss erfolgt eine umfassende Erläuterung der besonderen materiell-

und verfahrensrechtlichen Regelungen für Jugendliche aus dem StGB 1968

(DDR) und der StPO 1968 (DDR). Die Darstellungsweise ist in diesem Ab-

schnitt der Arbeit systemimmanent, d.h. die verwendete Literatur und das Vo-

kabular sind aus der DDR. Dabei spielen die theoretischen Ausführungen eine

größere Rolle als die Praxis. Die Rechtsprechung der DDR ist nur in begrenz-

tem Maße veröffentlicht worden und dies nicht nach zufälliger Auswahl, sondern

zur Anleitung der Rechtspflege.4 In der Literatur finden sich relativ viele Ausfüh-

rungen zu Themen des Jugendstrafrechts, mit denen sich die wenig veröffent-

lichten Gerichtsentscheidungen kaum auseinandersetzen.

Zu Beginn des letzten Kapitels wird die im Zuge der deutschen Wiedervereini-

gung zwar nur kurzzeitig stattgefundene, aber inhaltsreiche deutsch-deutsche

Reformdiskussion nachgezeichnet.

Danach erfolgt eine Darstellung des derzeitigen Jugendstrafrechts, wobei ein

Schwerpunkt auf den Themen liegt, die in der kriminalpolitischen Diskussion

stehen.

Aufgrund der unterschiedlichen politischen und gesellschaftlichen Systeme in

der DDR und BRD wird sich im Ergebnis keine absolut richtige Musterlösung für

jugendstrafrechtliche Probleme herausstellen lassen. Jedoch sollen ausgewähl-

te Problemfelder des derzeitigen Jugendstrafrechts diskutiert und durch einen

4 vgl. Gesamtdeutsches Institut (Hrsg.), Die Rechtsenwicklung in der DDR, ROW 1987 S. 166
ff.; Von Elling, B., Die Stellung des Geschädigten im Strafverfahren der DDR, Berlin, 2006, S.
23
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Vergleich mit dem Jugendstrafrecht der DDR dahingehend hinterfragt werden,

ob sich aus den gewonnenen Kenntnissen der Betrachtung des Jugendstraf-

rechts der DDR mögliche Tendenzen oder Entwicklungen erkennen lassen.

Dabei soll kein Erfolgsrezept angepriesen, sondern lediglich Denkanstösse für

weitere Reformüberlegungen gegeben werden.

Bei der Planung der Dissertation war ursprünglich vorgesehen, ein Kapitel der

Deliktsstruktur der Jugendkriminalität der DDR und der in der Praxis verhängten

Rechtsfolgen zu widmen. Darin sollten Statistiken und Analysen aufgearbeitet

und verglichen werden. Während der Bearbeitung stellte sich jedoch heraus,

dass keine genauen Zahlen über die Kriminalitätsbelastung der Jugendlichen in

der DDR veröffentlicht wurden.

Die jährlichen Angaben des Statistischen Jahrbuchs der DDR unterschieden

nicht nach dem Alter und dem Geschlecht.5

In den regelmäßig veröffentlichten Berichten des Generalstaatsanwaltes der

DDR über die Entwicklung der Kriminalität wurde nur vereinzelt und andeu-

tungsweise zwischen verschiedenen Altersgruppen differenziert.6 Es existieren

zwar Monographien und Aufsätze, in denen auch zum Teil zahlenmäßige An-

gaben zur Jugendkriminalität enthalten sind. Diese sind jedoch meist spora-

disch und beziehen sich auf den Zeitraum vor der Reform im Jahre 1968.7

Die Angaben zu der Delinquenzbelastung für den Zeitraum nach dem Jahre

1968 waren nur vereinzelt und meist in Form von Prozentangaben zu finden.

Eine gesicherte Angabe zu dem Anteil der Jugendkriminalität an der Gesamt-

kriminalität der DDR kann ebenso nicht gemacht werden, da dazu kein Material

vorliegt.

Im Zusammenhang damit kann festgestellt werden, dass in Bezug auf das Häu-

figkeitsniveau der Jugendkriminalität verschiedene Angaben in der Literatur e-

xistieren. Es gibt die Einschätzung, dass die Jugendkriminalität in der DDR, so-

5 So auch: Freiburg, A., Jugendkriminalität in der DDR in Baske, S./ Rögner-Francke, H. (Hrsg.),
Jugendprobleme im geteilten Deutschland, 1984 S. 227; Bratke, G., Die Kriminologie in der
Deutschen Demokratischen Republik und ihre Anwendung im Bereich der Jugenddelinquenz,
S.122-124
6 Aue, H., Die Jugendkriminalität in der DDR, S. 12
7 Freiburg, A./Schintzel, H., Zur Kriminalität von Jugendlichen und Erwachsenen in BRD und
DDR, Deutschland Archiv 1971 S. 605 ff.; Lekschas, J., Studien zur Bewegung der Jugendkri-
minalität in Deutschland und zu ihren Ursachen in: Studien zur Jugendkriminalität, 1965, S. 9 ff.
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wie in anderen sozialistischen Staaten unvergleichlich geringer sei als in den

kapitalistischen Staaten.8 Zudem sei ein ständiges Abnehmen der Delinquenz-

zahlen bei den Jugendlichen zu beobachten. Der Anteil der straffällig geworde-

nen Jugendlichen an der Gesamtzahl der Jugendlichen betrage nicht einmal

zwei Prozent.9 Insbesondere die Struktur der Jugendkriminalität unterscheide

sich in den sozialistischen Ländern. Schwere Verbrechen, wie Mord und andere

Gewaltverbrechen seien nur vereinzelte Erscheinungen. 10

Dahingegen gibt es auch Quellen, wonach die Jugendlichen von 14- 18 Jahren

als die Bevölkerungsgruppe mit der höchsten Kriminalitätsbelastung bezeichnet

wurden. Obwohl sie nur 20% der strafmündigen Bevölkerung darstellten, seien

sie mit 50% an der gesamten Kriminalität beteiligt gewesen.11

Zu der Art der Jugenddelinquenz wurden einige genauere Angaben veröffent-

licht.12 Nach den dortigen Ausführungen beschränkte sich die Jugendkriminali-

tät nur auf wenige Straftatengruppen. Dazu gehörten Straftaten gegen das so-

zialistische und persönliche Eigentum, unbefugte Benutzung von Kraftfahrzeu-

gen, vorsätzliche Körperverletzung und Rowdytum.13

Bei einem Anteil von lediglich 30 % an der Gesamtbevölkerung waren die Ju-

gendlichen und Jungerwachsenen zu 75 % Täter bei Taten gegen das sozialis-

tische Eigentum.14 Zudem waren bei rowdyhaft begangenen Körperverletzun-

gen 58 % der Täter noch keine 25 Jahre alt. Bei Raubdelikten waren sogar 85

% der Täter jünger als 25 Jahre.15 Diese Delikte seien weitgehend durch ju-

gendtypische Begehungsweise geprägt gewesen. Insbesondere die Eigen-

8 Reuter, L., Zu Struktur und Erscheinungsbild der Jugendkriminalität in: Szewczyk, H., Der
fehlentwickelte Jugendliche und seine Kriminalität, 1982, S. 19
9 Sarge, G., Einige Gedanken zur Rechtssprechung bei Straftaten Jugendlicher, NJ 1979, S. 53
10 Reuter, L., Zu Struktur und Erscheinungsbild der Jugendkriminalität in: Szewczyk, H., Der
fehlentwickelte Jugendliche und seine Kriminalität, 1982, S. 19
11 Freiburg, A., Jugendkriminalität in der DDR in Baske, S./ Rögner-Francke, H. (Hrsg.), Ju-
gendprobleme im geteilten Deutschland, S. 227
12 Vgl. Lekschas, J./Harrland, H./Hartmann, R./Lehmann, G., Kriminologie 1983, S. 190 ff.; Reu-
ter, L., Zu Struktur und Erscheinungsbild der Jugendkriminalität in: Szewczyk, H., Der fehlentwi-
ckelte Jugendliche und seine Kriminalität, 1982, S. 16 ff.
13 Reuter, L., Zu Struktur und Erscheinungsbild der Jugendkriminalität in: Szewczyk, H., Der
fehlentwickelte Jugendliche und seine Kriminalität, 1982, S. 20
14 Lekschas, J./Harrland, H./Hartmann, R./Lehmann, G., Kriminologie 1983, S. 192; vgl. zu den
Zahlen ebenfalls: Freiburg, A., Jugendkriminalität in der DDR in Baske, S./ Rögner-Francke, H.
(Hrsg.), Jugendprobleme im geteilten Deutschland, S. 230
15 Lekschas, J./Harrland, H./Hartmann, R./Lehmann, G., Kriminologie 1983, S. 196+197
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tumsdelikte seien durch ihre sehr geringe Gesellschaftswidrigkeit gekennzeich-

net gewesen.16

Diese Angaben vermitteln lediglich eine sehr allgemeine Übersicht über die

Kriminalitätsbelastung der Jugendlichen in der DDR und bieten keine ausrei-

chende Grundlage für konkretere Aussagen. Sie reichen auch nicht aus, um

sinnvolle und brauchbare Schlussfolgerungen über die Delinquenzbelastung

der Jugendlichen in der DDR zu ziehen. Jede weitergehenden Folgerungen, die

man aus dem vorhandenen Material ziehen würde, kämen einer Mutmaßung

gleich und können somit nicht Gegenstand dieser Arbeit werden.

In beiden Staaten gleichlautende Abkürzungen für Gesetze wie z.B. StGB sind

nachstehend mit den Unterscheidungskürzeln (DDR) für die Gesetze der DDR

und (BRD) für die Gesetze der Bundesrepublik Deutschland versehen

16 Sarge, G., Einige Gedanken zur Rechtssprechung bei Straftaten Jugendlicher, NJ 1979, S.
53
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1. Kapitel: Die Grundsätze des Jugendstrafrechts der DDR und

ein historischer Überblick

I. Grundsätze des Jugendstrafrechts

In der sozialistischen Gesellschaft wurde der Entwicklung der jungen Generati-

on große Aufmerksamkeit gewidmet. Sie hatte eine besondere Stellung in der

DDR. Es galt die Trivialweisheit: „Wer die Jugend hat, hat die Zukunft; denn oh-

ne Mitwirkung der Jugend kann das gesteckte Endziel, die Errichtung einer

kommunistischen Gesellschaftsordnung nicht erreicht werden.“17

Das Ziel war es dabei, die junge Generation von der kriminellen Belastung zu

befreien.18

Dabei wurde es bewusst vermieden, ausschließlich nach speziellen Ursachen

der Jugendkriminalität zu forschen. Der Kampf gegen die Kriminalität sollte

nicht in Jugend- und Erwachsenenkriminalität aufgespaltet werden. Die Ju-

gendkriminalität sei ein gesamtgesellschaftliches Problem, welches nur im

Kampf gegen die Kriminalitätsursachen überhaupt beseitigt werden könne.19

Sie könne nur als untrennbarer Bestandteil der gesellschaftlichen Entwicklung

erforscht werden.20

Jedoch sollte der Vorbeugung der Jugendkriminalität das Hauptaugenmerk gel-

ten, da die Entwicklung der Gesamtkriminalität von der Beherrschung der Kin-

der- und Jugendkriminalität abhänge.21

Nach Art. 90 II DDR-Verf. war die Bekämpfung und Verhütung von Straftaten –

somit auch der Jugendkriminalität - „gemeinsames Anliegen der sozialistischen

Gesellschaft, ihres Staates und aller Bürger.“ 22 Dieses Prinzip wurde noch

durch Art. 3 StGB (DDR) konkretisiert. In diesem ist das staatsrechtliche Prinzip

17 Aue, H., Die Jugendkriminalität in der DDR, S. 132
18 Lekschas, J./Hennig, W., Probleme der Jugendkriminalität, in: Szewczyk, Hans, Der fehlent-
wickelte Jugendliche und seine Kriminalität, 1982, S. 11.
19 Aue, H., Die Jugendkriminalität in der DDR, S. 110, 151
20 Hennig, W., Zu einigen Grundfragen jugendkriminologischer Forschung in der DDR, Staat
und Recht 1974, S. 293+294
21 Harrland, H., Zur Entwicklung der Kriminalität in der DDR, NJ 1968, S. 394; Aue, H., Die
Jugendkriminalität in der DDR, S. 164
22 Mampel, S., Die sozialistische Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik –
Kommentar, 2. Aufl., 1972, S.1220 f.
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der gemeinsamen Verantwortung der sozialistischen Gesellschaft, ihres Staates

und der Bürger für die Bekämpfung und Verhütung der Kriminalität verankert.23

Eine weitere Verwirklichung des Gedankens der gesamtgesellschaftlichen Er-

ziehung von Jugendlichen war mit der Einbeziehung von Bürgern in das Verfah-

ren gegen Jugendliche in Art. 6 StGB (DDR) geregelt. Diese Bestimmung wirkte

sich in der Beteiligung der Arbeits- oder Klassenkollektive und der Schöffen im

Verfahren aus.24 Das Wirken von gesellschaftlichen Kräften im Jugendstrafrecht

stellte einen bedeutsamen Grundsatz der DDR im Kampf gegen die Ursachen

der Jugendkriminalität dar.25

Das gesamte Jugendstrafverfahren war von der Frage zur Überwindung der

Kriminalität sowie der grundsätzlichen Stellung der Jugend in der Gesellschaft

durchzogen.26 Als Kernprobleme der Ursachen der Jugendkriminalität wurden

häufig Komplikationen im sozialen Integrationsprozess und das konfliktreiche

Hineinwachsen der Jugendlichen in die bewusste, gesellschaftliche Verantwor-

tung betrachtet.

Aus diesem Grund wurde die Analyse der subjektiven Widerspiegelung des

sozialen Status als ein wesentlicher Bestandteil im Strafverfahren gegen Ju-

gendliche angesehen. So sollte dem negativen Selbstbild und der Unzufrieden-

heit mit dem sozialen Status unter Gleichaltrigen entgegengewirkt werden. 27

Ein vorherrschender Grundsatz im Strafrecht der DDR und folglich auch im Ju-

gendstrafrecht war der Erziehungsgedanke.28 Dies wurde schon in der

Grundsatzbestimmung des Art. 2 StGB (DDR) festgehalten. Dieser besagte,

dass der Zweck der strafrechtlichen Verantwortlichkeit – in der Einheit mit

Schutz und Vorbeugung - auch darin bestünde, den Gesetzesverletzer wirksam

23 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 22
24 Plath, J., Das Jugendgerichtsgesetz der DDR von 1952, 2005, S. 170;
25 vgl. Geister, E./Lehmann, H., Zum Ausspruch und zur Verwirklichung der Verurteilung auf
Bewährung und der besonderen Pflichten Jugendlicher nach § 70 StGB, NJ 1970, S. 387
26 Luther, H/Bein, H., Wege zur Erhöhung der erzieherischen Wirksamkeit des Jugendstrafver-
fahrens und zur Verhütung der Jugendkriminalität in der Deutschen Demokratischen Republik
in: Studien zur Jugendkriminalität, S.180
27 Dettenborn, H., Besonderheiten der Einstellungen jugendlicher Straftäter und Persönlich-
keitsanalyse im Strafverfahren, NJ 1971, S. 544; siehe auch: Aue, H., Die Jugendkriminalität in
der DDR, S. 152
28 Buchholz, I., Zum Erziehungsgedanken im Strafverfahren gegen jugendliche Straftäter unter
besonderer Berücksichtigung der Familien- und sonstigen Erziehungsverhältnisse in: Szewc-
zyk, H., Der fehlentwickelte Jugendliche und seine Kriminalität, 1982, S. 273, siehe auch: Aue,
H., Die Jugendkriminalität in der DDR, S. 106
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zu sozialistischer Staatsdisziplin und zu verantwortungsbewusstem Verhalten

im gesellschaftlichen und persönlichen Leben zu erziehen. Die Basis der Erzie-

hungsarbeit der DDR war der Glaube an die Erziehbarkeit und Wandelbarkeit

eines jeden Menschen.29 Der Erziehungsgedanke beherrschte somit das ge-

samte Strafrecht und galt als gesellschaftlicher Prozess.30

Im Strafverfahren gegen Jugendliche wurde dieser Grundgedanke gem. § 65 III

StGB (DDR) dahingehend konkretisiert, dass Maßnahmen einzuleiten waren,

um die Erziehungsverhältnisse des Jugendlichen positiv zu gestalten und sein

Hineinwachsen in die gesellschaftliche Verantwortung wirksam zu unterstützen.

Um dieser Forderung gerecht zu werden, mussten gesellschaftliche Kräfte unter

dem Aspekt der Erziehung des Jugendlichen in das Strafverfahren einbezogen

werden. Damit eine erzieherische Einwirkung sichergestellt werden konnte,

mussten diese Kräfte gewillt und auch objektiv in der Lage gewesen sein, die

weitere Erziehung des Jugendlichen zu fördern.31 Seine Lebens- und Erzie-

hungsverhältnisse sollten in den Kollektiven der Gesellschaft nach individuellen

Erziehungsprogrammen so gestaltet werden, dass die sozialistische Erziehung

im Sinne einer Persönlichkeitsformung optimal gefördert werden konnte.32

Die einzelnen Maßnahmen berücksichtigten differenziert die Möglichkeiten ge-

sellschaftlicher Erziehung bei der Durchsetzung persönlicher strafrechtlicher

Verantwortlichkeit. Durch die verschiedene Gewichtung gesellschaftlicher und

staatlicher Erziehung in den Maßnahmen konnten sie je nach Bedürfnissen in-

dividuell bei den Jugendlichen angewendet werden.33

Das Erziehungsziel sollte die Erziehung der Jugendlichen zu selbstständigen

und verantwortungsbewussten Bürger sein. Dabei war es wichtig, der Jugend

bewusst zu machen, dass sie selbst hohe Verantwortung für ihre eigene Ent-

wicklung zur sozialistischen Persönlichkeit zu tragen hatte (§ 1 Jugendgesetz

der DDR34).35

29 Zimmermann, V., Den neuen Menschen schaffen, 2004, S. 18
30 vgl. Weber, H., Zum Begriff der Straftat im neuen Strafgesetzbuch (unveröff. Dok.), S. 11
31 Geister, E./Lehmann, H., Zum Ausspruch und zur Verwirklichung der Verurteilung auf Bewäh-
rung und der besonderen Pflichten Jugendlicher nach § 70 StGB, NJ 1970, S. 387
32 Buchholz, I., Zum Erziehungsgedanken im Strafverfahren gegen jugendliche Straftäter unter
besonderer Berücksichtigung der Familien- und sonstigen Erziehungsverhältnisse in: Szewc-
zyk, H., Der fehlentwickelte Jugendliche und seine Kriminalität, 1982, S. 274
33 Lehmann, H.-D., Die Auferlegung besonderer Pflichten (§ 70 StGB) – ihre rechtspolitische
Funktion und ihre Anwendungsvoraussetzungen, 1983, S. 148
34 GBl I 1974, S. 45 ff.
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Dazu gehörte es auch, ihnen die Lösung klarer Aufgaben in eigener Verantwor-

tung zu übergeben, so dass ihre Leistung und Initiative voll zur Geltung kom-

men konnten. Dies sollte zur Folge haben, dass sich die Jugendlichen mit den

Zielen des Sozialismus identifizieren und dadurch die Möglichkeiten der

Rechtsverletzungen aufgrund sozial destruktiver Widerspruchsentfaltung einge-

schränkt werden.36

Dabei hatte auch die Rechtserziehung der Jugend, als wichtiger Bestandteil der

sozialistischen Jugenderziehung, eine große Bedeutung.37 Sie diente der Her-

ausbildung und Festigung eines gestärkten sozialistischen Rechtsbewusst-

seins. Die Rechtserziehung sollte die Jugendlichen dazu befähigen, sich be-

wusst und eigenständig für Ordnung, Disziplin und die Durchsetzung der Nor-

men sozialistischen Zusammenlebens in allen gesellschaftlichen Bereichen ein-

zusetzen.38 Die rechtserzieherische Tätigkeit wurde weitestgehend von Richtern

ausgeübt. Sie vermittelten die Grundkenntnisse des sozialistischen Rechts und

der Moral in ihren Verhandlungen oder durch Vorträge in Schulen oder vor Ju-

gendkollektiven. So wurden auch Vereinbarungen mit FDJ- Ordnungsgruppen

getroffen, die auf gefährdete Jugendliche erzieherisch Einfluss nehmen sollten.

Ihre Arbeit war es, anknüpfend an die praktischen Probleme der verschiedenen

Altersgruppen und Lebensbereiche, den Jugendlichen Grundkenntnisse in eini-

gen Rechtszweigen zu vermitteln.39 Die Mitglieder der FDJ wurden in Schulun-

gen mit den Rechtsvorschriften, die dem Schutze der Jugend dienen, vertraut

gemacht. 40

35 Buchholz, I., Zum Erziehungsgedanken im Strafverfahren gegen jugendliche Straftäter unter
besonderer Berücksichtigung der Familien- und sonstigen Erziehungsverhältnisse in: Szewc-
zyk, H., Der fehlentwickelte Jugendliche und seine Kriminalität, 1982, S. 273
36 Siehe dazu Lekschas, J. ( Leitung Autorenkollektiv), Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1. Aufla-
ge, 1988, S. 292f.
37 Sarge, G., Einige Gedanken zur Rechtssprechung bei Straftaten Jugendlicher, NJ 1979, S.
53
38 Schlegel, J./Horn, K./Seifert, H., Wirksamere Bekämpfung und Verhütung der Jugendkrimina-
lität, NJ 1976, S. 37
39 vgl. auch ausführlicher zur FDJ- Organisation im Rahmen der Rechtserziehung: Wehner, C.,
Aufgaben der FDJ zur Erhöhung des Rechtsbewusstseins der Jugendlichen, NJ 1974 S. 634
40 Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts an die 12. Plenartagung am 25. September
1974: Zur Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtsprechung in Jugendstrafsachen, NJ 1974 S.
639
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II. Begriff des Jugendlichen

Wer als Jugendlicher im Sinne der Strafgesetze der DDR zu verstehen war, er-

gab sich aus § 65 II StGB (DDR). Danach war Jugendlicher, wer über vierzehn,

aber noch nicht achtzehn Jahre alt ist.

Die untere Grenze richtete sich nach dem Strafmündigkeitsalter. Minderjährige

bis zum vollendeten 14. Lebensjahr waren Kinder im Sinne des § 148 V StGB

(DDR), also strafunmündig und somit strafrechtlich nicht verantwortlich.41 Diese

Festlegung wurde mit dem Jugendgerichtsgesetz von 1923 vorgenommen. Sie

wurde mit der sozialen Stellung der Kinder und Jugendlichen begründet, wovon

damals die meisten mit vierzehn Jahren die Volksschule verließen und ins Ar-

beitsleben eintraten und damit denselben Gesetzen und Bedingungen im Leben

wie die Erwachsenen unterlagen.42

Die Obergrenze von achtzehn Jahren bestimmte sich nach dem vollen Erwerb

der staatsbürgerlichen Rechte.43 Obwohl der Begriff des Jugendlichen im Ju-

gendgesetz der DDR die jungen Bürger bis zum 25. Lebensjahr erfasste, ist der

Gesetzgeber bei der gesetzlichen Obergrenze von achtzehn Jahren im Straf-

recht geblieben.

Die Begründung dafür wurde darin gesehen, dass man mit achtzehn Jahren

volljährig und auch in anderen Rechtsbereichen (Staats-, Zivil- Arbeits, Famili-

enrecht) voll handlungsfähig sei.44 Zudem wurde vertreten, dass das sozialisti-

sche Strafrecht ausreichend die Erkenntnisse der Jugendforschung auch bei

jungen Straftätern, die bereits das 18. Lebensjahr überschritten haben, berück-

41 Lehrkommentar Strafrecht, Band I , 2.Aufl., 1970, S. 247-248
42 Lekschas, J.(Leitung des Autorenkollektiv), Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1988, S.289. Die
Frage nach dem Strafmündigkeitsalter wurde vor der Reform 1968 stark diskutiert. Es gab Vor-
schläge, das Strafmündigkeitsalter auf 16 Jahre hochzusetzen und nur bei schweren Taten
auch Jugendliche zwischen 14 und 16 Jahren strafrechtlich in Verantwortung zu ziehen. Vgl.
Protokoll über die 23. Sitzung der Kommission zur Ausarbeitung eines StGB am 13. Mai 1960
(unveröff. Dok.), S. 12; Protokoll der 43. Sitzung der StGB- Grundkommission am 17./18. 8.
1962 (unveröff. Dok.), S.14
43 Lekschas, J./Harrland, H./Hartmann, R./Lehmann, G.: Kriminologie 1983, S. 351; Luther, H.,
Strafrechtliche und kriminalpolitische Probleme der Vorbeugung und Bekämpfung von Strafta-
ten Jugendlicher in der Deutschen Demokratischen Republik, MschrKrim 1987, S.15
44 Lekschas, J., (Leitung des Autorenkollektiv): Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1988, S.289
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sichtige.45 Sowohl das variable Sanktionensystem als auch die gesetzlichen

Strafrahmen ermöglichten gerechte Entscheidungen im Einzelfall.46

Ein anderer Grund für die Außer Acht Lassung der Jungerwachsenen über 18

Jahren wurde auch zum Teil in der Gewährleistung des Schutzes der sozialisti-

schen Staats- und Gesellschaftsordnung gesehen. Da die Gruppe der 18- 21

jährigen die höchste Kriminalitätsrate zu verzeichnen hatte47, war man der An-

sicht, dass der Schutz am Besten umzusetzen sei, wenn man sie den Strafzwe-

cken der Sicherung und Generalprävention und somit dem Erwachsenenstraf-

recht unterwerfen könne.48

III. Die historische Entwicklung des Jugendstrafrechts in der DDR

Im Folgenden wird die historische Entwicklung des Jugendstrafrechts in der

DDR dargestellt. Dabei wird vom JGG 1952 ausgegangen.

1. Jugendgerichtsgesetz von 1952- 1968 49

Am 25. März 1952 trat in der DDR das Jugendgerichtsgesetz in Kraft.50 Dieses

Gesetz entstand zu einer Zeit, in der die DDR sich noch in der Anfangsphase

befand, und wies somit noch Parallelen zu den Jugendgerichtsgesetzen aus

den Jahren 192351 und 194352 auf, es enthielt neben materiell- rechtlichen Re-

gelungen auch solche des Strafprozess- und Strafvollzugsrechts.53

Der Geltungsbereich wurde in Anlehnung an das JGG von 1923 auf die 14- bis

18- Jährigen beschränkt. Die noch im Reichsjugendgesetz von 1923 enthaltene

45 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 534
46 Luther, H., Strafrechtliche und kriminalpolitische Probleme der Vorbeugung und Bekämpfung
von Straftaten Jugendlicher in der Deutschen Demokratischen Republik, MschrKrim 1987, S.15
47 vgl. Lekschas, J./Harrland, H./Hartmann, R./Lehmann, G., Kriminologie 1983, S. 351ff.
48, Schmidt, H.-T., Das Jugendstrafrecht in der DDR in: Lange, R./ Meissner, B./ Pleyer, K.,
Probleme des DDR- Rechts, S. 155
49 Wird im weiteren Teil der Arbeit als JGG 1952 bezeichnet
50 GBl. 1953, S. 411
51 RGBl. 1923, S. 135
52 RGBl. 1943, S. 639
53 Maurach, R.: Das neue Jugendstraf- und Verfahrensrecht der DDR, JOR 1969, S. 7



15

Ausdehnung auf 12- und 13- Jährige bei schweren Straftaten wurde nicht über-

nommen.54

Das JGG 1952 wurde jedoch wesentlich dahingehend geprägt, dass der Staat

den Jugendlichen die sozialistische Weltanschauung vermitteln wollte.55 Dem

Erziehungszweck wurde der „Schutz der antifaschistisch-demokratischen Ord-

nung und Gesellschaft“ übergeordnet.56 Der Gesetzgeber wollte damit die Dis-

tanzierung zum Nationalsozialismus und dessen Gedankengut verdeutlichen.57

Zudem sollte damit klargestellt werden, dass das neue Jugendstrafrecht die all-

gemeingültigen Strafzwecke verfolge und in seinem Wesen keinen Unterschied

zum Erwachsenenstrafrecht beinhalte. Der Erziehungsgedanke sollte zwar sei-

nen Ausschlag finden, jedoch sollte die in jedem Strafurteil zum Ausdruck

kommende Autorität des Staates nicht verdunkelt werden.58

Bereits in der Präambel des JGG 1952 wurde erwähnt, dass das Erziehungsziel

die Erziehung des Jugendlichen zu einem verantwortungsbewussten Bürger der

DDR sein sollte. Jeder Jugendliche sollte als Verfechter der Ideen des Sozia-

lismus aktiv auftreten.59

Die Ursache für Jugendkriminalität wurde überwiegend in einem Mangel an so-

zialistischen Werten gesehen. Das JGG sprach insbesondere den Erwachse-

nen eine große Verantwortung im Kampf gegen die Jugendkriminalität zu. Die

entscheidenden Aufgaben der Erziehungsberechtigten waren es, eine enge Be-

ziehung der Jugendlichen zum sozialistischen Staat herzustellen und sie im

Sinne der sozialistischen Gesellschaftsordnung zu erziehen.60

Aufgrund dessen fanden sich im JGG 1952 auch Normen, wonach Erziehungs-

pflichtige bei der Vernachlässigung ihrer Pflichten gegenüber Jugendlichen

strafrechtlich belangt werden konnten (§§ 6- 8 JGG 1952).

54 Schmidt, H.-T.: Das Jugendstrafrecht in der DDR in: Lange, R./ Meissner, B./ Pleyer, K.,
Probleme des DDR- Rechts S. 147
55 Plath, J., Das Jugendgerichtsgesetz der DDR von 1952 – Eine darstellende und vergleichen-
de Untersuchung, 2005, S.188.
56 Schmidt, H.-T. Das Jugendstrafrecht in der DDR, in Lange, R./ Meissner, B./ Pleyer, K, Prob-
leme des DDR-Rechts, S.148
57 Plath, J., Das Jugendgerichtsgesetz der DDR von 1952 – Eine darstellende und
vergleichende Untersuchung, 2005, S.1
58 Nathan, H., Das neue Jugendgerichtsgesetz, NJ 1952, S.247
59 Lekschas, J., Gegen bürgerlich- idealistische Tendenzen in der Theorie des Jugendstraf-
rechts, SuR 1958, S. 384
60 vgl. Lekschas, J. ( Leitung Autorenkollektiv), Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1988, S. 292
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Ein Jugendlicher konnte nach dem JGG 1952 nur dann strafrechtlich zur Ver-

antwortung gezogen werden, wenn er die geistige und sittliche Reife besaß (§ 4

JGG 1952). Er musste reif genug sein, um die gesellschaftliche Gefährlichkeit

der Tat einzusehen. Es stand nicht mehr wie im JGG von 1923 das Unrecht der

Tat im Vordergrund, sondern die Gesellschaftsgefährlichkeit. Als eine wichtige

Grundlage von Gerechtigkeit und Gesetzlichkeit wurde die richtige Einschät-

zung der Gesellschaftsgefährlichkeit einer Handlung anerkannt. Die Gefähr-

dung der gesellschaftlichen Entwicklung präge das Wesen der Gesellschaftsge-

fährlichkeit. Straftaten seien eine Hemmnis für die Entwicklung zu einer sozialis-

tischen Gesellschaft. In jeder Straftat würden sich die Nachwirkungen des Kapi-

talismus zeigen, der die menschliche Gemeinschaft zersplittere und die Men-

schen isoliere.61

Es musste im Verfahren festgestellt werden, ob der Jugendliche grundsätzlich

fähig war, den durch seine Handlung angerichteten Schaden, den er der Ge-

sellschaft zugefügt hat, zu erkennen und ob er die moralisch- politische Ver-

werflichkeit seiner Tat eingesehen hatte.62 Die fehlende Verantwortungsreife

wurde bei Jugendlichen als Regel angenommen und musste seitens des Ge-

richts widerlegt werden.63

Als Rechtsfolgen waren im JGG Erziehungsmaßnahmen und die Freiheitsent-

ziehung bestimmt. Dabei sollten Erziehungsmaßnahmen die Regel sein und nur

wenn das Gericht sie für ungenügend hielt sollte auf Strafe erkannt werden. Der

Schutz der Gesellschaft und der Ordnung und die Gefährlichkeit der Tat sollten

für diese Abgrenzung maßgeblich sein.64

Als Erziehungsmaßnahmen waren Verwarnung, Weisung, Familien- und Heim-

erziehung und Schutzaufsicht vorgesehen (§§ 9- 15 JGG 1952). Sie waren

nicht dazu bestimmt, den Jugendlichen zu bestrafen, sondern hatten aus-

schließlich Erziehungsfunktion.65 Nach § 9 II JGG konnten mehrere Erzie-

61 Krutzsch, W., Die programmatische Erklärung und der Beschluss des Staatsrates über die
weitere Entwicklung der Rechtspflege- Richtschnur für die Arbeit der Justizorgane, NJ 1961, S.
738, 739
62 Müller, W., Die Prüfung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Jugendlicher nach § 4 JGG, NJ
1957, S. 424, 427
63 Hartmann, R., Das künftige Jugendstrafrecht, NJ 1967, S. 146
64 Stegmann, M., Zur Anwendung des Jugendgerichtsgesetzes, NJ 1953 S.195
65 Szewczyk, H., Das neue Jugendstrafrecht und seine Grundlagen vom Stand der Jugendpsy-
chiatrie NJ 1961, S. 457
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hungsmaßnahmen nebeneinander angeordnet werden, so dass jeweils die ge-

eigneten Maßnamen für die Jugendlichen gefunden werden konnten.66

Als einzige Strafe konnte die Freiheitsentziehung ausgesprochen werden. Die-

se wurde in speziellen Jugendhäusern vollzogen (§ 17 JGG 1952). Sie unterlag

nach dem Gesetz keinen speziellen Voraussetzungen. Das Gericht sollte je-

doch vor der Verhängung überprüft haben, ob eine Erziehungsmaßnahme nicht

ausreichend wäre. In Abgrenzung zu der Freiheitsstrafe im allgemeinen Straf-

recht sollte die Strafe der unterschiedlichen psychischen und physischen Ei-

genart der Jugendlichen entsprechend ausgestaltet werden. Der Grund für die-

sen Unterschied wurde nicht in der anderen Qualität der Verantwortlichkeit ge-

genüber Erwachsenen, sondern im Vorliegen besonders günstiger Vorausset-

zungen für eine erzieherische Einwirkung gesehen.67

Die Dauer der Freiheitsentziehung konnte zwischen drei Monaten und 10 Jah-

ren liegen. Für die genauere Bestimmung des Strafrahmens war nach § 17 II

JGG 1952 der Strafrahmen des allgemeinen Strafrechts mit den eben genann-

ten Ober- und Untergrenzen maßgebend. Wenn das Gericht eine dreimonatige

Strafe nicht für angemessen hielt, musste es eine Erziehungsmaßnahme ver-

hängen. Eine Freiheitsentziehung für eine Dauer von weniger als drei Monaten

wurde als schädlich für die Jugendlichen angesehen. Es würde bei derart kur-

zen Freiheitsstrafen keine nachhaltige erzieherische Beeinflussung stattfin-

den.68

Nach §§ 18- 20 JGG 1952 konnte das Gericht die Vollstreckung der Freiheits-

strafe aussetzen, wenn zu erwarten war, dass sich der Verurteilte in der Bewäh-

rungszeit verantwortungsbewusst verhält und auch in Zukunft mit einem sol-

chen Verhalten gerechnet werden kann. In diesen Fällen der „bedingten Verur-

teilung“ wurde ein Urteil mit Strafausspruch gefällt, welches bei Nichteinhaltung

der dem Jugendlichen für die Bewährungszeit auferlegten Pflichten dennoch

vollstreckt werden konnte (§ 20 II JGG 1952).

Gegen Jugendliche war nach dem JGG 1952 sowohl das Strafbefehlsverfahren

als auch das beschleunigte Verfahren unzulässig. Die in diesen Verfahren

durchgeführte summarische Prüfung widerspreche dem Grundsatz, dass das

66 Stegmann, M., Zur Anwendung des Jugendgerichtsgesetzes, NJ 1953, S. 195
67 Lehrbuch des Strafrechts, Allgemeiner Teil, 1957, S. 575
68 Lehrbuch des Strafrechts, Allgemeiner Teil, 1957, S. 576
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Verfahren gegen Jugendliche mit einer erhöhten Sorgfalt durchgeführt werden

solle.69

Die Strafverfahren gegen Jugendliche fanden nach §§ 29 I JGG 1952 vor den

Jugendgerichten statt. In diesen Verfahren wurden auch Jugendstaatsanwälte

bestellt. Diese sollten, ebenso wie die Jugendrichter und Schöffen, erzieherisch

befähigt sein.

2. Die Reform von 1968

Ende der 50er Jahre stieg in der DDR das Bedürfnis nach einer Reform, da die

strikte Trennung der Jugendstrafrechtsfragen von den Problemen der allgemei-

nen Bekämpfung der Kriminalität als nicht mehr sinnvoll erachtet wurde.70 Zur

vollen einheitlichen Entfaltung der sozialistischen Ideologie und zur Herausbil-

dung eines einheitlichen sozialistischen Bewusstseins sollte es keine getrenn-

ten Wege für Erwachsene und Jugendliche mehr geben.71 Dieses führe nur zu

einer Absonderung der Jugendprobleme von den allgemeinen Fragen der so-

zialistischen Gesellschaft.72 Zudem wurden die bis dahin auftretenden Mängel

in der Kriminalitätsbekämpfung der Spaltung von Jugend- und Erwachsenen-

kriminalität zugeschrieben.73

Das politische Selbstverständnis der DDR war davon geprägt, dass im Grund-

satz letztlich auch der Jugendliche als ein verantwortlicher Teil des sozialisti-

schen Staates angesehen wurde. Es sollten zwar nach wie vor gewisse Unter-

schiede in der Behandlung von Jugendlichen und Erwachsenen bestehen blei-

ben, jedoch bedürfe es keines komplett eigenen Verfahrens.

Am 12.01.1968 traten in der DDR ein neues Strafgesetzbuch74 und eine neue

Strafprozessordnung75 in Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieser Vorschriften wurde

69 Nathan, H., Das neue Jugendgerichtsgesetz, NJ 1952, S. 249
70 Lekschas, J./Fräbel, A., Bedarf die Regelung des Strafverfahrens gegen Jugendliche einer
Veränderung, NJ 1959, S. 341
71 Grathenauer, K., Die Überwindung der Sonderstellung des Jugendstrafrechts - ein gesell-
schaftliches Erfordernis, in: Beiträge zur Bekämpfung der Jugendkriminalität, 1961, S. 94
72 Lekschas, J./Fräbel, Al.: Bedarf die Regelung des Strafverfahrens gegen Jugendliche einer
Veränderung NJ 1959, S. 342.
73 Grathenauer, K., Die Überwindung der Sonderstellung des Jugendstrafrechts - ein gesell-
schaftliches Erfordernis, in: Beiträge zur Bekämpfung der Jugendkriminalität, 1961, S. 97
74 GBl 1968, S. 1 ff.
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das JGG 1952 außer Kraft gesetzt. Die neuen Gesetze enthielten jeweils mate-

riellrechtliche bzw. verfahrensrechtliche Besonderheiten für Jugendliche.76 Da-

mit wurde einer bereits lange bestehenden Forderung nach einer Vereinigung

des Jugendstrafrechts mit dem allgemeinen Strafrecht entsprochen.77

Die Abschaffung des JGG 1952 und somit die Eingliederung der jugendrechtli-

chen Regelungen in das allgemeine Strafrecht hatte keinen Einfluss auf die

hochrangige Stellung, die die Erziehung von Kindern und Jugendlichen in der

DDR hatte. Durch die Einbeziehung der Regelungen für Jugendliche in das Ge-

samtsystem des Strafrechts und des Strafprozessrechts wurde die Besonder-

heit der Bestimmungen für Jugendliche noch betont. Mittels dieser Vereinheitli-

chung wurde der gesamtgesellschaftliche Erziehungsauftrag deutlich ge-

macht.78

Die Abschnitte für Jugendliche im StGB (DDR) und der StPO (DDR) waren Be-

standteile des Gesamtsystems des Strafrechts. Die allgemeinen Regelungen

des Gesamtsystems galten – soweit nichts anderes bestimmt war - auch im Ju-

gendstrafrecht.79

Im Folgenden werden die Neuerungen sowohl der materiell- rechtlichen als

auch der prozessualen Regelungen im Vergleich zum JGG 1952 kurz darge-

stellt.

a) Materiell- rechtliche Regelungen

Im Einzelnen waren im 4. Kapitel des StGB (DDR) die Besonderheiten der straf-

rechtlichen Verantwortlichkeit Jugendlicher geregelt. Die Vorschriften der §§ 65

und 66 StGB (DDR) enthielten die Voraussetzungen, die in Bezug auf das Le-

bensalter und den Bewusstseins- und Entwicklungsstand bei den Jugendlichen

vorliegen mussten, um in materiellrechtlicher Hinsicht beurteilt werden zu kön-

nen. Als Jugendlicher im Sinne des Strafgesetzes galt derjenige, der über vier-

zehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alt war. Eine Unterscheidung zwischen

Jugendlichen und Heranwachsenden sah das StGB (DDR) nicht vor.

75 GBl 1968, S. 49 ff.
76 Diese werden in Kap. 2 und 3 der Arbeit ausführlich erläutert
77 Hartmann, R., Das künftige Jugendstrafrecht, NJ 1967, S. 144
78 Hartmann, R., Das künftige Jugendstrafrecht, NJ 1967, S. 144
79 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 217.
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Die Bestimmungen der §§ 67- 76 StGB (DDR) regelten die verschiedenen –

gegenüber Erwachsenen unterschiedlichen - Rechtsfolgen im Strafverfahren

gegen Jugendliche.

Um bei der Bewertung des strafrechtlichen Verhaltens den Unterschieden zwi-

schen Erwachsenen und Jugendlichen gerecht zu werden, waren nach § 65 III

StGB (DDR) so genannte entwicklungsbedingte Besonderheiten bei Jugendli-

chen zu berücksichtigen.80 Diese hatten insbesondere Bedeutung für die Beur-

teilung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und die Auswahl, Ausgestaltung

und Verwirklichung der geeigneten Maßnahme.81

Andere Neuerungen im Vergleich zum JGG 1952 waren die Voraussetzungen

der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Jugendlicher. Bezugspunkt war von nun

an nicht mehr die Einsichtsfähigkeit in Bezug auf die gesellschaftliche Gefähr-

lichkeit der Tat, sondern die Fähigkeit des Jugendlichen, sich bei seinen Ent-

scheidungen von den geltenden Regeln des gesellschaftlichen Zusammenseins

leiten zu lassen (§ 66 StGB (DDR)). In der Praxis brachte diese Veränderung

jedoch keinen wesentlichen Unterschied, da der Jugendliche weiterhin die Fä-

higkeit haben musste, zu erkennen, dass die Tat nicht den Regeln der Gesell-

schaft entsprach.82

Die Verantwortlichkeit musste jedoch im Gegensatz zu der Regelung des JGG

1952 in jedem Verfahren ausdrücklich festgestellt werden. Der Grundgedanke,

dass jeder Jugendliche durch die Erziehung und Einwirkung in die Entwicklung

die Fähigkeit erwirbt, sich von den Regeln des gesellschaftlichen Zusammenle-

bens leiten zu lassen, lag den Regelungen des StGB zu Grunde.83

Das System der Rechtsfolgen für Jugendliche im StGB verlief nicht mehr zwei-

spurig, wie dies im JGG 1952 noch der Fall war, d.h. es wurde nicht mehr in Er-

ziehungsmaßnahmen und Strafen unterteilt. Der Grund lag in der Auffassung,

dass es im sozialistischen Strafrecht keinen Gegensatz zwischen Strafen und

80 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5.Aufl., 1987, S. 217.
81 Amboss, M., Die Bedeutung entwicklungsbedingter Besonderheiten und der Tatmotive für die
strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher, Der Schöffe 1979 S. 39
82 Plath, J., Das Jugendgerichtsgesetz der DDR von 1952 – Eine darstellende und vergleichen-
de Untersuchung, 2005, S. 172; vgl. auch: Schmidt, H.-T., Das Jugendstrafrecht in der DDR, in:
Lange, R., / Meissner, B./ Pleyer, K., Probleme des DDR-Rechts, S. 154
83 Hartmann, R., Das künftige Jugendstrafrecht, NJ 1967, S. 146; siehe auch: Schmidt, H.-T.,
Das Jugendstrafrecht in der DDR, in: Lange, R., / Meissner, B./ Pleyer, K, Probleme des DDR-
Rechts, S. 154
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Erziehen geben solle, so dass bei den Maßnahmen auch keine Unterteilung

geboten sei.84 Es gab lediglich noch die Bezeichnung „Maßnahmen der straf-

rechtlichen Verantwortlichkeit“.85 Dieser Begriff sollte zum Ausdruck bringen,

dass nicht die Strafe der zentrale Begriff der Straftatfolge ist, sondern die Ver-

antwortlichkeit des Täters vor der Gesellschaft.86

Unter den Begriff der Maßnahmen fielen fünf verschiedene Formen der Sankti-

onen: Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaftliches Organ der

Rechtspflege, Auferlegung besonderer Pflichten durch das Gericht, Strafen oh-

ne Freiheitsentzug, Strafen mit Freiheitsentzug und die Zusatzstrafen.

Die bedeutendste Veränderung der Rechtsfolgen im Jugendstrafrecht war im

Bereich der Strafen mit Freiheitsentzug zu erkennen. Im Jahre 1968 gab es drei

Arten von Strafen mit Freiheitsentzug: die Jugendhaft, die Einweisung in ein

Jugendhaus und die Freiheitsstrafe. Die Jugendhaft und die Einweisung in ein

Jugendhaus waren für Jugendliche im 4. Kapitel des StGB speziell geregelt. Im

Gegensatz dazu verwies das StGB hinsichtlich der Freiheitsstrafe vollständig

auf die allgemeinen Regelungen. Damit gab es in Bezug auf die Freiheitsstrafe

keine eigenständigen Regelungen für Jugendliche mehr.

b) Verfahrensrechtliche Regelungen

Der 5. Abschnitt der StPO (DDR) 1968 enthielt die Besonderheiten des Straf-

verfahrens gegen Jugendliche.

Diese betreffen in den §§ 69-77 StPO (DDR) die Mitwirkung Dritter im Verfah-

ren gegen Jugendliche, das Recht des Jugendlichen auf Verteidigung, das Er-

fordernis einer sachkundigen Durchführung des Verfahrens sowie die Einstel-

lung, aber auch die Übergabe des Verfahrens gegen Jugendliche an gesell-

schaftliche Erziehungsträger und gesellschaftliche Organe der Rechtspflege.

Eine Neuerung im Vergleich zum JGG 1952 war die gesetzliche Regelung der

Einbeziehung von gesellschaftlichen Organen in das Verfahren gegen Jugend-

liche in § 77 i.V.m. 58 StPO (DDR). Die gesellschaftlichen Gerichte wurden

84 vgl. Konzeption des sozialistischen Strafgesetzbuches (unveröff. Dok.), 1964, S. 23
85 Diese Einspurigkeit der Rechtsfolgen wurde in der BRD nicht anerkannt. Aufgrund der deutli-
chen Verschiedenartigkeit der Sanktionen erkannte man dem System eine Mehrspurigkeit zu,
vgl. Maurach, R., Das neue Jugendstraf- und Verfahrensrecht der DDR, JOR 1969 S. 10
86 vgl. Renneberg, J., Die Grundsätze des sozialistischen Strafrechts der DDR, NJ 1967, S. 107
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zwar auch schon vor der Reform 1968 am Verfahren beteiligt, jedoch gab es

dafür keine gesetzliche Stütze.87 Durch die Schaffung der Rechtsgrundlage in

der StPO (DDR) wurde der Grundsatz der Beteiligung der Bürger an der

Rechtspflege (Art. 6 StGB) verdeutlicht.

Weiterhin gab es eine Veränderung auf dem Gebiet der Verfahrensarten. In der

„neuen StPO“ war das beschleunigte Verfahren auch gegen Jugendliche nach

§ 257 ff. StPO (DDR) zulässig, wobei es jedoch der Einschränkung des § 258

StPO (DDR) unterlag.

Eine weitere Besonderheit gab es auf prozessualer Ebene im Bereich der

Rechtsmittel. Der Verteidiger sowie die Erziehungsberechtigten des Jugendli-

chen konnten, auch gegen seinen Willen, sowohl für den Jugendlichen als auch

im eigenen Namen Rechtsmittel einlegen.88

Mit der Abschaffung eines eigenen Jugendgerichtsgesetzes wurde ebenso die

spezielle Jugendgerichtsbarkeit abgeschafft. Die Zuständigkeit regelte sich für

Jugendliche damit nach dem Gerichtsverfassungsgesetz89. Die allgemeinen

Gerichte waren zugleich auch Jugendgerichte.90

Zudem war die Verhandlung vor dem Gericht auch in Verfahren gegen Jugend-

liche nach der „neuen StPO“ grundsätzlich öffentlich. Das Gericht konnte die

Öffentlichkeit ausschließen, wenn bei Zulassung der Öffentlichkeit Nachteile für

die Erziehung des Angeklagten zu befürchten waren (§ 211 II StPO (DDR)).

Der frühere Grundsatz91 der Nichtöffentlichkeit bei Verfahren gegen Jugendli-

che wurde somit zur Ausnahme umfunktioniert.

87 vgl. Ausführungen zur Entwicklung der gesellschaftlichen Gerichte 2. Kap. II 2. a); 4. Kap. III
2. b)
88 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 334; Plath S. 184
89 GBl. 1963, S. 45 ff.
90 Maurach, R., Das neue Jugendstraf- und Verfahrensrecht der DDR, JOR 1969, S. 17
91 „§ 41 JGG 1952: Die Verhandlung ist nicht öffentlich; es kann jedoch durch Beschluss des
Gerichts die Öffentlichkeit angeordnet werden.“
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2. Kapitel: Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlich-

keit (§§ 65- 79 StGB (DDR))

I. Strafrechtliche Verantwortlichkeit

In der DDR konnten Jugendliche nach § 65 StGB (DDR) nur dann strafrechtlich

zur Verantwortung gezogen werden, wenn sie sowohl in Bezug auf das Le-

bensalter, als auch auf das Entwicklungsniveau gewissen Anforderungen

entsprachen.

Das Jugendalter umfasste wie in oben92 bereits dargestellt die gesamte Ent-

wicklungsetappe vom 14. bis zum 18. Lebensjahr. Die sich aus dem Jugendal-

ter ergebende Besonderheit für die Bewertung von Straftaten wurde dadurch

berücksichtigt, dass die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher speziel-

len Voraussetzungen unterlag. Die materiellrechtlichen Bestimmungen über die

Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Jugendlicher galten für

alle Taten, die Jugendliche vor ihrem 18. Geburtstag begangen hatten. Sie gal-

ten somit auch, wenn sie während des Verfahrens volljährig wurden.

Diese Bestimmungen sollen nachfolgend dargestellt werden.

1. Entwicklungsbedingte Besonderheiten, § 65 III StGB (DDR)

Für die Feststellung und Verwirklichung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

eines Jugendlichen waren gem. § 65 III StGB (DDR) die entwicklungsbedingten

Besonderheiten von Bedeutung. Diese Regelung war eine grundlegende Be-

stimmung für die differenzierte, von der erwachsener Täter abzugrenzende

staatliche Reaktion gegenüber Jugendlichen.93

Die entwicklungsbedingten Besonderheiten ergaben sich daraus, dass Jugend-

liche sich noch im Prozess der sozialen Bildung ihrer Persönlichkeit befanden.

Insbesondere die Aneignung gesellschaftlicher Normen, Werte und sozialisti-

scher Einstellungen sowie die Herausbildung der Fähigkeiten zu verantwor-

92 Siehe Angaben zum Begriff des Jugendlichen 1. Kap.II
93 Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Schuldfähigkeit Jugendlicher und zu den entwicklungsbeding-
ten Besonderheiten, NJ 1988, S. 223
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tungsbewusstem Verhalten stellten Merkmale dar, die diese Besonderheiten

formten.94

Sie wurden zudem durch die Persönlichkeit des Jugendlichen in Wechselwir-

kung mit seinen Lebens- und Erziehungsbedingungen geprägt.95 Ihre Heraus-

bildung war maßgeblich von der realen gesellschaftlichen Situation abhängig, in

der der Jugendliche erzogen wurde, lebte und arbeitete.96

Die entwicklungsbedingten Besonderheiten waren in einem Strafverfahren je-

doch nur dann festzustellen bzw. von Bedeutung, wenn sie tatbezogen wirksam

geworden sind, d.h. das Entscheidungs- und Tatverhalten des Jugendlichen

beeinflussten.97 Aus diesem Grunde waren sie immer in enger Verbindung mit

der Entscheidungssituation und dem Tatgeschehen zu sehen.98 Damit orientier-

te man sich nicht an den allgemeinen Besonderheiten des Jugendalters, son-

dern an individuell, entwicklungsbedingten Eigenheiten, die in der vom Jugend-

lichen begangenen Straftat zum Ausdruck kamen.99 Die Feststellung der ent-

wicklungsbedingten Besonderheiten war keine Ermessensfrage des Gerichts,

sondern es war in jedem Verfahren gegen Jugendliche zu prüfen, ob und inwie-

fern derartige Besonderheiten vorliegen.100

Ausdrucksformen der im Strafrecht zu berücksichtigenden entwicklungsbeding-

ten Besonderheiten konnten u.a. sein:

- erhebliche soziale Integrations- und Kontaktschwierigkeiten

- erhebliche Beeinflussbarkeit infolge noch ungefestigter Persönlichkeit in

Verführungssituationen

94 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 217
95 Schlegel, J./ Amboss, M., Die Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Jugend-
licher, NJ 1977, S. 367
96 Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Schuldfähigkeit Jugendlicher und zu den entwicklungsbeding-
ten Besonderheiten, NJ 1988, S. 224
97 Amboss, M., Die Bedeutung entwicklungsbedingter Besonderheiten Jugendlicher für die
Schuldbewertung, NJ 1974, S. 643; siehe auch ders.: Die Bedeutung entwicklungsbedingter
Besonderheiten und der Tatmotive für die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher, Der
Schöffe 1979 S. 39
98 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 217
99 Schlegel, J./ Amboss, M., Zu den Voraussetzungen der Schuldfähigkeit Jugendlicher und der
Bewertung der entwicklungsbedingten Besonderheiten in: Szewczyk, H., Der fehlentwickelte
Jugendliche und seine Kriminalität, S. 251
100 Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Schuldfähigkeit Jugendlicher und zu den entwicklungsbeding-
ten Besonderheiten, NJ 1988, S. 223
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- negative Gruppenabhängigkeit eines leicht beeinflussbaren Jugendlichen

bzw. Streben nach Anerkennung in der Gruppe, die in positiver Bezie-

hung versagt bleibt.101

Insbesondere in Verbindung mit ungünstigen Lebensbedingungen konnten der-

artige Erscheinungen zu ungefestigten Einstellungen und negativen Verhal-

tensweisen führen.

Die entwicklungsbedingten Besonderheiten waren bei der Schuldbewertung zu

berücksichtigen und ein eventueller Einfluss auf den Grad der Schuld war zu

diskutieren.

Um diese gesetzliche Regelung in der praktischen Arbeit sinnvoll zu handha-

ben, wurde der Grundsatz entwickelt, dass die entwicklungsbedingten Beson-

derheiten für eine Minderung des Schuldgrades nur dann relevant sind, wenn

die von ihnen ausgehende Wirkung die Entscheidung zur Tat wesentlich beein-

flusst oder mitbestimmt hat und es dem Jugendlichen dadurch erschwert war,

den Anforderungen, die in Bezug auf gesellschaftsgemäßes Verhalten an ihn

gestellt wurden, gerecht zu werden.102 Schuldmindernde Umstände konnten

sich insbesondere im Zusammenhang mit Entwicklungsverzögerungen, unver-

schuldeten psycho-sozialen Fehlentwicklungen infolge ungünstiger Lebens- und

Erziehungsbedingungen, intellektueller Minderbegabung oder anderer den Ent-

wicklungsverlauf störender Faktoren ergeben.

Die entwicklungsbedingten Besonderheiten waren jedoch auch stets in das rich-

tige Verhältnis zu den objektiven und subjektiven Umständen der Tat zu setzen.

Der maßgebliche Bezugspunkt für die Strafzumessung blieb die Tatschwere.

Bei einer erkennbaren erheblichen Gewalttätigkeit oder einem egoistischen Be-

reicherungsstreben des Jugendlichen kamen den entwicklungsbedingten Be-

sonderheiten trotz eines entsprechenden Tatbezugs kein strafmildernde Bedeu-

tung zu.103

Da es für die Gerichte in manchen Fällen schwierig zu erkennen war, ob ent-

wicklungsbedingte Besonderheiten bei der Entscheidung zur Tat oder der Vor-

101 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 217-218
102 Amboss, M, Die Bedeutung entwicklungsbedingter Besonderheiten Jugendlicher für die
Schuldbewertung NJ 1974, S. 643
103 ders. S. 645
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gehensweise eine Rolle gespielt hatten, war häufig die Heranziehung eines

Sachverständigen notwendig.

2. Schuldfähigkeit, § 66 StGB (DDR)

So wie die Feststellung, ob entwicklungsbedingte Besonderheiten vorliegen,

war die Prüfung der Schuldfähigkeit gem. § 66 StGB (DDR) eine persönliche

Voraussetzung für die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher. Sie war in

jedem Verfahren ausdrücklich zu prüfen und festzustellen.104 Die Schuldfähig-

keit wurde als eine soziale Eigenschaft, die der Jugendliche im sozialen Ent-

wicklungsprozess, vorwiegend durch staatlich- gesellschaftliche Bildung und

Erziehung erwirbt, beschrieben.105 Sie umfasste sowohl die intellektuellen, als

auch die charakterlichen und emotionalen Bereiche der jugendlichen Persön-

lichkeit.106 Sie wurde dann angenommen, wenn der Jugendliche zur Zeit der Tat

auf Grund des erreichten Entwicklungsstandes über ein individuelles Bewusst-

sein verfügte, welches ihm ermöglichte, sein soziales Verhalten selbst zu steu-

ern und zu lenken.107 Die Schuldfähigkeitsprüfung sollte stets darauf ausgerich-

tet sein festzustellen, ob der Jugendliche im Hinblick auf die von ihm begange-

ne Straftat die Fähigkeit besaß, eine gesellschaftsgemäße Entscheidung zu

treffen.108

Als Voraussetzung für die Annahme der Schuldfähigkeit wurde demzufolge be-

stimmt, dass der Jugendliche auf Grund des erreichten Entwicklungsstandes

seiner Persönlichkeit ein Minimum an sozialen Verhaltensdispositionen – die

der Altersgruppe 14jähriger entsprechen- erreicht haben musste.109 Dabei ging

der Gesetzgeber bereits davon aus, dass sich normal entwickelte Jugendliche

mit der Vollendung des 14. Lebensjahres die gesellschaftlichen Mindestanfor-

104 Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Schuldfähigkeit Jugendlicher und zu den entwicklungsbeding-
ten Besonderheiten, NJ 1988, S. 221
105 Lehrkommentar zum StGB, Band I, 2.Aufl., 1970, S. 250
106 Beschluss des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 22. März 1989: Zur Beiziehung von
Sachverständigengutachten für die Feststellung der Zurechnungsfähigkeit (§15, 16 StGB) und
der Schuldfähigkeit (§ 66 StGB), NJ 1989, S. 210
107 Lehrkommentar zum StGB, Band I, 2. Aufl.,1970, S. 250
108 Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Schuldfähigkeit Jugendlicher und zu den entwicklungsbeding-
ten Besonderheiten, NJ 1988, S. 221; vgl. auch Dettenborn, H./ Fröhlich, H.-H./ Szewczyk, H.,
Forensische Psychologie, 1984, S.229
109 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 219
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derungen bereits individuell angeeignet haben und somit ihr Verhalten anhand

der Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens ausrichten können.110 Zu

den gesellschaftlichen Forderungen gehörten die Aneignung sozialer Normen

und gesellschaftlicher Verhaltensfähigkeiten. Ein weiteres Kriterium, anhand

dessen die Abgrenzung vollzogen wurde, war die Herausbildung von Persön-

lichkeitsmerkmalen wie selbstständiges Urteilsvermögen, Selbstständigkeit und

die Fähigkeit zur Folgenkritik.111 Das Vorhandensein dieser Merkmale ließ den

Schluss zu, dass von dem Jugendlichen eine gewisse Verantwortung in Bezug

auf seine getroffenen Entscheidungen gefordert und ihm zugebilligt werden

konnte. 112

Nur wenn bei dem Richter aufgrund des Verhaltens des Jugendlichen Zweifel

an dessen Entwicklungsstand bestanden, war ein psychologisches Gutachten

beizuziehen.113

Wurde die Schuldfähigkeit verneint, war nach § 96 StPO (DDR) von der Einlei-

tung eines Ermittlungsverfahrens abzusehen oder das Verfahren gegen den

Jugendlichen gem. §§ 141 IV, 148 III StPO (DDR) einzustellen und dem am

Wohnsitz des Jugendlichen zuständigen Organ der Jugendhilfe hiervon Kennt-

nis zu geben.

a) Abgrenzung zur Schuld, § 5 StGB (DDR)

Erst wenn die Schuldfähigkeit positiv festgestellt worden war, konnte eine Prü-

fung der Schuld im Sinne des § 5 StGB (DDR) erfolgen.114 Die persönliche Ein-

zeltatschuld war streng von der Schuldfähigkeit zu unterscheiden. Mit der

Annahme der Schuldfähigkeit erfolgte noch keine Prüfung des Inhalts, Umfangs

und Grades der Schuld.115

Die Einzeltatschuld lag nach § 5 StGB (DDR) dann vor, wenn der Täter trotz der

Möglichkeit zu einem gesellschaftsgemäßen Verhalten durch verantwortungslo-

110 Werner, R., Zum Faktor „Aktivität“ bei der Beurteilung der Schuldfähigkeit jugendlicher
Rechtsverletzer nach § 66 StGB , Staat und Recht 1974 S. 389
111 ders. S. 390; siehe auch: Schlegel/ Amboss: NJ 1988, S. 223
112 ders. S. 390
113 Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Schuldfähigkeit Jugendlicher und zu den entwicklungsbeding-
ten Besonderheiten, NJ 1988, S. 222
114 vgl. Amboss, M./ Fröhlich, H.-H., Schuld, Schuldfähigkeit und Schuldgrad bei Jugendlichen
in: Lekschas, J., Seidel, D., Dettenborn, H. (Hrsg.), Studien zur Schuld, 1975, S. 119
115 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 544
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ses Handeln eine Straftat beging. Die Schuld und ihr Ausprägungsgrad waren

in jedem Verfahren individuell zu bestimmen. Die Schuldbewertung hatte an-

hand aller objektiven und subjektiven Umstände der Tat, zusammen mit der

Tatsituation, der Persönlichkeit des Täters und der Ursachen und Bedingungen

für das Tatverhalten zu erfolgen.116 Diese Schuldprüfung galt gleichermaßen

sowohl für Erwachsene, als auch für Jugendliche.117

Bei der Bestimmung der Schuld von jugendlichen Straftätern konnten die ent-

wicklungsbedingten Besonderheiten als zusätzliche Schuldtatsachen schuld-

mindernde Bedeutung erlangen.118 Sie konnten sich jedoch nur dann schuld-

mindernd auswirken, wenn sie im Hinblick auf das Tatgeschehen verhaltens-

wirksam geworden, d.h. in der Straftat zum Ausdruck gekommen sind.119

Dies wurde dann angenommen, wenn durch den Zusammenhang zwischen den

entwicklungsbedingten Problemen und der Tatsituation es dem Jugendlichen

erschwert war, den gesellschaftsgemäßen Anforderungen, die an ihn gestellt

wurden gerecht zu werden. Die Besonderheiten mussten die Entscheidung zur

Tat wesentlich beeinflusst oder mitbestimmt haben.120

Ebenso gab es Auffassungen, die die Frage der Schwere der Schuld jugendli-

cher Täter ohne den Aspekt der Tatbezogenheit beurteilten.121 Dabei wider-

sprachen sie jedoch schon dem Wortlaut der zentralen Schuldvorschrift des § 5

Abs. 2 StGB (DDR), nach dem alle Umstände für die Schuldbewertung tatbezo-

gen erfasst wurden.122

Entwicklungsbedingte Besonderheiten, die insbesondere in Bezug auf die Fest-

stellung der Schuld wirksam geworden waren, waren z.B. unverschuldete gra-

vierende Fehlentwicklungen, intellektuelle Minderbegabungen und andere Fak-

116 Amboss, M./ Fröhlich, H.-H., Schuld, Schuldfähigkeit und Schuldgrad bei Jugendlichen in:
Lekschas, J., Seidel, D., Dettenborn, H. (Hrsg.), Studien zur Schuld, 1975, S. 125
117 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 544
118 vgl. OG- Urteil vom 17. Oktober 1985- OGI, 1985 S.38
119 vgl. Arnold, J., Strafzumessung bei jugendlichen Ersttätern, 1986, S. 45
120 Amboss, M./ Fröhlich, H.-H., Schuld, Schuldfähigkeit und Schuldgrad bei Jugendlichen in:
Lekschas, J. Seidel, D., Dettenborn, H. (Hrsg.), Studien zur Schuld, 1975, S. 125+ 128
121 So z.B. Schubring, M., Zum Zusammenhang zwischen Ursachen und Bedingungen einer
Straftat und der strafrechtlichen Schuld bei jugendlichen Tätern gegen das Eigentum in:
Szewczyk, H.: Der fehlentwickelte Jugendliche und seine Kriminalität, S. 236-237
122 vgl. Arnold, J., Strafzumessung bei jugendlichen Ersttätern, 1986, S. 45
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toren, die den Entwicklungsverlauf des Jugendlichen stark beeinträchtigten.123

Das Gericht hatte die Art und den Umfang des Einflusses der Besonderheiten

auf das Entscheidungs- und somit Tatverhalten festzustellen und demnach den

Grad der Schuld zu bestimmen.124

Der Grad der Schuld orientierte sich jedoch nicht am jeweiligen Alter des Ju-

gendlichen. Es wurde zwar teilweise nicht für abwegig gehalten, einen Zusam-

menhang zwischen der Zunahme der Selbstbestimmungsfähigkeit und der

Möglichkeit zum Erwerb sozialer Reife einerseits und dem Grad der Schuld an-

dererseits herzustellen.125 Dagegen wurde aber angeführt, eine Schulderschwe-

rung könne nicht allein aus zunehmendem Alter des Jugendlichen hergeleitet

werden.126 Ebenso sei die „Regel“, dass bei jüngeren Jugendlichen von einer

geringeren Schuld als bei Älteren ausgegangen werden kann, zu undifferenziert

und nicht anwendbar.127 Das Alter könne nur in den entwicklungsbedingten Be-

sonderheiten zum Ausdruck kommen und somit den Grad der Schuld mit-

bestimmen.

Entscheidend für die Schuldprüfung bei Jugendlichen war daher, dass man die

Bedeutung der sich aus den Entwicklungsbesonderheiten ergebenden schuld-

mindernden Aspekte stets im Zusammenhang und in ihrer wechselseitigen Be-

dingtheit mit den anderen Schuldtatsachen bestimmt. Sie waren zudem in rich-

tiger Relation zum konkreten Tatgeschehen zu beurteilen, damit es nicht zu ei-

ner fehlerhaften Beurteilung des Schuldgrades kam.128

b) Abgrenzung zur Zurechnungsfähigkeit, § 15 StGB (DDR)

Die nach § 66 StGB (DDR) zu prüfende Schuldfähigkeit war ebenso streng von

der in § 15 StGB (DDR) zu bestimmenden Zurechnungsfähigkeit des Täters zu

123 Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Schuldfähigkeit Jugendlicher und zu den entwicklungsbeding-
ten Besonderheiten, NJ 1988, S. 225
124 Schlegel, J./ Amboss, M., Die Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Ju-
gendlicher, NJ 1977, S. 368
125 Buchholz, E., Buchholz, I.: Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und des
Strafverfahrens bei Jugendlichen, NJ, 1978, S. 103
126 Schlegel, J./ Amboss, M., Die Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Ju-
gendlicher, NJ 1977, S. 368
127 Schlegel, J./ Amboss, M., Die Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Ju-
gendlicher, NJ 1977, S. 368
128 Amboss, M., Die Bedeutung entwicklungsbedingter Besonderheiten und der Tatmotive für
die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher, Der Schöffe 1979 S. 40
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unterscheiden.129 Ebenso wie ein Erwachsener, war auch ein jugendlicher

Straftäter nicht strafrechtlich verantwortlich, wenn er im Zustand der Zurech-

nungsunfähigkeit gehandelt hat.130 Diese umfasste, im Gegensatz zur Schuld-

fähigkeit, die Beurteilung und Bewertung psychopathologischer Persönlichkeits-

veränderungen, im Sinne einer zeitweiligen oder dauerhaften krankhaften Stö-

rung. Zudem war die Zurechnungsfähigkeit nur bei Anhaltspunkten und nicht

immer ausdrücklich zu prüfen.131 Bei Hinweisen auf eine eventuelle psychopa-

thologische Persönlichkeitsveränderung, welche zu einer Zurechnungsunfähig-

keit geführt hätte, wurde eine psychiatrische Begutachtung gefordert.132

II. Rechtsfolgen

In den §§ 67- 79 StGB (DDR) waren die - gegenüber Erwachsenen unter-

schiedlichen - Rechtsfolgen bestimmt, die das Strafrecht als Reaktion auf de-

linquente Jugendliche vorgesehen hatte.

1. Absehen von der Strafverfolgung

Durch die gesetzlichen Regelungen der §§ 67 und 68 StGB (DDR) wurde den

Strafverfolgungsorganen die Möglichkeit eingeräumt, bei Vergehen Jugendli-

cher unter bestimmten Voraussetzungen von der Strafverfolgung abzusehen.

Prozessual erfolgt die Einstellung des Strafverfahrens nach §§ 75, 76 StPO

(DDR). Die §§ 67, 68 StGB (DDR) enthielten jedoch die materiellen Gründe für

das Absehen von einer Strafverfolgung. Diese Einstellung des Verfahrens stellte

keine Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit dar, sondern einen

staatlich- rechtlichen Akt der Organe der Rechtspflege. Trotzdem setzte diese

129 Vgl. Schlegel, J./ Amboss, M.: Die Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
Jugendlicher, NJ 1977, S. 368; Anderer Auffassung waren die Verfasser des Lehrbuch des
Strafrechts Allgemeiner Teil S. 338: Sie gingen davon aus, dass die Schuldfähigkeit „eine be-
sondere Variante der für das Jugendalter typischen Zurechnungsfähigkeit“ sei.
130 Amboss, M./ Fröhlich, H.-H., Schuld, Schuldfähigkeit und Schuldgrad bei Jugendlichen in:
Lekschas, J., Seidel, D., Dettenborn, H. (Hrsg.), Studien zur Schuld, 1975, S.121
131 Schlegel, J./ Amboss, M., in Szewczyk, H., Der fehlentwickelte Jugendliche und seine Krimi-
nalität, S. 254
132 ders. S. 259
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Rechtsfolge die individuelle Verantwortlichkeit des Jugendlichen voraus. Diese

musste positiv seitens des Gerichts festgestellt werden.133

Die erste, zusätzliche materielle Voraussetzung für ein Absehen von der Straf-

verfolgung war, dass die Straftat ein nicht erheblich gesellschaftswidriges Ver-

gehen darstellte. Dies wurde dann angenommen, wenn die Taten sowohl hin-

sichtlich der eingetretenen Folge und Schuld des Jugendlichen als auch unter

Berücksichtigung der entwicklungsbedingten Besonderheiten als nicht so

schwerwiegend anzusehen waren, dass eine Maßnahme der strafrechtlichen

Verantwortlichkeit ausgesprochen und verwirklicht werden musste.134 Es muss-

te zur Überwindung der sozialen Fehlentwicklung des Jugendlichen ausrei-

chend erscheinen, eine Erziehungsmaßnahme durch die Organe der Jugendhil-

fe einzuleiten bzw. dass bereits eingeleitete Maßnahmen genügen. Die Maß-

nahmen sind in §§ 13, 23 der Verordnung über die Aufgaben und die Arbeits-

weise der Organe der Jugendhilfe (Jugendhilfeverordnung)135 bestimmt worden.

Sie sollten nicht nur den Jugendlichen zu gesellschaftsgemäßem Verhalten hin-

führen, sondern auch den Erziehungspflichtigen ihre rechtlich- gebotenen

Pflichten aufzeigen.136 Darunter fielen z.B. Auflagen an den Jugendlichen zur

Schadenswiedergutmachung oder zur Entschuldigung, Erziehungsaufsicht oder

Erziehungsauflagen an die Erziehungsberechtigten.137 Waren die Erziehung

oder die Entwicklung des Jugendlichen gefährdet und konnte man von einer

Unterstützung der Erziehungsberechtigten nicht ausgehen, konnten die Organe

der Jugendhilfe den Entzug des Erziehungsrechts oder einen Heimaufenthalt

anordnen (§ 23 JHVO).

Die möglichen bzw. bereits eingeleiteten Maßnahmen mussten eine Reaktion

auf die Straftat darstellen und sowohl vom Jugendlichen als auch von seinem

Umfeld z.B. seiner Schulklasse, als solche wahrgenommen werden.138

Die begangene Straftat musste zudem Ausdruck einer beginnenden oder auch

schon bestehenden sozialen Fehlentwicklung des Jugendlichen sein. Von einer

derartigen sozialen Fehlentwicklung sprach man, wenn in einem oder mehreren

133 Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1. Aufl., 1988, S. 375
134 Lehrkommentar Strafrecht, Band I, 2. Aufl., 1970, S. 252
135 GBl II 1966, S. 217 und 219 (JHVO)
136 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 221
137 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.107
138 Buchholz, I., Die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher und ihre Verwirklichung in
der DDR, Studienmaterial, 1980, S. 87
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Hauptbereichen des Lebens wie z.B. Elternhaus und Schule, Fehlverhaltens-

weisen des Jugendlichen aufgetreten waren. Diese Fehlhaltung musste seine

Persönlichkeit über einen längeren Zeitraum bestimmt haben.139

Ein einmaliges Fehlverhalten aus Undiszipliniertheit rechtfertigte nicht automa-

tisch die Annahme einer sozialen Fehlentwicklung.140

Ebenso konnte gem. § 67 II StGB (DDR) von der Strafverfolgung abgesehen

werden, wenn durch andere staatliche oder gesellschaftliche Erziehungsträger,

insbesondere Betriebe oder Schulen, bereits ausreichende Erziehungsmaß-

nahmen eingeleitet worden waren. Durch diese Bestimmung sollte den anderen

Erziehungsträgern die Möglichkeit eröffnet werden, erzieherisch auf den Ju-

gendlichen einzuwirken. Das Ziel wurde darin gesehen, die Aufmerksamkeit

des Kollektivs auch auf das künftige Verhalten des Jugendlichen zu lenken und

seine Entwicklung positiv zu steuern.141

Ebenso wurde durch diese Vorschrift dem Grundsatz aus Art. 6 StGB (DDR)

Rechnung getragen, dass auch die Bürger im Kampf gegen die Kriminalität ein

Recht zur Mitwirkung an der staatlichen Strafrechtspflege haben.142

Von den Regelungen des § 67 StGB (DDR) konnten sowohl die Staatsanwalt-

schaft, als auch andere Untersuchungsorgane Gebrauch machen, d.h. sie

konnten unter den Voraussetzungen des § 67 StGB (DDR) bereits davon abse-

hen, ein Ermittlungsverfahren einzuleiten.

Nach § 68 StGB (DDR) hatte das Gericht unter den gleichen Voraussetzungen

wie die des § 67 StGB (DDR) die Möglichkeit, bis zum Abschluss der Hauptver-

handlung von einer Durchführung des Verfahrens abzusehen.

2. Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

Die Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit für Jugendliche wurden

in § 69 StGB (DDR) abschließend aufgezählt. Die in Absatz I genannten Maß-

139 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.111
140 Lehrkommentar Strafprozessrecht, 1. Aufl., 1968, S. 124
141 Buchholz, I., Die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher und ihre Verwirklichung in
der DDR, Studienmaterial, 1980, S. 88
142 Lehrkommentar Strafrecht, Band I, 2. Aufl., 1970, S. 56; siehe auch Plath, J., Das Jugend-
gerichtsgesetz von 1952 - Eine darstellende und vergleichende Untersuchung, 2005, S. 173
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nahmen stellten selbstständige Maßnahmen dar. Diese konnten nur alternativ

gegen einen straffällig gewordenen Jugendlichen verhängt werden.143

a) Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaftliches Organ der

Rechtspflege (§ 28 StGB (DDR))

Als eine Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit bestimmte das StGB

(DDR) in § 69 i.V.m. § 28 StGB (DDR) die Beratung und Entscheidung durch

ein gesellschaftliches Organ der Rechtspflege. Dies stellte keine spezielle

Rechtsfolge für Jugendliche dar, sondern diese Maßnahme gehörte zum Allge-

meinen Teil des StGB und galt durch § 69 StGB (DDR) auch bei jugendlichen

Straftätern.

Gesellschaftliche Organe der Rechtspflege im Sinne des StGB (DDR) und der

StPO (DDR) waren die Konflikt- und Schiedskommissionen (auch gesellschaft-

liche Gerichte genannt). Ihr Tätigwerden wurde erstmals 1968 durch das Ge-

setz über die gesellschaftlichen Gerichte144, die Konfliktkommissions-—und

Schiedskommissionsordnung145 legitimiert.

Sie waren zwar keine staatlichen Organe, betrieben aber als Teil der Rechts-

sprechung Strafrechtspflege. Dies zeigte sich auch deutlich darin, dass die Be-

ratung und Entscheidung durch ein gesellschaftliches Gericht eine Maßnahme

der strafrechtlichen Verantwortlichkeit darstellte.146 Sie wurden als Organe der

Erziehung gesehen und übten im Rahmen der ihnen durch das Gesetz übertra-

genen Aufgaben Rechtssprechung aus.147 Sie erreichten insbesondere durch

die gründliche erzieherische Auseinandersetzung mit den Rechtsverletzern gute

Erfolge in ihrer Tätigkeit. Ihr Ziel war es, dass den Tätern ihr Fehlverhalten be-

wusst wird und sie dies selbst erkennen, um sie zu freiwilligen Leistungen und

Bewährung zu bewegen.148

143 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 548
144 GBl I 1968, S. 229 ff.
145 GBl I 1968, S. 299 ff.
146 Kaiser, G./Kerner, H-J./Sack, F./Schellhoss, H., Kleines kriminologisches Wörterbuch, 3.
Aufl. 1993, S. 165- 166
147 Heusinger, H-J., Neues Gesetz über die gesellschaftlichen Gerichte- Begründung des Ge-
setzesentwurfs, NJ 1982, S. 146- 147; vgl. auch Kaiser, G./Kerner, H-J./Sack, F./Schellhoss, H.,
Kleines kriminologisches Wörterbuch, 3. Aufl. 1993, S. 166,
148 Lehrkommentar Strafrecht, Band I, 2. Aufl., 1970, S. 151
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Die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte waren in ihrer Rechtsprechung

unabhängig. Sie waren, wie auch die staatlichen Organe der Rechtspflege, an

die Rechtsvorschriften der DDR gebunden.149 Die Beschlüsse der gesellschaft-

lichen Gerichte waren rechtlich verbindlich. Sowohl die Schuldfeststellung als

auch die Feststellung, dass der Beschuldigte die Tat nicht begangen hat, hatten

rechtliche Wirkung.150

Aufgrund der positiven Erfahrungen, die in den Jahren mit den gesellschaftli-

chen Gerichten gemacht wurden, wurden das Gesetz über die gesellschaftli-

chen Gerichte151 und die Konflikt152- und Schiedskommissionsordnungen153 am

25. März 1982 neu gefasst und traten am 1.1. 1983 in Kraft. Ihr Wirken war

derart erfolgreich, dass ihre Rechte durch diese Gesetzesänderung noch erwei-

tert wurden. Ziel der Erweiterung war es, die gesellschaftliche Wirksamkeit der

Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte zu erhöhen. Neben der Beratung war

nunmehr auch gesetzlich vorgesehen (vgl. § 17 GGG), dass die gesellschaftli-

chen Gerichte Auskünfte erteilen und bei der Erläuterung von Rechtsvorschrif-

ten mitwirken. Zudem hatten sie das Recht, zur Vermeidung von Rechtsstreitig-

keiten und Rechtsverletzungen Aussprachen durchzuführen und somit auch

außerhalb ihrer Beratungen rechtserzieherisch zu wirken (vgl. § 17 II GGG).154

Die Mitglieder der Konfliktkommissionen wurden gem. § 8 I GGG innerhalb des

Betriebes von dessen Angehörigen gewählt. Die Schiedskommissionen setzen

sich aus Bürgern der jeweiligen Wohnbezirke zusammen, die gem. § 11 I GGG

von den in ihrem Bereich wohnenden Bürgern gewählt wurden.

Die gesellschaftlichen Gerichte wurden zur Beratung und Entscheidung heran-

gezogen, wenn ihnen eine Sache von den staatlichen Organen der Rechtspfle-

ge übergeben wurde. Diese Übergabeentscheidung bildete die rechtliche

Grundlage für das Tätigwerden der gesellschaftlichen Gerichte.155

149 Lehrkommentar Strafrecht, Band I, 2. Aufl., 1970, S. 151
150 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 511
151 GBl I 1982, S. 269 ff. (GGG)
152 GBl I 1982, S. 274 ff. (KKO)
153 GBl I 1982, S. 283 ff. (SKO)
154 Langer, S./ Winkler, R., Erweiterung der Rechte der gesellschaftlichen Gerichte, NJ 1982, S.
214; siehe auch Heusinger, H-J., Neues Gesetz über die gesellschaftlichen Gerichte- Begrün-
dung des Gesetzesentwurfs, NJ 1982, S. 146- 147
155 Bauer, H./Goldenbaum, K./Kellner, E., Wirksame Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte
bei der Erziehung jugendlicher Rechtsverletzer, NJ 1979, S. 528
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Eine Übergabe war nach § 28 I StGB (DDR) dann möglich, wenn zum einen die

Straftat ein Vergehen darstellte und im Hinblick auf ihre Folgen und den Grad

der Schuld des Täters nicht erheblich gesellschaftswidrig war. Zum anderen

musste unter Berücksichtigung der Tat und der Persönlichkeit des Täters eine

wirksame erzieherische Einwirkung durch das gesellschaftliche Gericht erwartet

werden.

Der Grad der Gesellschaftswidrigkeit ergab sich aus der Beurteilung der objek-

tiven und der subjektiven Seite der Tat in ihrer Einheit und Wechselbezie-

hung.156 So wurden die Art und Weise der Tatbegehung, die Einstellung zur Tat

und die materiellen und ideellen Folgen betrachtet. Daraus konnte sich schon

zeigen, ob die in § 28 StGB (DDR) geforderte gesellschaftlich- erzieherische

Beeinflussbarkeit des Täters gegeben war. Zudem musste bei dem Jugendli-

chen die Fähigkeit und Bereitschaft, sich selbst zu erziehen und künftig ent-

sprechend den Normen zu verhalten, erkennbar gewesen sein.157

Eine weitere Voraussetzung für die Übergabe war die vollständige Aufklärung

des Sachverhalts. Diese bezog sich auf alle subjektiven und objektiven Um-

stände der Tat und die Persönlichkeit des Täters. Zu einer vollständigen Aufklä-

rung des Sachverhalts gehörte es auch, dass der Täter seine Tat zugegeben

hatte.

Neben den eben genannten Vergehen, hatten die gesellschaftlichen Gerichte

eine Alleinzuständigkeit für Verfehlungen (§§13 I, 14 GGG). Zu dieser Delikts-

kategorie zählten Rechtsverletzungen, die in ihren Auswirkungen und nach der

Schuld des Täters unbedeutend waren und vom Gesetz ausdrücklich als Ver-

fehlungen bezeichnet wurden (§ 4 StGB (DDR)).

Bei Strafverfahren gegen Jugendliche war zudem auch bei Verhandlungen vor

den gesellschaftlichen Gerichten bedeutsam, die Faktoren festzustellen, aus

denen sich die Schuldfähigkeit (§ 66 StGB (DDR)) ergab.158

Das übergebende Organ musste das Vorliegen all dieser Bedingungen prüfen

und in einer zusammenfassenden Darstellung dem gesellschaftlichen Gericht

übergeben. Diese Entscheidung umfasste die Darstellung des Sachverhalts, die

Würdigung der strafbaren Handlung, die Ursachen der Straftat sowie eine Ein-

156 ders. S. 528
157 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 513
158 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 89
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schätzung der Persönlichkeit des Jugendlichen. Zudem sollten die Familien

bzw. Erziehungsverhältnisse dargestellt werden, damit das gesellschaftliche

Gericht die Erziehungsmaßnahmen darauf abstimmen konnte. 159

Die gesellschaftlichen Gerichte durften, nach einer Beratung mit dem straffällig

gewordenen Jugendlichen, ausschließlich die in § 29 StGB (DDR) normierten

Erziehungsmaßnahmen verhängen.160 Darunter fielen z.B. die Verpflichtung

des Jugendlichen, sich bei dem Geschädigten oder dem Kollektiv zu entschul-

digen, Schadensersatz in Geld zu leisten. den Schaden durch eigene Arbeit

wieder gut zu machen oder in seiner Freizeit bis zu 20 Stunden gemeinnützige

Arbeit zu leisten.

Die Maßnahmen wurden seitens des gesellschaftlichen Gerichts nach ihrer

möglichen Art und der oberen Grenze festgelegt. Dies sollte der Rechtssicher-

heit dienen und die Stabilität der Maßnahmen der gesellschaftlichen Gerichte

garantieren.161 Die von den gesellschaftlichen Gerichten bestraften Jugendli-

chen galten nicht als vorbestraft.162

Gegen die Entscheidungen der gesellschaftlichen Gerichte war innerhalb von

zwei Wochen nach Erhalt des Beschlusses ein Einspruch zulässig (§ 53 I KKO,

§ 48 I SKO). Diesen Einspruch konnte der Verurteilte oder auch der Staatsan-

walt des Kreises einlegen. Das Einspruchsrecht des Staatsanwaltes sollte die

Gesetzlichkeit der Entscheidung der gesellschaftlichen Gerichte garantieren.163

Sobald die Entscheidung der gesellschaftlichen Gerichte jedoch rechtskräftig

geworden war, konnte der Bürger wegen derselben Sache nicht nochmal straf-

rechtlich zur Verantwortung gezogen werden.

Eine Ausnahme dazu bildete der Fall, bei dem nachträglich Tatsachen bekannt

wurden, aus denen sich ergab, dass die Straftat erheblich gefährlich bzw. ge-

sellschaftswidrig war.164 In diesen Fällen konnte der Staatsanwalt nach § 14 III

StPO (DDR) noch innerhalb von sechs Monaten Anklage erheben.

159 Bauer, H./Goldenbaum, K./Kellner, E, Wirksame Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte bei
der Erziehung jugendlicher Rechtsverletzer NJ 1979, S. 528
160 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 514
161 Lehrkommentar Strafrecht, Band I, 2. Aufl., 1970, S. 155
162 Freiburg, A./Schintzel, H., Zur Kriminalität von Jugendlichen und Erwachsenen in BRD und
DDR, Deutschland Archiv 1971 S. 614
163 Lehrkommentar Strafrecht, Band I, 2. Aufl., 1970, S. 150
164 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 114
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In der strafrechtlichen Maßnahme nach § 28 StGB (DDR) zeigt sich erneut ganz

deutlich der vorherrschender Grundsatz des sozialistischen Strafrechts der

DDR aus Art. 6 StGB (DDR). Die Aufgaben und Pflichten der gesellschaftlichen

Gerichte wurden sogar ausdrücklich in Art. 6 StGB (DDR) als Mitwirkungsform

der Bürger an der Strafrechtspflege genannt. In der immerwährenden Verstär-

kung der gesellschaftlichen Mitverantwortung für die Überwindung der Ursa-

chen der Normverletzungen wurde ein Beitrag zur Stärkung der staatlichen Si-

cherheit, sowie zur Erziehung straffällig gewordener Bürger gesehen.165 Zudem

sollte das Engagement der juristischen Laien in der Strafrechtspflege zum Ab-

bau der Entfremdung von Staat und Bürger beitragen.

b) Auferlegung besonderer Pflichten durch das Gericht bei Vergehen

Die Auferlegung besonderer Pflichten durch das Gericht nach § 70 StGB (DDR)

war eine selbstständige Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des

StGB (DDR), welche nur gegenüber Jugendlichen verhängt werden durfte.166

Zudem durfte sie nicht mit anderen Maßnahmen der strafrechtlichen Verant-

wortlichkeit verbunden werden.167 Ihre Anordnung war möglich, wenn der Grad

der Gesellschaftswidrigkeit eines Vergehens gering war, der Jugendliche Ein-

sicht in das Verwerfliche seiner Handlung erkennen ließ und er bereit war, die

Auflagen des Gerichts zu erfüllen.168 Eine Anwendung dieser Maßnahme setzte

also regelmäßig voraus, dass ein minder schweres Vergehen vorlag, welches

eine Art Entgleisung des Jugendlichen darstellte. Das Vergehen durfte nicht ei-

ne gefestigte negative Grundeinstellung des Jugendlichen widerspiegeln.169

Das Gericht konnte gegenüber dem Jugendlichen anordnen, den Schaden wie-

der gut zu machen, gemeinnützige Arbeit zu verrichten, sich an den Arbeitsplatz

für eine Dauer bis zu zwei Jahren zu binden oder eine Lehrstelle fortzusetzen

oder anzunehmen. Diese in § 70 II StGB (DDR) dargelegten Pflichten stellten

165 vgl. Heusinger, H-J., Neues Gesetz über die gesellschaftlichen Gerichte- Begründung des
Gesetzesentwurfs, NJ 1982, S. 146; Kaiser, G./Kerner, H-J./Sack, F./Schellhoss, H., Kleines
kriminologisches Wörterbuch, 3. Aufl. 1993, S. 169
166 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl. 1978, S. 549
167 Schlegel, J./ Amboss, M., Die Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Ju-
gendlicher, NJ 1977, S. 368
168 Lehmann, H.-D./ Köttnitz, W., Die Auferlegung besonderer Pflichten bei Vergehen Jugendli-
cher, NJ 1985, S. 277
169 ders. S. 278
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nur Beispiele dar. Es war entscheidend, dass die auferlegten Pflichten tat- und

täterbezogen waren, um so individuell die richtige Maßnahme zu bestimmen.

Diese konnten einzeln oder miteinander verbunden dem Jugendlichen auferlegt

werden.170

Für die Erfüllung dieser Pflichten konnten sich gem. § 70 III StGB (DDR) die

Kollektive der Werktätigen, befähigte und geeignete Bürger oder die Erzie-

hungsberechtigten verbürgen. Diese Bürgschaften verfolgten den Zweck, dass

der Jugendliche registrierte, dass er unter der Kontrolle der Gesellschaft seine

Haltung verändern und sich bewähren muss.171 Um diesen Zweck der Bürg-

schaft zu erreichen, musste dem betroffenen Jugendlichen deutlich gemacht

werden, dass sich jemand für ihn verbürgt, d.h. Vertrauen in ihn und sein künf-

tiges Verhalten hat.

Die Bürgen erklärten aus eigener Initiative vor dem Gericht, dass sie den straf-

fällig gewordenen Jugendlichen in seinem Bewährungsprozess unterstützen

wollen.172

Im Gegensatz dazu hatte das Gericht bei der Maßnahme aus § 70 StGB (DDR)

die Pflicht zu prüfen, ob dem Jugendlichen ein Betreuer zu bestellen war (§ 20

der 1. DB zur StPO (DDR)) 173

Dieser hatte nach § 20 der 1. DB zur StPO (DDR) die Aufgabe, die erzieheri-

sche Einwirkung der Erziehungsberechtigten, der Schule und des Betriebes des

Jugendlichen zu kontrollieren und zu koordinieren. Der Betreuer wurde gem. §

21 III 1. DB zur StPO (DDR) durch einen Beschluss des Gerichts bestellt. Er a-

gierte somit in erster Linie als Helfer des Gerichts und war verpflichtet, den Ver-

lauf des Bewährungsprozesses darzulegen.174 Die Bestellung eines Betreuers

war dann geboten, wenn die Persönlichkeit des Jugendlichen eine Kontrolle der

auferlegten Pflichten erforderlich machte.175 Zudem konnte ein Betreuer von

Seiten des Gerichts bestellt werden, wenn es dem Gericht notwendig erschien,

170 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl. 1987, S. 223
171 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl. 1987, S. 224; vgl. auch Buchholz, I., Die
strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher und ihre Verwirklichung in der DDR, Studienma-
terial, 1980, S. 80
172 Buchholz, I./ Kosbab, G., Aufgaben und Stellung des Betreuers im Strafverfahren gegen Ju-
gendliche, NJ 1979, S. 56
173 GBl I 1975, S. 285
174 Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 2. Aufl. 1978, S. 380
175 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 455
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den Erziehungsberechtigten zur Erfüllung ihrer Aufgabe eine Hilfe anzubieten

und diese auch bereit, waren mit ihm zusammenzuarbeiten.176

Der bestellte Betreuer konnte ein Schöffe, der Jugendbeistand177, ein gesell-

schaftlicher Beauftragter oder auch ein anderer Bürger sein.178 Er musste je-

doch die erforderliche Erfahrung im Umgang mit Menschen besitzen und cha-

rakterlich zur Erfüllung seiner Aufgabe in der Lage sein.179

Für den Fall, dass der Jugendliche seine ihm auferlegten Pflichten missachtet

hatte, war in § 70 IV StGB (DDR) die Jugendhaft180 als eine mögliche staatliche

Reaktion bestimmt. Durch die Nichterfüllung der Pflichten zeigte der Jugendli-

che, dass die Auferlegung besonderer Pflichten für ihn nicht geeignet war, um

die notwendige erzieherische Wirkung zu erzielen und ihn zu gesellschaftsge-

mäßen Verhalten anzuhalten. 181

Der Ausspruch einer Jugendhaft war dann zulässig, wenn der Verurteilte sich

der Erfüllung seiner Pflichten entzogen hatte. Von einem Entziehen wurde dann

ausgegangen, wenn nach wiederholten Ermahnungen und Hinweisen der Ju-

gendliche seiner ihm auferlegten Pflicht nicht nachgekommen war.182 Zudem

prüfte das Gericht, ob die Nichteinhaltung der Pflichten selbstverschuldet ge-

schehen ist. Dabei wurde untersucht, warum die Pflichten nicht erfüllt wurden

und ob es sich um eine bewusste Ablehnung gesellschaftlicher Hilfe handelt.183

Den Antrag auf Ausspruch der Jugendhaft konnten insbesondere das Kollektiv

oder der Bürge stellen (§ 345 II StPO (DDR)). Vor der Ausübung dieses Rechts

sollten sie jedoch bereits Ermahnungen ausgesprochen und dem Jugendlichen

Hinweise gegeben haben.184

Die Entscheidung des Gerichts erging gem. § 345 III StPO (DDR) auf Grund

mündlicher Verhandlung durch Beschluss. Die Dauer der Jugendhaft konnte bis

176 Buchholz, I./ Kosbab, G., Aufgaben und Stellung des Betreuers im Strafverfahren gegen Ju-
gendliche, NJ 1979, S. 56
177 Die Stellung und Aufgabe des Jugendbeistandes wird später in Kap. 3 IV erläutert
178 Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 380
179 Buchholz, I./ Kosbab, G., Aufgaben und Stellung des Betreuers im Strafverfahren gegen Ju-
gendliche, NJ 1979, S. 56
180 Siehe zu Jugendhaft 2. Kap. II 2. c) aa)
181 Lehmann, H.-D., Die Auferlegung besonderer Pflichten (§ 70 StGB) – ihre rechtspolitische
Funktion und ihre Anwendungsvoraussetzungen, 1983, S. 145
182 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 225
183 Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 376
184 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 2. Aufl., 1987, S. 399
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zu zwei Wochen betragen. Der Vollzug der Jugendhaft trat an die Stelle der

auferlegten Pflichten.185

Durch das 6. Strafrechtsänderungsgesetz186 vom 29.06.1990 gab es in der Vor-

schrift des § 70 StGB (DDR) einige Änderungen. Die Worte „Kollektive der

Werktätigen, befähigte“ wurden durch das Wort Befähigte ersetzt. Außerdem

wurde das Recht der Kollektive und Bürgen, Jugendhaft bei Nichterfüllung der

Pflichten zu beantragen, aufgehoben. Diese Veränderungen geschahen inner-

halb der grundlegenden Neuerung des Strafrechts der DDR. Sie war Ausdruck

der demokratischen Änderung des Staates und des Rechts in der DDR. Mit

dem 6. Strafrechtsänderungsgesetz wurde das DDR- Strafrecht im Hinblick auf

die bevorstehende Wiedervereinigung mit der BRD rechtsstaatlichen Anforde-

rungen angeglichen. Die prinzipielle Neugestaltung, insbesondere auf dem Ge-

biet des politischen Strafrechts als auch im Bereich des Eigentums- und Wirt-

schaftsstrafrecht, bildete den Kern und den Ausgangspunkt für das 6. Straf-

rechtsänderungsgesetz.187

Im Unterschied zu dem Absehen von der Strafverfolgung nach § 67 StGB

(DDR) richtete sich die Maßnahme nach § 70 StGB (DDR) an solche Jugendli-

che, bei denen nicht die Erziehungsschwierigkeiten Hauptursache für das Be-

gehen der Straftat waren. Sie waren zumindest nicht so erheblich, dass eine

Betreuung durch die Organe der Jugendhilfe für nötig erachtet wurde.188 Beim

Absehen von der Strafverfolgung hingegen wurde generell von einer sozialen

Fehlentwicklung und von Erziehungsschwierigkeiten des Jugendlichen ausge-

gangen, welche durch den Einfluss der Organe der Jugendhilfe korrigiert wer-

den sollten.189

Die Maßnahme aus § 70 StGB (DDR) kam speziell bei solchen straffällig ge-

wordenen Jugendlichen zur Anwendung, die sich bisher sowohl in der Schule

als auch im Elternhaus gesellschaftsgemäß verhalten hatten.190 Zudem stellte

185 Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1. Aufl. 1988, S. 376
186 GBl. 1990, S. 526 ff.
187 Teichler, G., Das 6. Strafrechtsänderungsgesetz der DDR, NJ 1990 S. 291
188 Lehmann, H.-D., Die Auferlegung besonderer Pflichten (§ 70 StGB) – ihre rechtspolitische
Funktion und ihre Anwendungsvoraussetzungen, Diss. 1983, S. 113
189 siehe oben
190 Lehmann, H.-D./ Köttnitz, W., Die Auferlegung besonderer Pflichten bei Vergehen Jugendli-
cher, NJ 1985, S. 278
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die Straftat keinen Ausdruck einer negativen Grundeinstellung des Jugendli-

chen dar. Die Straftat war eher als „Ausrutscher“ zu definieren, der auf aktuelle,

situationsbedingte Einflüsse oder auf stark wirkende emotionale Faktoren zu-

rückzuführen war, wie z.B. in einer Gruppensituation unter Jugendlichen.

Ein Vergleich der Maßnahme aus § 70 StGB (DDR) mit der Übergabe an eine

gesellschaftliches Gericht gem. § 28 StGB (DDR) zeigt, dass beide Möglichkei-

ten zur Reaktion auf leichte Vergehen von Jugendlichen geeignet waren. Bei

der Maßnahme nach § 28 StGB (DDR) war jedoch die moralisch- politische

Einwirkung auf den jugendlichen Straftäter das Bestimmende. Die gesellschaft-

lichen Gerichte hatten die Aufgabe, moralpolitisch auf den Jugendlichen einzu-

wirken und ihm aus gesellschaftlicher Sicht das Unrecht seiner Tat deutlich zu-

machen.191 Die Maßnahme nach § 70 StGB (DDR) wurde dahingegen als staat-

lich-rechtliche Reaktion dann ausgesprochen, wenn mehrere Täter beteiligt wa-

ren. Durch die Hauptverhandlung vor dem gleichen Gericht sollte eine größere

erzieherische Einwirkung auf die Jugendlichen stattfinden, als bei einer Bera-

tung des Jugendlichen vor dem jeweiligen gesellschaftlichen Gericht. In dem

Verdeutlichen der Zusammenhänge zwischen den Verhaltensweisen der ver-

schiedenen jugendlichen Straftäter wurde seitens der Gerichte eine stärkere er-

zieherische Einflussnahme angenommen. 192

c) Strafen ohne Freiheitsentzug

Zu den Strafen ohne Freiheitsentzug zählten die Verurteilung auf Bewährung

(§§ 33, 34, 72 StGB (DDR)), die Geldstrafe als Hauptstrafe (§§ 36, 73 StGB

(DDR)) und der öffentliche Tadel (§ 37 StGB (DDR)).

Die Maßnahmen der Übergabe an ein gesellschaftliches Gericht (§ 28 StGB

(DDR)) und die Auferlegung besonderer Pflichten (§ 70 StGB (DDR)) zählten

hingegen nicht zu den Strafen ohne Freiheitsentzug. Sie waren selbstständige

Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Durch den Ausspruch einer

dieser besonderen Maßnahmen sollten die Bemühungen des Jugendlichen zur

191 Lehmann, H.-D., Die Auferlegung besonderer Pflichten (§ 70 StGB) – ihre rechtspolitische
Funktion und ihre Anwendungsvoraussetzungen, 1983, S. 113
192 Lehmann, H.-D., Die Auferlegung besonderer Pflichten (§ 70 StGB) – ihre rechtspolitische
Funktion und ihre Anwendungsvoraussetzungen, 1983, S. 113
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Selbsterziehung gefördert werden.193 Die Jugendlichen sollten freiwillig ihr

Fehlverhalten erkennen, die Bereitschaft zeigen, sich künftig den Normen des

Strafrechts entsprechend zu verhalten und notwendige Anstrengungen unter-

nehmen, um ihren Wiedergutmachungswillen zu zeigen.194 War das Gericht der

Ansicht, dass eine derartige Maßnahme nicht ausreichte, um den Jugendlichen

„auf den richtigen Weg zu bringen“, sprach es eine der Strafen ohne Freiheits-

entzug aus.

Bei den Strafen ohne Freiheitsentzug galten für Jugendliche nach § 71 StGB

(DDR) die Bestimmungen des 3. Kapitels des StGB (DDR) unter der Berück-

sichtigung der Besonderheiten, die der Gesetzgeber in die Bestimmungen für

Jugendliche im 4. Kapitel des StGB (DDR) eingearbeitet hatte.

Insbesondere die Ziele und die Grundsätze der Anwendung der Bewährungs-

verurteilung waren aus der allgemeinen Regelung zu entnehmen.

Die Besonderheiten für Jugendliche waren in Bezug auf die Verurteilung auf

Bewährung und die Geldstrafe als Hauptstrafe in §§ 72, 73 StGB (DDR) gere-

gelt.

Zudem erweiterte § 71 Satz 2 StGB (DDR) den Anwendungsbereich der Strafen

ohne Freiheitsentzug bei Jugendlichen dahingehend, dass bei verletzten Ge-

setzen, bei denen die Strafe ohne Freiheitsentzug nicht angedroht wurde, eine

solche dennoch bei Vergehen Jugendlicher ausgesprochen werden durfte. Die-

se Regelung bot dem Gericht eine zusätzliche Differenzierungsmöglichkeit in-

nerhalb der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit für Jugendliche.

Sie ist insbesondere in den Fällen anwendbar, in denen positives Verhalten vor

oder nach der Tat in bedeutsamen Entwicklungsetappen des Jugendlichen (wie

z.B. Lehrausbildung) zu berücksichtigen ist. 195

Als eigene Voraussetzung für eine Anwendung des § 71 Satz 2 StGB (DDR)

wurde das Vorliegen schuldmindernder Umstände gefordert.196 Dies wurde je-

doch für problematisch gehalten, da die Beachtung des § 71 Satz 2 StGB

193 Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1. Aufl. 1988, S. 376
194 vgl. Lehmann, H.-D./ Köttnitz, W., Die Auferlegung besonderer Pflichten bei Vergehen Ju-
gendlicher, NJ 1985, S. 277; Bauer, H./Goldenbaum, K./Kellner, E.: Wirksame Tätigkeit der ge-
sellschaftlichen Gerichte bei der Erziehung jugendlicher Rechtsverletzer, NJ 1979, S. 528
195 Arnold, J.: Zur Strafzumessung bei jugendlichen Tätern, NJ 1987, S. 101
196 Strafrecht der DDR, Kommentar zum Strafrecht, 5. Aufl., 1987, S. 226
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(DDR) der Verwirklichung sozialistischer Gerechtigkeit bei der Strafzumessung

und dem Aspekt der Individualisierung der Strafe diente. Ihn nur bei schuldmin-

dernden Umständen anwenden zu können, würde dem Ziel der Norm zuwider-

laufen. Bei Beachtung des § 71 Satz 2 StGB (DDR) wurden die Fähigkeit und

Bereitschaft des Jugendlichen zu künftig verantwortungsbewusstem Verhalten

und die Erziehungsvorrausetzungen in seiner sozialen Umwelt berücksichtigt.

Dadurch könne dem Prozess des Hineinwachsens des Jugendlichen in seine

gesellschaftliche Verantwortung in spezifischer Weise Rechnung getragen wer-

den.197

§ 71 Satz 2 StGB (DDR) war nicht in solchen Fällen anwendbar, in denen das

verletzte Gesetz bei erschwerenden Umständen eine Strafschärfung vorsah

(z.B. bei § 122 III StGB (DDR)) und erst durch diese Strafschärfung nur noch

die Verhängung einer Strafe mit Freiheitsentzug möglich war.198 In solchen Fäl-

len wurde auch bei jugendlichen Straftätern geprüft, ob eine außergewöhnliche

Strafmilderung nach § 62 III StGB (DDR) erfolgen könne.199 Dies wurde dann

angenommen, wenn entwicklungsbedingte Besonderheiten vorgelegen haben,

die sich auf den Grad der Schuld ausgewirkt haben. Die Besonderheiten muss-

ten zu allen objektiven und subjektiven Umständen der Tat in Bezug gesetzt

werden. Zudem durfte die Tatschwere als nicht mehr gesellschaftsgefährlich zu

charakterisieren sein und infolgedessen die Strafschärfung als nicht mehr an-

gemessen gelten.200 In diesen Fällen war es dem Gericht möglich, von der

Strafschärfung und somit der Verhängung der Strafe mit Freiheitsentzug, die

das Gesetz vorgesehen hatte, abzusehen.

In § 30 StPO (DDR) waren die allgemeinen Voraussetzungen für die Anwen-

dung der Strafen ohne Freiheitsentzug geregelt. Danach konnten diese Rechts-

folgen nur bei Vergehen ausgesprochen werden. Die grundlegenden Maßstäbe

der Anwendung der Strafen ohne Freiheitsentzug waren die Schwere der Tat

und die Schuld des Täters. Die Folgen der Tat mussten begrenzbar sein und

197 Arnold, J.: Zur Strafzumessung bei jugendlichen Tätern, NJ 1987, S. 101
198 vgl. Arnold, J., Strafzumessung bei jugendlichen Ersttätern, 1986, S. 57-58
199 Strafrecht der DDR, Kommentar zum Strafrecht, 5. Aufl., 1987, S. 226
200 vgl. Arnold, J., Strafzumessung bei jugendlichen Ersttätern, 1986, S. 56
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die Art und Weise der Durchführung durfte nicht typisch verbrecherische For-

men aufweisen.201

In Bezug auf die Bestimmung der Schwere der Schuld waren die Beziehung

des Täters zu der Tat und die Motive ausschlaggebend.202 Zudem musste das

Vergehen aus Undiszipliniertheit, Pflichtvergessenheit, ungefestigtem Verant-

wortungsbewusstsein, Unachtsamkeit oder wegen besonderer persönlicher

Schwierigkeiten begangen worden sein. Dies sind alles Merkmale, bei denen

man davon ausging, dass sie nicht auf eine verfestigte negative Einstellung zur

Rechtsordnung schließen ließen. Dadurch sollte gewährleistet werden, dass

der Täter die Fähigkeit und Bereitschaft besitzt, sich zukünftig rechtskonform zu

verhalten, und die Chance der Strafe ohne Freiheitsentzug nutzt.203 Bei der

Aussprache einer Strafe ohne Freiheitsentzug waren die Grundsätze der Straf-

zumessung aus § 61 StGB (DDR) zu beachten. Sie waren ein wichtiges Ele-

ment der sozialistischen Rechtsordnung der DDR, die dazu beitrugen, individu-

ell und differenziert urteilen zu können.204 Die Kriterien anhand derer die Ge-

richte eine Strafzumessung vorgenommen haben, waren die Art und Weise der

Tatbegehung, die Schwere und Folgen der Tat, etwaige Umstände aus dem

Persönlichkeitsbereich des Täters, die Aufschluss über seine Fähigkeit und Be-

reitschaft geben sich künftig rechtskonform zu verhalten und die Betrachtung,

der aus den bereits erfolgten Bestrafungen gezogenen Lehren. Insbesondere

das Merkmal der Fähigkeit und Bereitschaft zu künftig verantwortungsbewuss-

tem Verhalten hat besondere Bedeutung bei der Abgrenzung zwischen Strafe

mit und ohne Freiheitsentzug. Diese Prinzipien der Differenzierung waren die

Entscheidenden in der Strafzumessung gegenüber Jugendlichen. Bei jugendli-

chen Straftätern wurde zudem darauf geachtet, durch die Auswahl der richtigen

Maßnahme ihre aktiven Potenzen zu fördern und herauszufordern.205 Die Be-

rücksichtigung entwicklungsbedingter Besonderheiten im Verfahren gegen ju-

201 Lehrkommentar Strafrecht, Band 1, 2. Aufl., 1970, S. 161-162
202 Lehrkommentar Strafrecht, Band 1, 2. Aufl., 1970, S.162
203 Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1. Aufl., 1988, S. 349
204 vgl. Arnold, J., Zur Strafzumessung bei jugendlichen Tätern, NJ 1987, S. 100
205 Arnold, J., Zur Strafzumessung bei jugendlichen Tätern, NJ 1987, S. 100
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gendliche Straftäter stellte zudem eine wesentliche Ergänzung der Grundsätze

der Strafzumessung aus § 61 StGB (DDR) dar.206

Im Zusammenhang mit dem Ausspruch einer Strafe ohne Freiheitsentzug jeder

Art war eine Bürgschaftsübernahme über den Rechtsverletzer (§ 31 StGB

(DDR)) oder ein Einsatz von Betreuern (§ 15 II, 20 1. DB zur StPO (DDR)) mög-

lich. Diese Maßnahme sollte gewährleisten, dass der Verurteilte seine ihm auf-

erlegten Pflichten beachtete und er einer gewissen Aufsicht unterstellt war.207

aa) Verurteilung auf Bewährung

Die bereits oben dargelegten Voraussetzungen aus § 30 StGB (DDR) hatten

auch ihre volle Gültigkeit für die Bewährungsverurteilung. Die spezielleren Be-

stimmungen für Verurteilung auf Bewährung waren in §§ 33, 34 StGB (DDR)

geregelt.

Danach stellte die Bewährungsverurteilung eine Maßnahme dar, durch deren

Realisierung der Täter seine Tat gegenüber der Gesellschaft wieder gut ma-

chen sollte. Zudem sollte er das Vertrauen, dass ihm seitens der Gesellschaft

auf sein künftiges Verhalten ausgesprochen wurde, unter Beweis stellen (§ 33 I

StGB (DDR)).

In dem Ausspruch einer Verurteilung auf Bewährung wurde nach § 33 II S. 3

StGB (DDR) eine Freiheitsstrafe von mindestens drei Monaten bis zu zwei Jah-

ren angedroht. Diese orientierte sich an der Freiheitsstrafe, die im verletzten

Gesetz angedroht war. Sie durfte jedoch die Obergrenze, der im Gesetz be-

schriebenen Freiheitsstrafe, nicht übersteigen. Hatte das Gesetz keine Frei-

heitsstrafe vorgesehen, durfte die festgelegte Freiheitsstrafe ein Jahr nicht ü-

bersteigen (§ 33 II S. 4,5 StGB (DDR)).

Grundsätzlich galt bei Jugendlichen für die Bestimmung der Höhe der anzudro-

henden Freiheitsstrafe das Gleiche wie bei Erwachsenen. Sie war nach den

Grundsätzen der Strafzumessung aus § 61 StGB (DDR) zu bestimmen.

Bei der Abgrenzung zur Freiheitsstrafe kam den über die Tatschwere hinaus-

gehenden Persönlichkeitsumständen große Bedeutung zu.

206 Biebl, R., Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtsprechung in Jugendstrafsachen, Der Schöffe
1974, S. 377
207 Buchholz, I./ Kosbab, G., Aufgaben und Stellung des Betreuers im Strafverfahren gegen Ju-
gendliche, NJ 1979, S. 55
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Dabei waren die Umstände wesentlich, die über die Erziehungsfähigkeit und

die Bereitschaft des Jugendlichen, sich erziehen zu lassen, Aufschluss geben

konnten.208 Dennoch waren diese Faktoren in richtiger Relation zur Tatschwere

zu berücksichtigen, damit das Erziehungsziel keinen unmittelbaren Einfluss auf

die Strafzumessung hat. Dies berge die Gefahr in sich, die durch die Tatschwe-

re nach oben gesetzten Grenzen zu durchbrechen oder eine Strafe nur auf-

grund ungünstiger Persönlichkeitsumstände zu verhängen.209 Entscheidend sei

somit das richtige Verständnis der Rolle der Persönlichkeit des Täters bei der

Strafzumessung. Sie müsse bei der Festlegung der Strafe zugrunde gelegt wer-

den, jedoch dürfe sie nicht ausschlaggebend für eine bestimmte Strafe sein.210

Zudem konnten im Einzelfall entwicklungsbedingte Besonderheiten i.S.d. § 65

III StGB (DDR) Einfluss auf die Höhe der festzulegenden Strafe haben. Auch

wenn bereits aufgrund der Tatschwere - also ohne jegliche Berücksichtigung

entwicklungsbedingter Besonderheiten - nur eine Strafe ohne Freiheitsentzug in

Betracht gekommen wäre, konnten festgestellte Besonderheiten Einfluss auf

eine geringere Höhe der Strafe haben.211

Dies war jedoch ausgeschlossen, wenn die entwicklungsbedingten Besonder-

heiten bereits über § 71 StGB (DDR) oder § 62 III StGB (DDR) überhaupt erst

zu einer Strafe ohne Freiheitsentzug geführt haben.212 Sie durften nicht doppelt

berücksichtigt werden, da dies zu einer Überbewertung der entwicklungsbe-

dingten Besonderheiten geführt hätte. Eine Folge daraus wäre eine nicht alters-

gerechte Berücksichtigung der Jugendlichen, sondern eine Bevorzugung auf-

grund ihres Lebensalters gewesen. Dies entsprach nicht dem Sinn des Ju-

gendstrafrechts der DDR. Durch die speziellen Normen für Jugendliche im

208 Bericht des Präsidenten an die 15. Plenartagung des Obersten Gerichts zur Rechtsspre-
chung der Gerichte bei der Anwendung und Ausgestaltung der Verurteilung auf Bewährung,
OGI 1980, S. 4
209 Arnold, J. Überlegungen zur Verwendung des Begriffes Täterpersönlichkeit aus der Sicht der
Strafrechtspraxis, Staat und Recht 1986, S. 411
210 ders. S. 412, 413; Arnold regt an, den Begriff der „Täterpersönlichkeit“ nicht mehr zu ver-
wenden, um die Persönlichkeit des Täters im Verfahren im Vergleich zur Tatschwere nicht über
zu bewerten. Mit dieser „Kritik“ setzt sich der bundesdeutsche Rechtswissenschaftler Schroeder
in Schroeder, F.-Ch., Tendenzen in der Strafzumessung der DDR, ROW 1986, S. 338 ff. aus-
einander.
211 vgl. OG- Urteil vom 17. Oktober 1985- OGI, 1985 S.38
212 Arnold, J, Zu ausgewählten Problemen der Strafzumessung bei jugendlichen Tätern in: Vor-
beugung und Bekämpfung der Jugendkriminalität in der DDR, Berichte 8 Teil II, S. 16
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Strafrecht der DDR sollte ausschließlich die Entwicklungsphase und die somit

verminderte Reife gegenüber Erwachsenen berücksichtigt werden.

Das Alter des Jugendlichen konnte keine geringere Höhe der anzudrohenden

Freiheitsstrafe rechtfertigen. Allgemein berücksichtigten die in § 69 StGB (DDR)

aufgeführten spezifischen Sanktionen für jugendliche Straftäter bereits das ju-

gendliche Alter und die dabei auftretenden Entwicklungsprobleme. Aufgrund

dessen war es nicht zulässig die Straftat nur wegen des jungen Alters, losgelöst

von den konkreten Tatumständen und der Täterpersönlichkeit, milder zu beur-

teilen.213 Das Alter konnte nur im Zusammenhang mit tatbezogenen, entwick-

lungsbedingten Besonderheiten schuld- oder strafmildernd (im Bereich der Ver-

urteilung auf Bewährung auf die Höhe der anzudrohenden Freiheitsstrafe) wir-

ken.214

Zudem war eine Bewährungszeit von einem Jahr bis zu drei Jahren festzuset-

zen. Kam der Verurteilte seiner Pflicht zur Bewährung in der festgesetzten Be-

währungszeit nicht nach, konnte die Bewährung gem. § 35 III StGB (DDR) wi-

derrufen werden. Gründe für den Widerruf konnten die erneute Begehung einer

Straftat oder auch das böswillige Nichtbeachten der im Urteil auferlegten Pflich-

ten sein.

Lief hingegen die Bewährungszeit ab, ohne dass es Gründe für den Widerruf

gab, stellte das Gericht durch Beschluss fest, dass der Verurteilte nicht mehr

als bestraft galt (§ 35 I StGB (DDR)).

In § 33 III und IV StGB (DDR) waren die Pflichten geregelt, die dem Verurteilten

neben der Bewährungsverurteilung zudem auferlegt werden konnten. Danach

konnte der Verurteilte für die Dauer der Bewährungszeit verpflichtet werden,

seinen angerichteten Schaden durch Schadensersatzleistungen oder eigene

Arbeit wieder gut zu machen. Die Verpflichtung zur Wiedergutmachung des

Schadens war in allen Fällen, in denen ein materieller Schaden entstanden war,

seitens des Gerichts auszusprechen. Für die Festlegung der Höhe des Betra-

ges war bei einem Jugendlichen insbesondere darauf zu achten, dass dieser

das Geld aus eigenen Mitteln, sei es aus Erspartem oder aus einem Gehalt,

213 Schlegel, J./Horn, K./Seifert, H., Wirksamere Bekämpfung und Verhütung der Jugendkrimi-
nalität, NJ 1976, S. 37, vgl. auch Kupfer, S., Die Verwirklichung der Verurteilung auf Bewährung
unter besonderer Berücksichtigung der Aufgaben der Gerichte bei der Leitung und Kontrolle
dieses Prozesses gegenüber jugendlichen Straftätern, Diss. 1985, S. 93
214 Arnold, J., Strafzumessung bei jugendlichen Ersttätern, 1986, S. 65
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aufbringen konnte. Die Auflage, den Schaden wieder durch eigene Arbeit gut zu

machen, konnte nur mit Einverständnis des Geschädigten ausgesprochen wer-

den.215 Zudem konnte der Verurteilte für die Bewährungszeit verpflichtet wer-

den, sich am Arbeitsplatz zu bewähren, sein Einkommen für seine Verpflichtun-

gen der Familie gegenüber aufzuwenden, den Umgang mit verschiedenen Per-

sonen zu meiden, bestimmte Gegenstände nicht zu besitzen, unbezahlte ge-

meinnützige Arbeit in der Freizeit zu verrichten oder sich einer fachärztlichen

Behandlung zu unterziehen. Diese Maßnahmen waren tat- und täterbezogen

anzuwenden. Das Gericht hatte die Möglichkeit, dem Verurteilten die Verwirkli-

chung mehrerer Maßnahmen gleichzeitig aufzuerlegen. Dabei waren jedoch die

Grundsätze der Strafzumessung zu beachten, damit eine undifferenzierte Anei-

nanderkettung von Pflichten vermieden werden konnte.216

Besonders relevant in Bezug auf die Bestrafung Jugendlicher war die Verpflich-

tung zur Verrichtung von unbezahlter, gemeinnütziger Arbeit aus § 33 IV Nr. 5

StGB (DDR). Durch ihre spezifische erzieherische Wirkungsmöglichkeit konnte

diese Auflage bei delinquenten Jugendlichen differenziert gebraucht werden. So

konnte sie z.B. dann sinnvoll angewendet werden, wenn durch weniger schwe-

re Taten erhebliche Werte beschädigt wurden oder die Tat Ausdruck negativer

Freizeitgestaltung war.217 Durch die Auferlegung dieser Pflicht sollte der Verur-

teilte angehalten werden, die von der Gesellschaft geschaffenen Werte zu ach-

ten und eine Arbeit zu erbringen, die für viele Bürger von Nutzen war.218 Darun-

ter fielen z.B. Verschönerungen von Parks und Plätzen oder die Sauberhaltung

von Straßen.219 Das Ziel der Verhängung dieser Maßnahme war zudem, seine

Verantwortung, die man gegenüber der Gesellschaft besitzt zu erkennen. Ins-

besondere unter diesem Gesichtspunkt war die Verpflichtung zur gemeinnützi-

gen Arbeit eine geeignete Maßnahme für straffällig gewordene Jugendliche. So

konnten ihnen sowohl gesellschaftliche Normen und Werte als auch verantwor-

tungsbewusstes Verhalten vermittelt werden. Dies waren wichtige Grundeinstel-

lungen im sozialistischen Rechtssystem der DDR. Aufgrund einer erfolgreichen

215 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 135,136
216 Lehrkommentar Strafrecht, Band 1, 2. Aufl., 1970, S. 168
217 Schlegel, J./ Amboss, M., Die Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Ju-
gendlicher, NJ 1977, S. 368
218 Boese, M., Besonderheiten bei der Bewährungsverurteilung Jugendlicher, NJ 1981, S. 457
219 Duft, H., Zum Ausspruch der Verpflichtung zu gemeinnütziger unbezahlter Freizeitarbeit, NJ
1976, S.448
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Vermittlung im Rahmen der Bewährungszeit sollte eine wichtige Erziehungsar-

beit geleistet und eine erneute Straffälligkeit der Jugendlichen verhindert wer-

den.220

§ 72 StGB (DDR) erweiterte den Auflagenkatalog des § 33 StGB (DDR) bei der

Ausgestaltung der Bewährungsverurteilung Jugendlicher. Diese Erweiterung

der Auflagen berücksichtigte insbesondere den Entwicklungsprozess, in dem

sich die Jugendlichen befanden.221

Gem. § 72 I StGB (DDR) war es möglich, den straffällig gewordenen Jugendli-

chen Auflagen zur schulischen und beruflichen Weiterbildung zu erteilen. Diese

Vorschrift hatte zum Ziel, dass die Jugendlichen einen ordentlichen Schulab-

schluss erhielten und somit eine entscheidende Voraussetzung für ein gesell-

schaftsgemäßes Leben schafften.222 Diese Bewährungsauflage wurde jedoch

insofern eingeschränkt, als dass die Auferlegung der Pflicht, die Oberschule bis

zum Abitur zu besuchen, unzulässig war. Ebenso war es unzulässig, den Ju-

gendlichen zu verpflichten, eine bestimmt Notenstufe zu erreichen.223 Regel-

mäßig war Inhalt der Auflage, die Oberschule bis zur 10. Klasse zu besu-

chen.224

Diese Auflage war ihrem Wesen nach eine Verpflichtung i.S.d § 35 IV Nr. 2

StGB (DDR).225 In § 35 StGB (DDR) waren die Gründe für einen möglichen Wi-

derruf der Bewährung geregelt. Somit konnte auch die schuldhafte Nichterfül-

lung der Auflage aus § 72 I StGB (DDR) zum Widerruf der Bewährung führen.

In diesem Fall war seitens des Gerichts jedoch der Umstand zu beachten, dass

sich der Jugendliche noch im Entwicklungsprozess befand, in dem es auch zu

Schwierigkeiten in Bezug auf die Selbstdisziplin kommen könne. Demzufolge

war ein Widerruf nur dann zulässig, wenn ein uneinsichtiges, widersetzliches

Verhalten gegeben war, welches keine Bereitschaft des Jugendlichen zur Bes-

220 vgl. Buchholz, I., Effektive Ausgestaltung der Verurteilung auf Bewährung bei Jugendlichen,
NJ 1984 S. 308
221 Boese, M., Besonderheiten bei der Bewährungsverurteilung Jugendlicher NJ 1981, S. 456
222 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 72
223 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 72
224 Buchholz, I.: Die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher und ihre Verwirklichung in
der DDR, Studienmaterial, 1980, S. 71
225 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 551
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serung aufzeigte.226 Dazu waren die objektiven und subjektiven Gründe und

Umstände in der Bewährungszeit zu analysieren, aufgrund derer der Jugendli-

che die Auflage nach § 72 I StGB (DDR) nicht erfüllte.227

Nach § 72 II StGB (DDR) war bei der Verpflichtung des Jugendlichen zur Be-

währung am Arbeitsplatz zu gewährleisten, dass die Lehre oder Berufsausbil-

dung fortgesetzt oder seine Arbeit mit einer Maßnahme der beruflichen Weiter-

bildung verbunden wird. Dies stellte nicht direkt eine Auflage für den Jugendli-

chen dar, sondern eher eine Aufgabe des Gerichts in Zusammenarbeit mit dem

Betrieb. Diese sollten die richtigen Bedingungen zur Wiedereingliederung des

Jugendlichen schaffen.228

Mit dem 6. Strafrechtsänderungsgesetz wurde der Abs. 2 des § 72 StGB (DDR)

gestrichen. Die Auflage der Fortsetzung der Lehre oder Berufsausbildung wur-

de jedoch beibehalten und in den Absatz 1 als Auflage übernommen. Die Ver-

pflichtung zur Bewährung am Arbeitsplatz wurde im Zuge der Angleichung an

das Strafrecht der BRD gestrichen.229

Bei der Ausgestaltung der Bewährungsverurteilung von jugendlichen Straftätern

waren die allgemeinen und individuellen Besonderheiten des Jugendlichen zu

berücksichtigen.230 Dies bedeutete insbesondere, dass der Jugendliche die

Verurteilung auf Bewährung persönlich als Strafe empfunden haben musste,

d.h. er musste sich der Autorität der Bestrafung bewusst gewesen sein.231 Die

ausgesprochenen Verpflichtungen sollten die nachhaltige Folge auf die began-

gene Straftat darstellen. Dabei waren jeweils die realen Leistungsbedingungen

des Jugendlichen einzuschätzen. Auflagen, die den Jugendlichen unter- oder

überforderten, stellten den Erziehungserfolg in Frage, da sie von vorneherein

neue Konflikte schafften.232

226 Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts an die 12. Plenartagung am 25. September
1974: Zur Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtsprechung in Jugendstrafsachen, NJ 1974 S.
637
227 Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts, NJ 1974, S. 637
228 Lehrkommentar Strafrecht, Band I, 2. Aufl., 1970, S. 259
229 vgl. dazu auch Ausführungen bei 2. Kap. II 2. b)
230 Boese, M., Besonderheiten bei der Bewährungsverurteilung Jugendlicher NJ 1981, S. 457
231 ders. S. 456
232 Biebl, R., Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtsprechung in Jugendstrafsachen, Der Schöffe
1974, S. 378
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Zudem waren nur solche Verpflichtungen auszusprechen, die erforderlich wa-

ren, um eine erneute Straffälligkeit zu verhindern. Darüber hinaus wurde zusätz-

lich vom Verurteilten verlangt, durch Wiedergutmachungsaktivitäten nachzuwei-

sen, dass sich seine Einstellung zu grundlegenden gesellschaftlichen Pflichten

geändert hat.233 An dieser Auffassung wurde bemängelt, dass über das erfor-

derliche Maß hinausgehende Verpflichtungen nur ausgesprochen werden soll-

ten , wenn damit auf festgestellte, nachweisbar im Täter liegende, Ursachen der

Straftat reagiert werden kann.234 Die Verpflichtungen sollten nicht obligatorisch

ausgesprochen werden, sondern stets einen Bezug zur Tat aufweisen235 Es war

Aufgabe des Gerichts, eine realisierbare Festlegung zu treffen. Dies galt als

entscheidendes Kriterium dafür, dass die Bewährungsverurteilung bei dem Ju-

gendlichen eine Wirkung hatte, d.h. er nicht erneut straffällig wurde.236

Der Richter musste mit viel Verständnis und Einfühlungsvermögen die Bewäh-

rungsstrafe so ausgestalten, dass insbesondere auch die entwicklungsbeding-

ten Besonderheiten des jeweiligen Jugendlichen Berücksichtigung fanden. Da-

bei kam es darauf an, die konkreten sozialen und personalen Bedingungen des

Einzelfalles zu beachten und nicht allgemeingültige jugendtypische Verhaltens-

weisen heranzuziehen.237

So wäre z.B. bei einem offensichtlich leicht beeinflussbaren Jugendlichen, der

in erkennbarer Abhängigkeit von einer Gruppe stand, eine Möglichkeit, ihm sein

Fehlverhalten bewusst zu machen, dass man ihm als Auflage für seine Bewäh-

rungszeit den Umgang nach § 33 IV Nr. 3 StGB (DDR) mit genau jener Gruppe

untersagt. Dieses Verbot könnte ihm den Strafencharakter der Bewährungsstra-

fe verdeutlichen.

233 Backhaus, K., Wolf, H., Erhöhung der Effektivität der Verurteilung auf Bewährung, NJ 1980,
S. 58.
234 vgl. Arnold, J., Strafzumessung bei jugendlichen Ersttätern, 1986, S. 27
235 Arnold, J., Zur Strafzumessung bei jugendlichen Tätern, NJ 1987, S. 100
236 vgl. Buchholz, I., Effektive Ausgestaltung der Verurteilung auf Bewährung bei Jugendlichen,
NJ 1984, S. 308: Boese, M., Besonderheiten bei der Bewährungsverurteilung Jugendlicher NJ
1981, S. 457; Schlegel, J., Zu den Aufgaben der Gerichte bei der Bekämpfung der Jugendkri-
minalität, NJ 1974, S. 642
237 Kupfer, S., Die Verwirklichung der Verurteilung auf Bewährung unter besonderer Berücksich-
tigung der Aufgaben der Gerichte bei der Leitung und Kontrolle dieses Prozesses gegenüber
jugendlichen Straftätern, 1985, S. 91
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Ein zusätzliches Ziel, die soziale Komponente der Strafe, wurde durch die je-

weilige konkrete Ausgestaltung der Bewährungspflichten angestrebt. Die Ju-

gendlichen sollten zur disziplinierten Erfüllung gesellschaftlicher und persönli-

cher Pflichten angehalten werden. Diese allgemeine Zielsetzung der Strafe war

nicht gesetzlich geregelt und eine Missachtung dieser Pflichten konnte somit

auch nicht mit Sanktionen wie dem Widerruf der Bewährung bestraft werden.238

bb) Geldstrafe

Den Anwendungsbereich der Geldstrafe als Hauptstrafe bestimmt das StGB

(DDR) in §§ 36, 73 StGB (DDR). Voraussetzung für die Anwendung der Geld-

strafe, zusätzlich zu denen aus § 30 I StGB (DDR) war, dass die Geldstrafe aus

der Sicht des Gerichts ein ausreichendes und geeignetes Mittel darstellen

musste, um die künftige Disziplinierung des Täters zu gewährleisten. Dies wur-

de dann angenommen, wenn davon auszugehen war, dass eine einmalige

staatliche Einwirkung auf den Täter genügen würde.239 Dies hatte das Gericht

anhand der Persönlichkeit des Jugendlichen und seinem Verhalten vor und

nach der Tat zu bestimmen.240 War das Gericht zu dem Ergebnis gekommen,

dass ein längerer Erziehungsprozess zur Überwindung der gesellschaftswidri-

gen Einstellung notwendig sein würde, so war eine Geldstrafe ausgeschlos-

sen.241

In solchen Fällen war eine Bewährungsverurteilung als eine Maßnahme, bei der

eine längere Kontrolle des Erziehungsprozesses möglich war, zu verhängen.

Die Erziehungserforderlichkeit bestimmte sich nach der Schwere der Tat und

der Persönlichkeit des Täters.242

Die verhängte Geldstrafe musste an die persönlichen und wirtschaftlichen Ver-

hältnisse des Täters angepasst werden. Sie sollte einerseits materiell für ihn

spürbar sein und zu gewissen Einschränkungen zwingen, andererseits sollte sie

238 Kupfer, S., Die Verwirklichung der Verurteilung auf Bewährung unter besonderer Berücksich-
tigung der Aufgaben der Gerichte bei der Leitung und Kontrolle dieses Prozesses gegenüber
jugendlichen Straftätern, 1985, S. 65
239 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 474; OG Urteil vom 9. Mai 1972, NJ
1972, S. 425
240 Buchholz, I.: Die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher und ihre Verwirklichung in
der DDR, Studienmaterial, 1980, S. 77
241 OG Urteil vom 9. Mai 1972, NJ 1972, S. 425
242 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 151
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auch unter Berücksichtigung aller Umstände eine realisierbare Forderung für

den Jugendlichen darstellen243 Es war jedoch auch seitens des Gerichts zu prü-

fen, ob die Zahlung der Strafe in absehbarer Zeit für den Täter realisierbar

war.244 Die Höhe der Geldstrafe war bei Jugendlichen gem. 73 StGB (DDR) auf

500 Mark begrenzt. Diese Beschränkung sollte sicherstellen, dass die Jugendli-

chen die Strafe auch aus eigenen Mitteln bestreiten konnten.245

Bei böswilliger Nichtzahlung der verhängten Geldstrafe wurde sie gem. § 36 III

StGB (DDR) in eine Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu einem Jahr umge-

wandelt. Die Böswilligkeit eines Täters wurde dann angenommen, wenn dieser

objektiv die Möglichkeit zur Zahlung gehabt, diese aber bewusst nicht getätigt

hatte.246

cc) Öffentlicher Tadel

Der öffentliche Tadel war in § 37 StGB (DDR) geregelt. Die Vorschrift war in

vollem Umfang auf Jugendliche anwendbar.

Der öffentliche Tadel bestand in der rechtlichen und moralischen Missbilligung

des Vergehens durch das Gericht ohne andere Zwangsmaßnahmen.247 Er war

dann anwendbar, wenn das Vergehen keine erheblichen schädlichen Auswir-

kungen hatte und es zu keinem größeren Schaden gekommen war. Zudem

musste der Täter ein sonst verantwortungsbewusstes Gesamtverhalten gezeigt

haben und eine geringe Schuld aufweisen. Die Besonderheit des öffentlichen

Tadels nach § 37 III StGB (DDR) war, dass das Gericht im Urteil festlegen

konnte, ob die Bestrafung im Strafregister eingetragen werden sollte. Von einer

Eintragung sollte abgesehen werden, wenn der Verurteilte bereits ernsthafte

Bemühungen zur Wiedergutmachung unternommen hatte oder zwischen Tat

und Verurteilung ein längerer Zeitraum liege, in dem sich der Verurteilte positiv

verhalte und die Verwerflichkeit seines Vergehens eingesehen hatte.248

In Abgrenzung zur Beratung und Übergabe an ein gesellschaftliches Gericht

(28 StGB (DDR)) war ein öffentlicher Tadel dann auszusprechen, wenn es

243 Schlegel, J./ Pompoes, H., Kriterien für die Anwendung der Geldstrafe, NJ 1970 S.198
244 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 474-475
245 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 228
246 Lehrkommentar Strafrecht, Band1, 2. Aufl., 1970, S. 177
247 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S.478
248 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 153
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Probleme gab, die ein Gerichtsverfahren erforderten, wie z.B. die Einholung ei-

nes Sachverständigengutachtens.249

d) Strafen mit Freiheitsentzug

In der DDR gab es seit 1968 drei Möglichkeiten, gegen jugendliche Straffällige

eine Strafe mit Freiheitsentzug zu verhängen. Dies war zum einen nach § 69

StGB (DDR) die Jugendhaft (§ 74 StGB (DDR)) und die Freiheitsstrafe (§ 76

StGB (DDR)). Zum anderen gab es bis zu dem Jahre 1977 die Einweisung in

ein Jugendhaus, die bis dahin im § 75 StGB (DDR) geregelt war.

aa) Jugendhaft

Die Jugendhaft war in § 74 StGB (DDR) geregelt und ihr Tatbestand erfuhr

nach der Einführung der Maßnahme im Jahre 1968 sowohl durch die 1. Neu-

fassung des StGB (DDR) vom 19. Dezember 1974 250 als auch durch das 3.

Strafrechtsänderungsgesetz vom 28. Juni 1979251 Veränderungen.

In der Urfassung von 1968 konnte Jugendhaft nur verhängt werden, wenn eine

Straftat gegen die staatliche und öffentliche Ordnung vorlag. Darunter fielen die

Beeinträchtigung staatlicher oder gesellschaftlicher Tätigkeit (§ 214 StGB

(DDR)), Rowdytum (§§ 215,216 III StGB (DDR)) und Zusammenrottung (§ 217

StGB (DDR)).252 Die Dauer der Jugendhaft konnte zwischen einer und sechs

Wochen liegen und die Maßnahme wurde nicht in das Strafregister eingetragen.

Sie wurde verhängt, um den straffällig gewordenen Jugendlichen zu disziplinie-

ren und ihm bewusst zu machen, dass auch er persönlich Verantwortung für die

Einhaltung von Ordnung und Disziplin zu tragen hat.253 Die Jugendhaft, als

Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, kam nur für solche Jugend-

liche in Frage, die sich im sozialen Leben wie Schule und Familie gesell-

schaftsgemäß verhalten hatten und nur z.B. durch eine Gruppensituation zu der

Tat veranlasst worden waren.254

249 Lehrkommentar Strafrecht Band I, 2. Aufl., 1970, S. 178
250 GBl 1975 S. 14
251 GBl 1979 S.139
252 Lehrkommentar Strafrecht, Band I, 2.Aufl., 1970, S.259-260
253 Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1. Aufl., 1988, S. 381
254 Lehrkommentar Strafrecht, Band I, 2.Aufl., 1970, S.260
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Die Jugendhaft sollte den Jugendlichen kurzfristig disziplinieren, aber auch

nachhaltig seiner Fehlentwicklung entgegenwirken.255 Sie sollte in dem be-

schleunigten und zweckmäßig geführten Verfahren nach §§ 257 ff StPO (DDR)

verhängt werden, um dadurch die Wirksamkeit zu erhöhen. 256 Der Ausspruch

der Jugendhaft und deren unverzügliche Verwirklichung sollte dem Jugendli-

chen die Unduldbarkeit seines delinquenten Verhaltens deutlich machen.257

Außerdem sähe der jugendliche Straftäter bei einer schnellen Verurteilung die

Strafe als eine gerechte Reaktion auf seine Straftat an.258

Aus diesem Grunde war es auch zulässig, die Jugendhaft im Strafbefehlsver-

fahren nach §§ 270 ff. StPO (DDR) auszusprechen. Dabei war jedoch vorher

festzustellen, ob die angestrebte erzieherische Wirksamkeit dieser Strafe ohne

die Durchführung einer mündlichen Verhandlung erreicht werden konnte.

Der Vollzug der Jugendhaft fand in einer besonderen Einrichtung des Ministeri-

ums des Inneren statt. Durch gesellschaftlich nützliche Arbeit und sinnvolle

Freizeitgestaltung sollte die nachdrückliche Disziplinierung gefördert werden.259

In der Neufassung des StGB (DDR) von 1974 wurde eine allgemein gültigere

Voraussetzung für die Verhängung der Jugendhaft eingeführt. Danach konnte

Jugendhaft dann ausgesprochen werden, wenn zwar eine weniger schwerwie-

gende Tat vorlag, jedoch in der Art und Weise der Begehung der Tat ein von

grober Disziplinlosigkeit zeugendes Fehlverhalten zum Ausdruck kam.260 Dies

wurde oft Jugendlichen zugeschrieben, die sich unter starkem Gruppeneinfluss

zu einer Straftat hinreißen ließen.261 Somit hing die Entscheidung, ob eine Ju-

gendhaft zu verhängen war, von dem Vorliegen einer Fehlentwicklung des Ju-

gendlichen ab und nicht von der schuldhaften Tat an sich. Darin wurde ein Ver-

stoß gegen das Tatprinzip gesehen.262 Grund für die Verhängung einer Strafe

dürfe nicht die Erziehungsbedürftigkeit eines Jugendlichen sein. Gegenstand

255 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 229
256 vgl. Troch, J., Charakter der Haftstrafe und strafprozessuale Bedingungen für ihre wirksame
Anwendung, NJ 1986, S. 379
257 ders. S. 379
258 ders. S. 380
259 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 229
260 Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts, NJ 1974, S. 638
261 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch S. 552
262 Arnold, J., Strafzumessung bei jugendlichen Ersttätern, 1986, S. 60
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der Verurteilung sei nicht der Täter, sondern die Tat. Das Maß der strafrechtli-

chen Verantwortlichkeit ergebe sich aus der konkreten Tat und deren Auswir-

kungen.263

Zudem war diese Erweiterung der Jugendhaft eine deutliche Verschärfung des

Jugendstrafrechts. Sie sollte als Abschreckung dienen und wurde auch als

„Aufgabe des spezifischen Jugendstrafrechts“ gesehen.264

Eine weitere Voraussetzung für den Ausspruch der Jugendhaft war, dass die

Haftstrafe für Erwachsene im verletzten Gesetz angedroht war. Die sonstigen

Voraussetzungen bezüglich der Dauer und des Vollzugs der Jugendhaft hatten

sich gegenüber der Fassung von 1968 nicht verändert.

Durch das 3. Strafrechtsänderungsgesetz im Jahre 1979 wurde die Vorschrift

über die Jugendhaft in Bezug auf die Dauer und den Vollzug verändert. Die Ju-

gendhaft konnte seitdem für die Dauer von einer Woche bis zu drei Monaten

ausgesprochen werden. Mit der Erweiterung des Strafrahmens der Jugendhaft

sollte die Wirksamkeit der Strafe erhöht werden, um so konsequenter und

nachhaltiger auf Störungen der staatlichen Ordnung und Sicherheit reagieren

zu können.265 Durch diese Erweiterung wurde jedoch der ursprüngliche Grund-

gedanke,266 die Vermeidung kurzer Freiheitsstrafen und die Anwendung der

Jugendhaft nur zu kurzfristiger Disziplinierung, missachtet.267 Der oben be-

schriebene Zweck und Charakter der Jugendhaft hatte sich jedoch durch die

Änderungen der Voraussetzungen nicht verändert.

Nach der Änderung im Jahre 1979 konnte das Gericht zudem festlegen, ob die

Strafe in das Strafregister eingetragen wurde oder nicht. So konnte es bei den-

jenigen Ersttätern, bei denen die Straftat eine einmalige Entgleisung darstellte

263ders., S. 55 und 60, vgl. auch Goldenbaum, K., Die rechts- und strafpolitische Bedeutung der
Berücksichtigung entwicklungsbedingter Besonderheiten (§ 65 Abs. 3 StGB) für die differenzier-
te und individualisierte Feststellung und Verwirklichung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
jugendlicher Eigentumstäter, 1977, S. 134
264 Schroeder, F-Chr.: Die Strafrechts- und Strafprozessreform der DDR von 1974/75, NJW
1977, S.173
265 Oberstes Gericht der DDR, Erläuterungen zum Gesetz zur Änderung und Ergänzung straf-
und strafverfahrensrechtlicher Bestimmungen (3. Strafrechtsänderungsgesetz), OGI 1979
(Sonderdruck), S. 9
266 Bei Fassung des StGB 1968 folgte man internationalen Erfahrungen, dass kurze Freiheits-
strafen bei Jugendlichen eher schädlich als hilfreich seien. Zudem vertrat man die Ansicht, dass
diese kurzen Freiheitsstrafen eher verhärten, als erziehen würden und zu einer dauerhaften an-
tisozialen Reaktion führen könnten. Heuer, U.-J., Die Rechtsordnung der DDR, 1995, S. 309;
Plath, J., Das Jugendgerichtsgesetz der DDR von 1952, 2005, S. 176-177; Hartmann: Das
künftige Jugendstrafrecht, NJ 1967, S. 149;
267 Heuer, U-J., Die Rechtsordnung der DDR, 1995, S. 326
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und denen durch eine Eintragung im Strafregister ihrer sonst positiven Entwick-

lung ein Makel angehängt werden würde, auf eine Eintragung weiterhin verzich-

ten.268 Dies musste aber ausdrücklich festgelegt werden, da der Regelfall nun

eine Eintragung forderte.

Weiterhin galten von dort an für den Vollzug der Jugendhaft die Bestimmungen

des Strafvollzuggesetzes (StVG)269. Die Jugendhaft sollte in nicht ständig ver-

schlossenen Verwahrräumen in einem Jugendhaus vollzogen werden (§ 10 der

1. DB zum StVG270).

bb) Freiheitsstrafe

aaa) Allgemeines

Für die Verhängung der Freiheitsstrafe gegen einen Jugendlichen galten gem.

§ 76 StGB (DDR) die allgemeinen Bestimmungen des 3. Kapitels. Somit richte-

ten sich die Anwendungsvoraussetzungen und die Bestimmung der Dauer der

Freiheitsstrafe auch für Jugendliche nach §§ 39, 40 StGB (DDR).

Danach wurden Verbrechen immer mit Freiheitsstrafe bestraft (§ 39 I StGB

(DDR)) und Vergehen nur, wenn besonders schädliche Folgen eingetreten wa-

ren oder eine schwerwiegende Missachtung der gesellschaftlichen Disziplin

zum Ausdruck gekommen war (§ 39 II Satz 1StGB (DDR)). Davon ging man

dann aus, wenn der Täter aus den bisherigen Ermahnungen und Belehrungen

vor gesellschaftlichen Gerichten oder von Kollektiven keine Lehren gezogen

hatte und so seine verfestigte negative Einstellung gegenüber seinen staats-

bürgerlichen Pflichten ausdrückte.271

Zudem konnte die Freiheitsstrafe bei weniger schwerwiegenden Taten ange-

wandt werden, wenn der Täter aus bisherigen Strafen keine Lehren gezogen

hatte (§ 39 II Satz 2 StGB (DDR)). Ob in den Fällen des § 39 II StGB (DDR) ei-

ne Freiheitsstrafe zu verhängen war, ergab sich auch bei Jugendlichen anhand

der Strafzumessungskriterien aus § 61 II StGB (DDR).272 Dabei wurden die

268 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 229
269 GBl 1977, S. 109 ff.
270 GBl 1977, S. 118 ff.
271 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 156
272 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 155
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Schwere der Tat, die Art und Weise der Begehung, die Persönlichkeit des Tä-

ters und die Tatfolgen betrachtet.273

Für die Anwendung der Freiheitsstrafe gegenüber Jugendlichen wurden von

dem Obersten Gericht der DDR Grundsätze entwickelt, die zusätzlich zu den

Voraussetzungen aus § 39 StGB (DDR) zu prüfen waren.274 Danach war eine

Freiheitsstrafe gegen Jugendliche nur dann auszusprechen, wenn dies unter

Berücksichtigung aller für das Jugendverfahren geltenden Besonderheiten –

insbesondere unter Berücksichtigung der entwicklungsbedingten Besonderhei-

ten gem. § 65 III StGB (DDR) – aufgrund der objektiven Schwere der Tat und

der Person des jugendlichen Straftäters unerlässlich war.275 Das Gericht muss-

te prüfen, ob in der Tat entwicklungsbedingte Besonderheiten zum Ausdruck

kamen, die derart schuldmindernd wirkten, dass von dem Ausspruch einer Frei-

heitsstrafe abzusehen war.276 Sie waren jedoch auch in ein richtiges Verhältnis

zu den objektiven und subjektiven Umständen der Tat und zu der Persönlichkeit

des Täters zu setzen. So wurde von dem Grundsatz ausgegangen, dass Diszi-

plinlosigkeit des Jugendlichen, die in seinem Verhalten vor der Tat zum Aus-

druck gekommen war, im Verhältnis zur Tatschwere nicht überbewertet werden

durfte.277

In den Fällen, in denen z.B. die Tatschwere erheblich war, konnte eine Schuld-

minderung durch die Beachtung der entwicklungsbedingten Besonderheiten le-

diglich eine niedrigere Freiheitsstrafe bewirken. Sie konnte nicht die Verhän-

gung einer Strafe ohne Freiheitsentzug rechtfertigen.278 Darüber hinaus war die

Bereitschaft der Jugendlichen zu würdigen, aktiv an der Aufklärung der Straftat

mitzuwirken. Ihr Einsatz sollte in die Überlegungen zur Strafzumessung einbe-

273 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 483
274 vgl. Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts, NJ 1974, S. 636
275 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 229
276 vgl. OG, Urteil vom 12. März 1974, NJ 1974 S. 338; Strafrecht der DDR, Kommentar zum
StGB, 5. Aufl., 1987, S. 229
277 Arnold, J., Zur Strafzumessung bei jugendlichen Tätern, NJ 1987, S. 101
278 Arnold, J., Strafzumessung bei jugendlichen Ersttätern, 1986, S. 58, siehe auch: Buchholz,
I.: Die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher und ihre Verwirklichung in der DDR, Stu-
dienmaterial, 1980, S. 64
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zogen werden, da aufgrund ihrer gemachten Angaben erhofft wurde, Straftaten

aufzuklären.279

Die Dauer einer Freiheitsstrafe gegen Jugendliche konnte nach § 40 I StGB

(DDR) grundsätzlich sechs Monate bis fünfzehn Jahre betragen. Es bestand je-

doch die Möglichkeit, in Ausnahmefällen nach § 40 II StGB (DDR) eine Frei-

heitsstrafe zwischen drei und sechs Monaten auszusprechen. Trotz der Beden-

ken gegen die Verhängung einer kurzen Freiheitsstrafe für Jugendliche wurde

diese Regelung auch im Jugendstrafrecht verwendet.280 Die Anwendung wurde

jedoch vom Obersten Gericht eingeschränkt.281 Danach war eine Freiheitsstrafe

nach § 40 II StGB (DDR) nur dann auszusprechen und entsprechend ausführ-

lich zu begründen, wenn die Straftat Ausdruck einer verfestigten ablehnenden

Haltung gegenüber den Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens war

und der jugendliche Straftäter die Schäden seiner Tat mutwillig nicht wieder gut

gemacht hatte.282 Die ablehnende Haltung zeigte sich durch eine schlechte Ein-

stellung zur Schule bzw. zur Arbeit und ein negatives Freizeitverhalten. Zudem

kam die gesellschaftswidrige Einstellung dadurch zum Ausdruck, dass andere

gesellschaftliche Einwirkungen, wie z.B. bereits durchgeführte Maßnahmen der

Organe der Jugendhilfe, erfolglos geblieben waren.283

Die eingeschränkte Anwendung des § 40 II StGB (DDR) wurde damit begrün-

det, dass die meisten Jugendlichen in einem Ausbildungsverhältnis wären und

eine Unterbrechung derart nachteilige Wirkungen für die persönliche Entwick-

lung haben könne, die in keinem Verhältnis zur Tatschwere stünden.284 In sol-

chen Fällen sollte das Tatgericht an Stelle einer kurzen Freiheitsstrafe eine

Strafe ohne Freiheitsentzug aussprechen.285

279 Schlegel, J., Zu Problemen bei der Verwirklichung des Beschlusses des Plenums des O-
bersten Gerichts der DDR vom 3. November 1976 zur Verwirklichung der Materialien des IX:
Parteitages, OGI 1977, S. 28
280 Siehe auch Ausführungen unter 2. Kap. II.2.c) aa)
281 vgl. OG Urteil vom 17. August 1971, NJ 1971 S. 684
282 vgl. OG Urteil vom 17. August 1971, NJ 1971 S. 684; siehe auch: Lehrkommentar Strafrecht,
Band I, 2. Aufl., 1970, S. 263
283 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 158
284 vgl. Buchholz, I., Die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher und ihre Verwirklichung
in der DDR, Studienmaterial, 1980, S. 64
285 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 552
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In der Fassung des StGB (DDR) von 1968 konnte gegen Jugendliche noch eine

lebenslange Freiheitsstrafe verhängt werden.286

Neun Jahre später wurde mit dem 2. Strafrechtsänderungsgesetz vom 7. April

1977287 der Ausschluss der lebenslangen Freiheitsstrafe in § 78 StGB (DDR)

aufgenommen, der bereits den Ausschluss der Todesstrafe gegen Jugendliche

regelte. Dass jedoch trotzdem weiterhin die Möglichkeit bestand, eine 15- jähri-

ge Freiheitsstrafe gegen Jugendliche zu verhängen, stieß auf Kritik. Es wurde

bemängelt, dies führe zu untragbaren Ergebnissen, da bei schweren Straftaten

die Strafzwecke der Generalprävention und Sicherung den im Jugendstrafrecht

vorherrschenden Erziehungsgedanken verdrängen würden. Auch die Tatsache,

dass der Vollzug der Freiheitsstrafe an Jugendlichen in speziellen Jugendan-

stalten durchgeführt wurde, konnte nach Ansicht der Kritiker einen Ausspruch

einer derart langen Freiheitsstrafe gegen Jugendliche nicht rechtfertigen.288

bbb) Rückfallstraftaten

Ein anderer Grund für die Verhängung einer Freiheitsstrafe konnte nach §§ 43,

44 StGB (DDR) das Vorliegen einer Rückfallstraftat sein.

Gem. § 43 StGB (DDR) konnte eine Freiheitsstrafe ausgesprochen werden,

auch wenn das verletzte Gesetz nur Strafen ohne Freiheitsentzug angedroht

hatte, wenn der Täter bereits mehrfach wegen gleichartiger Straftaten bestraft

worden war oder wegen einer anderen Straftat mit einer Strafe mit Freiheitsent-

zug vorbestraft war.289 Diese Bestimmung konnte auch bei Jugendlichen ange-

wandt werden, jedoch nur bei solchen Handlungen, für die im verletzten Gesetz

ausschließlich die Strafe ohne Freiheitsentzug angedroht war. Sie durfte nicht

angewandt werden, wenn zu der Strafe ohne Freiheitsentzug noch die Haftstra-

fe bzw. somit die Jugendhaft angedroht war.290 Zudem musste noch festgestellt

werden, ob ein Zusammenhang zwischen der Vortat und der erneuten Straftat

bestand und es bereits positive Entwicklungen des Jugendlichen gegeben hatte

286 Es wurde, bis auf den Ausschluss der Todesstrafe, ohne Einschränkung auf die Vorschriften
des 3. Kap. verwiesen
287 GBl 1977 S. 100
288 Schmidt, H.-T., Das Jugendstrafrecht in der DDR in: Lange, R./ Meissner, B./ Pleyer, K.,
Probleme des DDR- Rechts, S. 162
289 vgl. Urteil des BG Magdeburg vom 4. März 1988, NJ 1989, S. 171
290 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 160
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und somit die erneute Straftat als Zufall bezeichnet werden konnte. Diese zu-

sätzlichen Anforderungen waren notwendig, damit ein Schematismus vermie-

den werden konnte und der Entwicklung des Jugendlichen ihre nötige Beach-

tung zuteil wurde. 291

§ 44 StGB (DDR) regelte die Strafverschärfungen bei Rückfallstraftaten. Diese

Vorschrift wurde auf der Grundlage verfasst, dass jemand, der bereits wegen

eines Verbrechens oder zweimal wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bestraft

worden ist, bei einer erneuten Straftat verschärft zur Verantwortung zu ziehen

ist. Durch die Anwendung dieser Norm wurde bei den betroffenen Straftatbe-

ständen jeweils der gesetzlichen Strafrahmen verändert bzw. erweitert.292 § 44

StGB (DDR) ist auch bei Jugendlichen, unter Beachtung der eben bereits dar-

gestellten Differenzierungen und ihrer Besonderheiten der strafrechtlichen Ver-

antwortlichkeit, anzuwenden.

Sowohl bei § 43 StGB (DDR) als auch bei § 44 StGB (DDR) hatte das Gericht

die objektiven und subjektiven Umstände der Tat, sowie die Art und Weise der

Begehung, die Folgen und die Schwere der Schuld zu prüfen. Unter Berück-

sichtigung dieser Kriterien hatte es zu entscheiden, ob und inwiefern der Aus-

spruch einer erneuten Freiheitsstrafe notwendig war. 293

Zur Vorbeugung erneuter Straftaten durch rückfallgefährdete Straftäter waren in

§§ 47, 48 StGB (DDR) Maßnahmen geregelt, die der Wiedereingliederung nach

einem Vollzug dienen sollten. Vorrausetzung für die Anordnung einer Wieder-

eingliederungsmaßnahme neben einer Freiheitsstrafe war, dass eine Vorstrafe

mit Freiheitsentzug vorgelegen hat und die erneute Straftat durch Disziplinlosig-

keit des Täters bei der Wiedereingliederung in das gesellschaftliche Leben be-

günstigt worden ist. Als bereits mit Freiheitsentzug Vorbestrafte galten auch Ju-

gendliche, die zu einer Jugendhaft nach § 74 StGB (DDR) verurteilt worden wa-

ren, wenn das Gericht die Verurteilung in das Strafregister eingetragen hatte.294

Die geforderte Disziplinlosigkeit des Täters konnte dann angenommen werden,

wenn er sich den angebotenen Erziehungs- und Unterstützungsmaßnahmen

291 Buchholz, I.: Die strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher und ihre Verwirklichung in
der DDR, Studienmaterial, 1980, S. 63
292 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl., 1978, S. 485
293 Bericht des Präsidiums an das 22. Plenum des Obersten Gerichts: Probleme der Strafzu-
messung, NJ 1969 S. 270
294 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 172
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entzogen hatte.295 Sie zeigte sich oft kurze Zeit nach der Strafentlassung durch

Alkoholmissbrauch oder schlechte Arbeitsmoral.296 Zudem musste sich aus ei-

ner Gesamtbeurteilung ergeben, dass ohne eine Maßnahme eine reale Gefahr

erneuter Straffälligkeit besteht.297

Vor der Anwendung der in §§ 47 und 48 StGB (DDR) genannten Maßnahmen

wurde bei Jugendlichen die gesellschaftliche Notwendigkeit dieser Maßnahmen

vertieft überprüft, da befürchtet wurde, dass sich die Verhängung negativ auf

die allgemeine und berufliche Ausbildung auswirken könne.298

Die Wiedereingliederung jugendlicher Straftäter in das gesellschaftliche Leben

war nach § 3 WEG299 unter Einbeziehung der Erziehungsberechtigten und an-

derer gesellschaftlicher Kräfte und unter Berücksichtigung der alters- und ent-

wicklungsbedingten Besonderheiten vorzunehmen. Sie sollte mit erzieherischer

Kontinuität und Sorgfalt vollzogen werden, damit den Jugendlichen die Mög-

lichkeit gegeben werden konnte, sich zu verantwortungsbewussten Staatsbür-

gern zu entwickeln.300 So sollte vor allem Wert darauf gelegt werden, dass eine

durch die Inhaftierung unterbrochene Berufsausbildung weitergeführt wurde.301

ccc) Strafaussetzung zur Bewährung

War es letztendlich aufgrund einer Verurteilung durch das Gericht zu einer zei-

tigen Freiheitsstrafe gekommen, hatte dieses die Möglichkeit, nach einer

bestimmten Vollzugszeit, den Vollzug der Freiheitsstrafe nach § 45 StGB (DDR)

zur Bewährung auszusetzen. Dabei sprach es eine Bewährungszeit von einem

Jahr bis zu fünf Jahren aus.

Im Gegensatz zur Verurteilung auf Bewährung (§ 72 StGB (DDR)) handelte es

sich bei § 45 StGB (DDR) um eine Aussetzung des Strafrestes. Nachdem ein

295 Kräupl, G./ Reuter, L., Wirksamkeit strafrechtlicher Wiedereingliederungsmaßnahmen, NJ
1984, S. 83
296 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 173
297 Kräupl, G./ Reuter, L., Wirksamkeit strafrechtlicher Wiedereingliederungsmaßnahmen NJ
1984, S. 83
298 vgl. Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1. Aufl., 1988, S. 381; Kräupl/ Reuter: NJ 1984, S. 83
299 Gesetz über die Wiedereingliederung der aus dem Strafvollzug entlassenen Bürger in das
gesellschaftliche Leben – Wiedereingliederungsgesetz -, GBl 1977 I, S. 98 ff.
300 Giel, G., Wiedereingliederung aus dem Strafvollzug entlassener Bürger- wichtiges gesell-
schaftliches Anliegen, NJ 1977 S. 443
301 Bruhn, H.-H., Das Strafvollzugs- und Wiedereingliederungsgesetz der DDR unter verglei-
chender Berücksichtigung der Reformtendenzen in der BRD, ROW 1971, S. 21
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Teil der Freiheitsstrafe vollzogen war, konnte der Rest der Strafe zur Bewäh-

rung ausgesetzt werden.

Die Gewährung der Strafaussetzung auf Bewährung gem. § 45 StGB (DDR)

war vollständig auf Jugendliche, die zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden

waren, anwendbar.

Die Voraussetzungen für den Ausspruch der Aussetzung zur Bewährung wa-

ren, dass unter Berücksichtigung der Umstände der Straftat, der Zweck der

Freiheitsstrafe, die positive Entwicklung des Verurteilten sowie seine persönli-

che Entwicklung im Strafvollzug, erreicht war. Es musste ein verantwortungs-

bewusstes Verhalten im Strafvollzug zu erkennen gewesen sein.302 Der Staats-

anwalt und der Leiter der Strafvollzugsanstalt hatten die Aufgabe, regelmäßig

zu überprüfen, ob Gefangenen die Strafaussetzung zur Bewährung bewilligt

werden konnte und wenn dies der Fall war, beim Gericht einen entsprechenden

Antrag auf Aussetzung zu stellen (§ 349 VI StPO (DDR)). Bei jugendlichen

Strafgefangenen oblag die Prüfungspflicht dem Leiter des Jugendhauses. § 55 I

StVG.

Die Gewährung der Strafaussetzung auf Bewährung konnte auch nach § 45 II

StGB (DDR) auf Vorschlag der Kollektive oder der Werktätigen erfolgen. Diese

Anregung musste zugleich mit einer Bürgschaft verbunden sein, die weitere Er-

ziehung des Verurteilten zu übernehmen.

Für die Dauer der Bewährung konnten dem Verurteilten zudem noch Pflichten

nach § 45 III StGB (DDR) auferlegt werden. Darunter fielen z.B., einen ihm zu-

gewiesenen Arbeitsplatz nicht zu wechseln, den Schaden wieder gut zu ma-

chen oder den Umgang mit bestimmten Personen zu unterlassen. Diese Maß-

nahmen sollten den Bewährungs- und Erziehungsprozess des Verurteilten för-

dern. Zudem boten sie dem Verurteilten die Möglichkeit, die Ernsthaftigkeit sei-

nes Willens zur Besserung seines Verhaltens zu zeigen. 303

Die Strafaussetzung zur Bewährung wurde nach § 45 V StGB (DDR) widerru-

fen, wenn der Verurteilte während der Bewährungszeit eine vorsätzliche Straftat

begangen hatte, für die eine Strafe mit Freiheitsentzug ausgesprochen wurde.

Außerdem hatte das Gericht gem. Abs. VI die Möglichkeit, die Bewährung zu

302 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 167
303 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 2. Aufl. 1987, S. 493
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widerrufen, wenn der Verurteilte sich während der Bewährungszeit disziplinlos

verhalten hatte.

Der Vollzug der Freiheitsstrafe fand bei Jugendlichen gem. § 77 StGB (DDR), §

18 I StVG in Jugendhäusern statt. Dort sollte der jugendliche Straftäter zu be-

wusster gesellschaftlicher Disziplin und Verantwortung erzogen werden. Ein

entscheidendes Augenmerk wurde darauf gelegt, dass der Jugendliche an be-

ruflichen Qualifizierungsmaßnahmen teilnahm, damit er nach seiner Entlassung

in das gesellschaftliche Arbeitsleben integriert werden konnte (vgl. § 77 II StGB

(DDR)). Die Berufsausbildung wurde als ein entscheidendes Kriterium für die

Eingliederung in die sozialistische Gesellschaft gesehen.304

cc) Einweisung in ein Jugendhaus

Neben der Jugendhaft und der Freiheitsstrafe bestand im StGB (DDR) der DDR

von 1968 bis 1977 die Möglichkeit der Einweisung in ein Jugendhaus nach § 75

StGB (DDR). Dabei handelte es sich um eine selbstständige Jugendstrafe.

Der Anwendungsbereich des § 75 StGB (DDR) wurde durch die Persönlichkeit

des Täters bestimmt. Die Analyse der Persönlichkeit war das ausschlaggeben-

de Kriterium für die Entscheidung, ob die Einweisung in ein Jugendhaus die an-

gemessene Maßnahme für den straffällig gewordenen Jugendlichen darstellte.

Aus diesem Grunde sollte das Gericht alle individuellen Eigenarten, Interessen

und Merkmale sowohl positiv als auch negativ gegeneinander abwägen, um so

den Grad seiner sozialen Fehlentwicklung zu ermitteln.305

Es musste eine erhebliche soziale Fehlentwicklung vorliegen, um die Einwei-

sung in ein Jugendhaus als geeignete Maßnahme vorzunehmen. Von einer sol-

chen Fehlentwicklung wurde ausgegangen, wenn der Täter über einen andau-

ernden Zeitraum ein verfestigtes Fehlverhalten zeigte, das nicht durch Maß-

nahmen der gesellschaftlichen Erziehung bekämpft werden konnte.306

Zudem musste das verletzte Gesetz eine Freiheitsstrafe androhen und die

Schwere der Tat einen Freiheitsentzug erforderlich machen. Dabei durfte eine

304 Strafrecht der DDR, Lehrbuch, 1. Aufl. 1988, S. 381
305 vgl. Bütow, R., Zu den Anwendungsvoraussetzungen der Einweisung in ein Jugendhaus
gem. §75 StGB, unter besonderer Berücksichtigung der „erheblichen sozialen Fehlentwicklung“
jugendlicher Straftäter, 1975, S. 8a und Anmerkung 2
306 Geister, E., Einweisung jugendlicher Straftäter in ein Jugendhaus, NJ 1969, S.368



65

Einweisung in ein Jugendhaus nur dann ausgesprochen werden, wenn die

Straftat einen solchen Schweregrad erreicht hatte, dass auf eine Freiheitsstrafe

von mindestens einem Jahr hätte erkannt werden müssen.307

Die Schwere der Tat wurde dann angenommen, wenn nach Abwägung der

Strafzumessungsgrundsätze aus § 61 StGB (DDR) es nicht ausreichte, eine

Strafe ohne Freiheitsentzug auszusprechen, um die sozial- negative Einstellung

des Straftäters zu überwinden.308

Außerdem mussten die in der Vergangenheit verhängten Maßnahmen der

staatlichen und gesellschaftlichen Erziehung erfolglos gewesen sein. Darunter

fielen insbesondere die Maßnahmen der Organe der Jugendhilfe und solche

der gesellschaftlichen Gerichte.309 Eine Maßnahme wurde dann als erfolglos

bezeichnet, wenn das Fehlverhalten des Jugendlichen über einen längeren

Zeitraum andauerte und er durch die Bemühungen der staatlichen oder gesell-

schaftlichen Kräfte nicht mehr erreicht werden konnte.310

Die Dauer eines Aufenthalts in einem Jugendhaus konnte gem. § 75 III StGB

(DDR) zwischen einem und drei Jahren liegen. Sie wurde von dem Gericht nicht

in der Urteilsverkündung festgelegt, weil sie von dem jeweils eingetretenen Er-

ziehungserfolg abhing.311 Das Gericht entschied nach einem Antrag des

Staatsanwaltes oder des Leiters des Jugendhauses über die Entlassung, wenn

diese vor dem Ablauf der maximalen Dauer von drei Jahren stattfinden sollte.

Zur Beendigung des Aufenthalts nach Ablauf der gesetzlichen Höchstfrist oder

nach Vollendung des 20. Lebensjahres bedurfte es keiner gerichtlichen

Entscheidung.312

Diese Regelung über die unbestimmte Dauer des Aufenthalts in einem Jugend-

haus zeigte deutlich die Zielstellung, die die Maßnahme nach § 75 StGB (DDR)

verfolgte: Sie sollte zwar eine Strafe mit Freiheitsentzug darstellen, jedoch mit

einer besonderen erzieherischen Wirkung. In einem Jugendhaus sollte gezielt

307 Urteil des OG vom 12. März 1974, NJ 1974 S. 338; Mit diesem Urteil hatte das OG seine
bisherigen Rechtsauffassung zu diesem Thema aufgegeben. Bis dahin wurde lediglich eine
Freiheitsstrafe von 6 Monaten als „Richtlinie“ gefordert (vgl. OG Urteil vom 10. Januar 1969)
308 Strafrecht der DDR, Lehrkommentar, Band I, 2. Aufl., 1970, S. 261
309 Strafrecht der DDR, Lehrkommentar, Band I, 2. Aufl., 1970, S. 262
310 Bütow, R., Zu den Anwendungsvoraussetzungen der Einweisung in ein Jugendhaus gem.
§75 StGB, unter besonderer Berücksichtigung der „erheblichen sozialen Fehlentwicklung“ ju-
gendlicher Straftäter, 1975, S.22
311 Urteil des OG vom 10. Januar 1969, NJ 1969, S. 374
312 Strafrecht der DDR, Lehrkommentar, Band I, 2. Aufl., 1970, S. 262
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und qualifiziert erzieherisch auf den Jugendlichen eingewirkt werden, um seine

Persönlichkeitsstruktur den sozialistischen Erziehungszielen anzupassen. 313

Mit dem 2. Strafrechtsänderungsgesetz wurde dieses Institut jedoch bereits

nach nur 9 Jahren als selbstständige Strafart wieder abgeschafft. Diese Ände-

rung war eine Konsequenz daraus, dass nach den §§ 18, 39 und 40 des Straf-

vollzugsgesetzes314 von da ab der Vollzug der Freiheitsstrafe an Jugendlichen

generell in Jugendhäusern erfolgte.315

e) Zusatzstrafen

Neben den eben besprochenen Hauptstrafen war bei Jugendlichen die Verhän-

gung von Zusatzstrafen nur eingeschränkt zulässig. Es galten die allgemeinen

Bestimmungen, soweit nicht in den § 69 III, IV StGB (DDR) etwas anderes be-

stimmt war.

In Abs. III wurden spezielle Voraussetzungen für die Verhängung der Aufent-

haltsbeschränkung als Zusatzstrafe genannt. Danach musste gesichert sein,

dass die Erziehung des Jugendlichen nicht weiter im bisherigen Lebenskreis er-

folgte und dass das Fernhalten von bestimmten Orten geboten war und gleich-

zeitig eine ordnungsgemäße Unterbringung und Erziehung am neu festgelegten

Ort gewährleistet war.

Die Zusatzstrafen des Verbotes bestimmter Tätigkeiten (§ 53 StGB (DDR)), der

Vermögenseinziehung (§ 57 StGB (DDR)) und der Aberkennung staatsbürgerli-

cher Rechte (§ 58 StGB (DDR)) fanden gem. § 69 IV StGB (DDR) bei der Ver-

urteilung Jugendlicher keine Anwendung.

Die Höhe der Geldstrafe war auch bei der Auferlegung als Zusatzstrafe auf 500

Mark begrenzt.316

Neben den oben bereits beschriebenen Zusatzstrafen waren bei Jugendlichen

die öffentliche Bekanntmachung der Verurteilung (§ 50 StGB (DDR)), der Ent-

313 vgl. Bütow, R., Zu den Anwendungsvoraussetzungen der Einweisung in ein Jugendhaus
gem. §75 StGB, unter besonderer Berücksichtigung der „erheblichen sozialen Fehlentwicklung“
jugendlicher Straftäter, 1975, S.5 f.
314 GBl, 1977, S. 109 ff.
315 Schlegel, J./ Amboss, M., Die Besonderheiten der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Ju-
gendlicher, NJ 1977, S. 368
316 zur Begrenzung der Geldstrafe siehe 2. Kap. II 2c)bb)
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zug der Fahrerlaubnis und anderer Erlaubnisse (§§ 54, 55 StGB (DDR)) und die

Einziehung von Gegenständen (§ 56 StGB (DDR)) zulässig.

Die Zusatzstrafen konnten nach § 23 II StGB (DDR) neben der Hauptstrafe

ausgesprochen werden, wenn dies der Schutz der sozialistischen Gesellschaft

forderte oder es zur Erziehung des Täters geboten erschien. Sie sollten die er-

zieherische Funktion der Hauptstrafe verstärken und konnten auch mehrfach

nebeneinander ausgesprochen werden. 317 Wichtig war, dass sie in einem an-

gemessenen Verhältnis zur Hauptstrafe standen. 318

317 Strafrecht Allgemeiner Teil, Lehrbuch, 1978, S. 495
318 Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 180
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3. Kapitel: Strafverfahren gegen Jugendliche ab 1968 in der

DDR (§§ 69- 77 StPO (DDR))

In der StPO (DDR) waren neben den allgemeinen Grundsätzen für das Straf-

verfahren in der DDR in den §§ 69- 77 die Besonderheiten für das Strafverfah-

ren gegen Jugendliche geregelt. Soweit in diesen Vorschriften nichts Gegentei-

liges bestimmt war, galten auch für das Strafverfahren gegen Jugendliche die

allgemeinen Regelungen des Strafverfahrens.

Nach § 69 I StPO (DDR) hatten die Strafverfolgungsbehörden (Gerichte,

Staatsanwaltschaft und Untersuchungsorgane) die Umstände aufzuklären, die

zur Beurteilung der körperlichen und geistigen Eigenart des Jugendlichen die-

nen konnten, insbesondere ob er fähig war, sich bei seiner Entscheidung zur

Tat von den geltenden Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens leiten

zu lassen. Diese Besonderheiten bei der Aufklärung von Straftaten Jugendli-

cher waren vor allem für die Beurteilung der Schuldfähigkeit319 und die Festle-

gung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit320 von Bedeutung.

Weiterhin mussten die Organe ihre Prüfung auch darauf erstrecken, ob die

Straftat durch Pflichtverletzungen von Erziehungsberechtigten begünstigt wor-

den war. Dazu gehörten neben solchen, die einen Straftatbestand erfüllten wie

§§ 142, 145, 147 StGB (DDR) auch andere Verletzungen von Erziehungspflich-

ten wie z.B. die Vernachlässigung der Kontrolle der Schulpflicht.321 Die Aufklä-

rung der Erziehungsverhältnisse stellte einen wichtigen Bestandteil dar, wes-

halb die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten am gesamten Verfahren

zu beteiligen waren.

I. Die Mitwirkung der Erziehungsberechtigten im Jugendstrafverfahren

Die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten des straffällig gewordenen

Jugendlichen waren gem. § 70 StPO (DDR) am gesamten Strafverfahren zu

319 siehe 2. Kap. I. 2.
320 siehe 2. Kap. II.2.
321 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 103
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beteiligen. Ihre hohe Verantwortung im Verfahren ergab sich vor allem aus Art.

38 IV S.1 der Verfassung der DDR.322 Danach war es zugleich ein Grundrecht

wie eine Grundpflicht der Eltern, ihre Kinder zu gesunden, tüchtigen und gebil-

deten Menschen und staatsbewußten Bürgern zu erziehen. Dieser Verantwor-

tung mussten die Eltern auch dadurch gerecht werden, indem sie, soweit es ih-

nen möglich war, das Strafverfahren gegen ihr Kind aktiv begleiteten.323 Sie hat-

ten die Pflicht nach § 70 I StPO (DDR) an der Hauptverhandlung, zu welcher

sie auch nach § 202 II StPO (DDR) zu laden waren, teilzunehmen. Diese Er-

scheinenspflicht war mit der für Zeugen aus § 31 I StPO (DDR) vergleichbar.

Demzufolge konnten Eltern bei Nichterscheinen auch vorgeführt werden.324 Auf

eine Teilnahme am Strafverfahren konnte nur dann verzichtet werden, wenn

besondere Gründe vorlagen (§ 70 I StPO (DDR)). Darunter wurden längere

Krankheit, verhältnismäßig hoher Zeitaufwand oder der Aufenthalt außerhalb

der DDR gefasst.325

Im Übrigen galten die sonst üblichen Regelungen für Zeugen bei Eltern gerade

nicht. Ihre Erklärungen hatten nicht den Charakter eines Beweismittels, da ihre

Mitwirkung am Strafverfahren gegen ihr Kind nicht zur Belastung des Jugendli-

chen führen sollte. Sie durften auch unvollständig aussagen, ohne dass sie die

Konsequenzen fürchten mussten, die für Zeugen galten.326

Die Eltern besaßen nach § 45 FGB327 das Erziehungsrecht grundsätzlich nur

gemeinsam. Nur in gewissen Ausnahmefällen, wie nach einer Scheidung der

Ehe oder wenn die Ehe zur Zeit der Geburt noch nicht bestanden hatte, konnte

einem Elternteil allein das Erziehungsrecht zustehen, §§ 45, 46 FGB.

Sonstige Erziehungsberechtigte waren im Sinne des § 70 StPO (DDR) solche

Personen, denen vom Gericht oder von den Organen der Jugendhilfe das Er-

322 Brümmer, Die Entwicklung des elterlichen Sorge und Erziehungsrecht in der DDR, 1980, S.
38
323 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 287
324 Reuter, L., Zur Rolle der Eltern im Strafverfahren gegen Jugendliche, NJ 1979, S.21
325 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 105
326 Kollegium für Strafrecht, Zum Charakter der Erklärungen von Eltern und von Vertretern des
Referats Jugendhilfe in der gerichtlichen Verhandlung in Jugendstrafsachen, OGI 1984, S. 63
327 Familiengesetzbuch (FGB), GBl. I, 1966, S.1
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ziehungsrecht übertragen worden war.328 Dies konnten die Großeltern oder au-

ch ein Ehegatte sein, von dem der Jugendliche nicht abstammte.329

Die Erziehungsberechtigten hatten das Recht, alle Mitteilungen, die gesetzlich

vorgeschrieben und an den Jugendlichen gerichtet waren, ebenfalls zu erhal-

ten. Darunter fielen vor allem die Mitteilung über die Einleitung und Einstellung

eines Ermittlungsverfahrens (§§105 II, 141 III StPO (DDR)). Diese Mitteilungen

durften nicht unterbleiben, da sie das Vertrauensverhältnis zwischen den Unter-

suchungsorganen und den Erziehungsberechtigten festigten. Durch diese „Zu-

sammenarbeit“ sollte eine Erziehung des Jugendlichen gesichert werden, auf-

grund derer weitere Straftaten verhindert werden sollten.330

Nach § 70 StPO (DDR) waren die Erziehungsberechtigten unbedingt bereits im

Ermittlungsverfahren von den Untersuchungsorganen zu hören. Sie traten nicht

zwangsläufig als Zeugen im strafprozessualen Sinne auf. Ihnen kam eher die

Funktion zu, wichtige Hinweise zur Entwicklung und Persönlichkeit des Jugend-

lichen und zu seinen Familienverhältnissen zu geben.331 Aus diesem Grunde

durfte, gleichgültig wie das Ermittlungsverfahren im Ergebnis abgeschlossen

wurde, nicht auf die Anhörung der Erziehungsberechtigten verzichtet werden.332

Es existierte die Auffassung, die Anhörung der Eltern beschränke sich aus-

schließlich auf innerfamiliäre Bedingungen, wie die Lebens- und Erziehungs-

verhältnisse des Jugendlichen.333 Diese Einschränkung wurde jedoch als prob-

lematisch angesehen, da das Recht auf Anhörung und das Frage- und Antrags-

recht der Erziehungsberechtigten als ein Pfeiler der in § 8 StPO (DDR) gefor-

derten Garantie zur Allseitigkeit der Wahrheitsfindung verstanden wurde.334

Zudem trugen die Eltern mit einer umfassenden Aussage, besonders in den

Fällen, in denen sie Umstände darlegten, die die Beschuldigung des Jugendli-

chen ausräumten, zur Verwirklichung des Rechts des Jugendlichen auf Vertei-

digung bei.335 Auch aus diesem Grunde dürfe sich das Anhören der Eltern nicht

328 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 104
329 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 289
330 Reuter, L., Zur Rolle der Eltern im Strafverfahren gegen Jugendliche, NJ 1979, S.19
331 Müller, R./ Reuter, L., Zu einigen Aufgaben bei der Bekämpfung der Jugendkriminalität, NJ
1975, S. 322
332 ders. S. 322
333 Lehrbuch Strafverfahrensrecht, Berlin 1977, S. 400
334 Reuter, L., Zur Rolle der Eltern im Strafverfahren gegen Jugendliche, NJ 1979, S.20

335 Reuter, L., Zur Rolle der Eltern im Strafverfahren gegen Jugendliche, NJ 1979, S.20
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auf bestimmte Fragen der Anhörungsorgane beschränken. Die Eltern sollten

durch diese Anhörung vielmehr die Gelegenheit erhalten, die nach ihrer Auffas-

sung bedeutsamen entlastenden Umstände vorzutragen.336

Die Erziehungsberechtigten hatten nach § 70 II StPO (DDR) das Recht, sowohl

im Ermittlungsverfahren als auch im gerichtlichen Verfahren Fragen und Anträ-

ge z.B. Beweisanträge zu stellen.

Weiterhin hatten die Erziehungsberechtigten nach § 70 II StPO (DDR) das

Recht, bei prozessualen Handlungen anwesend zu sein, soweit dieses Recht

dem Beschuldigten oder Angeklagten zustand und die Aufklärung des Sachver-

halts dadurch nicht gefährdet wurde. Von einer Gefahr für die Aufklärung des

Sachverhalts wurde ausgegangen, wenn zu befürchten war, dass der angeklag-

te Jugendliche in Gegenwart seiner Erziehungsberechtigten nicht vollständig

oder unwahrheitsgemäß aussagen würde.337

Die Erziehungsberechtigten des jugendlichen Straftäters konnten nach Verkün-

dung des Urteils selbstständig innerhalb der geltenden Frist nach § 284 II StPO

(DDR) für den Angeklagten Rechtsmittel einlegen. Sie bedurften dazu keiner

Vollmacht des Jugendlichen.338

Die eben genannten Rechte und Pflichten der Erziehungsberechtigten im Straf-

verfahren gegen einen Jugendlichen waren jedoch nach § 70 IV StPO (DDR)

ausgeschlossen, wenn die Erziehungsberechtigten an der Straftat beteiligt wa-

ren oder das Interesse des Jugendlichen den Ausschluss erforderte. Eine Betei-

ligung konnte in der Rolle des Mittäters, Gehilfen, Anstifters (vgl. § 22 StGB

(DDR)) oder Hehlers (vgl. § 234 StGB (DDR)) sein.

Ein Interesse des Jugendlichen auf Nichtteilnahme konnte in den Fällen ange-

nommen werden, in denen sich die Erziehungsberechtigten einer schwerwie-

genden Verletzung ihrer Erziehungspflichten schuldig gemacht hatten. Solche

Verletzungen der Erziehungspflichten waren nach § 142 StGB (DDR), wenn die

Erziehungsberechtigten den Jugendlichen fortwährend vernachlässigen und

dadurch vorsätzlich oder fahrlässig in seiner Entwicklung gefährden oder schä-

digen. Ebenfalls wurde die Erziehungspflicht verletzt, wenn sie den Jugendli-

336 ders. S. 20
337 siehe auch § 232 II StPO; Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987,
S. 105
338 Lehrkommentar Strafprozessrecht, 1. Aufl., 1968, S. 318
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chen misshandeln oder durch ihre Pflichtverletzung die Begehung einer Straftat

des Jugendlichen begünstigen. Die Verletzungen der Erziehungspflichten

mussten so erheblich sein, dass aufgrund ihrer Einwirkung eine gesunde, kör-

perliche, geistige, psychische und soziale Entwicklung der Jugendlichen nicht

gewährleistet werden konnte. Nur in diesen Fällen konnten sie eine strafrechtli-

che Verantwortlichkeit begründen. 339

Der Ausschluss fand während des Ermittlungsverfahrens durch eine Verfügung

des Staatsanwaltes, im gerichtlichen Verfahren durch einen Beschluss des Ge-

richts statt. 340

Gegen diesen Ausschluss stand den Erziehungsberechtigten das Beschwerde-

recht nach §§ 91, 305 StPO (DDR) zu.

Die strafprozessrechtliche Mitwirkungspflicht endete mit dem Zeitpunkt, in dem

der Beschuldigte volljährig geworden war. Die Eltern konnten dann als Zeugen

im Verfahren auftreten und auch aufgrund ihrer Kenntnisse über die Entwick-

lung des Beschuldigten zur Aufklärung der Ursachen der Straftat beitragen.341

Diese Regelung galt in gleichem Maße für die Mitwirkung der Organe der Ju-

gendhilfe am Strafverfahren.342

II. Die Mitwirkung der Jugendhilfe im Strafverfahren gegen Jugendliche

Eine weitere Besonderheit im Verfahren gegen Jugendliche war die Mitwirkung

der Jugendhilfe. Die Organe der Jugendhilfe, die im Strafverfahren mitwirkten,

waren die Referate Jugendhilfe bei den Räten der Kreise (Stadtkreise, Stadtbe-

zirke).343 Sie wurden gem. § 19 Jugendhilfeverordnung vom Leiter des Referats

in gerichtlichen Verfahren vertreten.

Die Organe der Jugendhilfe waren in solchen Verfahren zu beteiligen, in denen

ihre Unterstützung bei der Aufklärung der Persönlichkeit des Jugendlichen so-

wie der Umstände seiner Entwicklung und Erziehung seitens der Organe der

Strafrechtspflege benötigt wurde. Ihre Aufgaben waren im Familiengesetzbuch

339 vgl. Strafrecht der DDR, Kommentar zum StGB, 5. Aufl., 1987, S. 345
340 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 105
341 Luther, H., Anwendung der Bestimmungen über das Strafverfahren gegen Jugendliche nach
Eintritt der Volljährigkeit, NJ 1969, S. 54
342 vgl. zu den Organen der Jugendhilfe 3. Kap.II; Luther, H., Anwendung der Bestimmungen
über das Strafverfahren gegen Jugendliche nach Eintritt der Volljährigkeit, NJ 1969, S. 54
343 §§ 18 I Nr.1h Jugendhilfeverordnung (GBl 1966 II, S. 215 ff.)
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und der Jugendhilfeverordnung festgelegt. Diese wurden hauptsächlich darin

gesehen, die sozialistische Erziehung zu sichern, insbesondere in den Fällen, in

denen die Erziehungsberechtigten dazu nicht in der Lage waren.344 Sie sollte

den Organen der Strafrechtspflege die Informationen, die sie durch Befragun-

gen des Jugendlichen und seiner Erziehungsberechtigten erhalten hatte, ver-

mitteln, damit diese eine Entscheidung über die strafrechtliche Verantwortlich-

keit und die folgenden Maßnahmen treffen konnten. Die Organe der Jugendhilfe

konnten zudem auch Vorschläge zur Anordnung von Maßnahmen machen.345

Nach § 71 I StPO (DDR) war die Mitwirkung der Jugendhilfe insbesondere dann

notwendig, wenn sie bei dem betroffenen Jugendlichen bereits Maßnahmen ge-

troffen hatten bzw. er überhaupt schon mal straffällig aufgefallen war, er unter

Vormundschaft stand oder Zweifel an der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des

Jugendlichen bestanden.

Die Vormundschaft wurde von der Jugendhilfe in solchen Fällen angeordnet, in

denen niemand das elterliche Erziehungsrecht für einen Minderjährigen hat-

te.346 Dies war z.B. der Fall, wenn die Eltern verstorben waren oder den Eltern

das Erziehungsrecht entzogen wurde.347 Als Vormund wurden in erster Linie

Verwandte oder Bürger aus dem engeren Lebenskreis des Minderjährigen be-

stellt. Wenn jedoch kein Angehöriger oder Bekannter geeignet war die Vor-

mundschaft zu führen, übernahmen dies die Organe der Jugendhilfe selbst.348

In den anderen Fällen führten die Organe der Jugendhilfe die Aufsicht über die

Vormundschaft.349

Weiterhin wirkten die Organe der Jugendhilfe bei Zweifeln an den Vorausset-

zungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit am Verfahren mit. Dies war be-

sonders bei Problemen der Bestimmung der Schuldfähigkeit des Jugendlichen

(§ 66 StGB (DDR)) der Fall. Aufgrund der sozialpädagogischen Kompetenz der

Jugendhilfeorgane wurden sie in solchen Verfahren seitens der Strafrechtsor-

gane herangezogen.

344 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 289
345 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 107
346 vgl. § 88 I FGB
347 Familienrecht der DDR, Kommentar zum FGB, 4. Aufl., 1973, S. 311
348 vgl. § 89 FGB; Familienrecht der DDR, Kommentar zum FGB, 4. Aufl., 1973, S. 314
349 Familienrecht der DDR, Kommentar zum FGB, 4. Aufl., 1973, S. 321
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Im Ermittlungsverfahren entschied der Staatsanwalt oder das Untersuchungs-

organ, ob eine Mitwirkung erforderlich war. Im Falle einer Anklageerhebung war

eine schriftliche Stellungnahme der Jugendhilfe nach § 70 II StPO (DDR) gebo-

ten.

Das Gericht traf eine selbstständige Entscheidung, ob die Mitwirkung im ge-

richtlichen Verfahren erforderlich war. Diese war auch unabhängig davon, ob

die Jugendhilfe bereits im Ermittlungsverfahren beigezogen wurde oder nicht.350

Die jeweiligen Entscheidungen der Organe der Strafrechtspflege verpflichteten

die Organe der Jugendhilfe zur Mitwirkung an dem Verfahren (§ 71 I StPO

(DDR)).

Wurde die Jugendhilfe am Verfahren beteiligt, war sie gem. § 71 III StPO (DDR)

berechtigt, an Vernehmungen der Untersuchungsorgane teilzunehmen und den

Jugendlichen und die Erziehungsberechtigten selbstständig zu befragen, um

die Familien- und sonstigen Erziehungsverhältnisse zu klären. Zudem hatte sie

ein Frage- und Erklärungsrecht in der gerichtlichen Hauptverhandlung.

Bei der Verwirklichung von Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit war

mit der Jugendhilfe zusammenzuarbeiten, § 339 III StPO (DDR). Sie sollte dazu

beitragen, dass die gegebenenfalls verhängten Maßnahmen erzieherisch wirk-

sam ausgestaltet oder notwendige pädagogische Maßnahmen weitergeführt

oder eingeleitet werden.351

III. Recht des Jugendlichen auf Verteidigung

Gem. § 72 I StPO (DDR) hatten jugendliche Beschuldigte und Angeklagte das

Recht sich selbst einen Verteidiger zu wählen. Bei der Wahl bedurfte der Ju-

gendliche nicht der Zustimmung seiner gesetzlichen Vertreter. Sie waren jedoch

berechtigt, das Recht für den Jugendlichen zu übernehmen. Die Erziehungsbe-

rechtigten hatten unabhängig von der Wahl des Jugendlichen ein selbstständi-

ges Recht zur Bestimmung eines Verteidigers.352

350 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 289
351 Müller, R./ Reuter, L., Zu einigen Aufgaben bei der Bekämpfung der Jugendkriminalität, NJ
1975, S. 322
352 vgl. Regelung des § 62 II StPO; Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl.,
1987, S. 108
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Wenn sich der Jugendliche und seine Erziehungsberechtigten keinen Verteidi-

ger gewählt hatten, war dieser vom Gericht nach § 72 II StPO (DDR) zu bestel-

len, wie wenn einem Erwachsenen ein Verteidiger zu bestellen gewesen wäre

(§ 63 I und II StPO (DDR)) oder den Erziehungsberechtigten die Rechte zur

Mitwirkung am Strafverfahren entzogen wurden.353 Damit das Recht auf Vertei-

digung umfassend gewährt werden konnte, war der Verteidiger, wenn die Sa-

che dies erforderte, bereits im Ermittlungsverfahren seitens des Gerichts dem

Jugendlichen beizuordnen. Bei Vorliegen der Voraussetzungen des §§ 63 I und

II, 72 II StPO (DDR) war der Staatsanwalt verpflichtet, einen Antrag auf Bestel-

lung eines Verteidigers für den Jugendlichen zu stellen, wenn dieser oder seine

Erziehungsberechtigten selbst keinen gewählt hatten.354 Es konnte weder vom

Jugendlichen selbst noch von seinen Erziehungsberechtigten ein rechtswirksa-

mer Verzicht auf die Bestellung eines Verteidigers erklärt werden.355

Weiterhin war dem Jugendlichen ein Verteidiger zu bestellen, wenn seine Per-

sönlichkeit oder die Schwierigkeit der Sache dies erforderte (§ 72 II StPO

(DDR)).

Hinsichtlich der Persönlichkeit des Jugendlichen war die Mitwirkung eines Ver-

teidigers erforderlich, falls seine Schuld- oder Zurechnungsfähigkeit zweifelhaft

war und er in seiner Entwicklung erheblich zurückgeblieben war.356

Die Schwierigkeit der Sache wurde dann als gegeben angesehen, wenn der

Jugendliche inhaftiert war, er noch keine 16 Jahre alt war und eine Freiheits-

strafe zu erwarten hatte oder Mitbeschuldigte von einem Rechtsanwalt vertei-

digt wurden.357 Außerdem wurde ein Verteidiger in den Fällen gefordert, in de-

nen der Jugendliche die Beschuldigung bestritt und die Beweisführung kompli-

ziert schien.358

353 siehe die Fälle des § 70 IV StPO, die bereits unter I. erläutert wurden
354 Luther, H., Das Recht auf Verteidigung in Strafverfahren gegen Jugendliche, NJ 1986, S.
335
355 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 108
356 Speck, J., Die Rechtsstellung des Beschuldigten im Strafverfahren der DDR, Freiburg, 1990,
S. 326
357 Müller, R./ Hofmann, H.-P., Die Leitung des Ermittlungsverfahrens durch den Staatsanwalt,
NJ 1986, S. 152
358 Speck, J., Die Rechtsstellung des Beschuldigten im Strafverfahren der DDR, Freiburg, 1990,
S. 326
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Der bestellte Verteidiger musste gem. § 72 II StPO (DDR) ein Rechtsanwalt

sein. Dieser sollte analog der Bestimmung des § 73 StPO (DDR)359 eine be-

sondere Befähigung zur Jugenderziehung besitzen.360

In den übrigen Fällen, in denen die Mitwirkung eines Verteidigers nicht notwen-

dig erschien, war gem. § 72 III StPO (DDR) die Beiordnung eines Beistandes

geboten. Das Gericht hatte jedoch vorerst festzustellen, ob das Strafverfahren

für die Mitwirkung eines Jugendbeistandes geeignet war. Die Verteidigung des

Jugendlichen musste durch die Mitwirkung des Beistandes gesichert sein und

dieser durfte nicht durch die Beiordnung überfordert werden.361 Von einer an-

dauernden Überforderung ging eine teilweise vertretene Ansicht aus.362 Die Kri-

tiker der Jugendbeistände beurteilten dieses „Institut“ als Wahrung des Rechts

auf Verteidigung als sehr problematisch. Der Grund dafür lag vor allem in der

Einsetzung eines Nichtjuristen in die Position, die normalerweise für einen aus-

gebildeten Rechtsanwalt vorgesehen war. Der Grund für die Bestellung der Ju-

gendbeistände wurde eher in der Kostenersparnis, als in der Verteidigung des

Jugendlichen gesehen.363 Von anderer Seite gab es diese Bedenken nicht. Die

Beteiligung von Jugendbeiständen sollte ja gerade auf Strafsachen beschränkt

werden, bei denen sich der Sachverhalt einfach darstellte, die Beweisführung

unkompliziert war und keine einschneidenden Rechtsfolgen zu erwarten wa-

ren.364 Darüber hinaus waren die Tätigkeiten der Jugendbeistände seitens des

Gerichts immer zu unterstützen. Dies beinhaltete vor allem, dass der Richter

dem jeweiligen Jugendbeistand in der Vorbereitung auf die Verhandlung hilf-

reich für all seine Fragen zur Verfügung stand.365 Zudem konnte der Beistand

bei Formulierungsschwierigkeiten, wie z.B. bei der Rechtsmitteleinlegung die

359 § 73 StPO: „Sachkundige Durchführung des Verfahrens“; Diese Vorschrift wird noch im wei-
teren Verlauf der Arbeit ausführlich erläutert.
360 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 290
361 Buchholz, I./ Schönfeldt, H., Mitwirkung von Jugendbeiständen im Strafverfahren, NJ 1984,
S. 488
362 Gräf, D., Das Recht auf Verteidigung unterliegt erheblichen Beschränkungen, DA 1985 S.
973; Speck, J., Die Rechtsstellung des Beschuldigten im Strafverfahren der DDR, Freiburg
1990
363 Gräf, D., Das Recht auf Verteidigung unterliegt erheblichen Beschränkungen, DA 1985 S.
973
364 Luther, H., Das Recht auf Verteidigung in Strafverfahren gegen Jugendliche, NJ 1986, S.
334
365 so auch gefordert in: Arnold, J., Weitere Überlegungen zur Rolle des Jugendbeistandes, Der
Schöffe 1983, S. 107



77

Hilfe des Gerichts beanspruchen.366 Darüber hinaus waren die Jugendbeistän-

de regelmäßig und gezielt anzuleiten und zu qualifizieren. Dabei sollte zum ei-

nen ein Erfahrungsaustausch stattfinden, zum anderen sollten einige juristische

Fragen, wie z.B. die Erläuterung der Strafzumessungskriterien geklärt wer-

den.367

Vor der Bestellung eines Jugendbeistandes hatte das Gericht ebenfalls zu prü-

fen, ob der jeweilige Bürger entsprechende Kenntnisse und Fähigkeiten zur

Verteidigung des Jugendlichen besaß.368 Es wurden überwiegend solche Bür-

ger mit dieser Aufgabe betraut, die über Lebenserfahrung und juristische

Grundkenntnisse verfügten.369 So wurden wiederholt Schöffen oder Rechtsan-

waltsassistenten als Jugendbeistand bestellt.370 Sie übten ihre Aufgabe als Ju-

gendbeistand ehrenamtlich aus. Wenn das Gericht sich für die Bestellung eines

Beistandes entschieden hatte, konnte der Jugendliche sich dem nicht widerset-

zen.371

Der Jugendbeistand hatte die Rechte und Pflichten eines Verteidigers aus § 64

StPO (DDR), sowie die Verpflichtung zur Verschwiegenheit (entsprechend § 5

RAG372) und die Pflicht zur gewissenhaften Wahrnehmung der Verteidigungs-

rechte (entsprechend § 15 RAMSt373).374

Damit der Beistand sich ausreichend auf die Verteidigung vorbereiten konnte,

hatte das Gericht ihn frühestmöglich zu bestellen. Er sollte in Vorbereitung auf

die Hauptverhandlung mit dem Jugendlichen und seinen Erziehungsberechtig-

366 Buchholz, I./ Schönfeldt, H., Mitwirkung von Jugendbeiständen im Strafverfahren, NJ 1984,
S. 487
367 Arnold, J., Weitere Überlegungen zur Rolle des Jugendbeistandes, Der Schöffe 1983, S.
107, 108
368 Speck, J., Die Rechtsstellung des Beschuldigten im Strafverfahren der DDR, Freiburg, 1990,
S. 326
369 Ministerium der Justiz, Gemeinsame Rundverfügung zur Bestellung von Jugendbeiständen
(unveröff. Dok.), S. 2
370 Arnold, J., Weitere Überlegungen zur Rolle des Jugendbeistandes, Der Schöffe 1983, S.
106; vgl. auch Luther, H., Das Recht auf Verteidigung in Strafverfahren gegen Jugendliche, NJ
1986, S. 334
371 Ministerium der Justiz, Gemeinsame Rundverfügung zur Bestellung von Jugendbeiständen
(unveröff. Dok.), S. 1
372 § 5 S. 1 RAG: „Die Mitglieder der Kollegien der Rechtsanwälte sind verpflichtet, Verschwie-
genheit über das zu wahren, was ihnen bei der Ausübung ihrer Tätigkeit anvertraut worden oder
ihnen bekannt geworden ist.“ ; RAG vom 17. Dezember 1980, GBl. I 1981, S. 1
373 § 15 I S. 1 RAMSt: „ Durch die Übernahme des Auftrages auf Beratung, Vertretung oder
Verteidigung wird das Mitglied verpflichtet, die gesetzlich garantierten Rechte und Interessen
des Auftraggebers mit Sorgfalt und Umsicht sowie ohne Verzögerung wahrzunehmen.“ RAMSt
vom 17. Dezember 1980, GBl. I 1981, S. 4
374 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 108
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ten Kontakt aufnehmen, um sich über die Entwicklung des Jugendlichen und

die Erziehungsverhältnisse zu informieren.375 Der Beistand musste an der ge-

samten Hauptverhandlung teilnehmen. Die Beiordnung zur Verhandlung in der

1. Instanz schloss das Recht ein, gegen das ergangene Urteil selbstständig

Rechtsmittel einzulegen.376

Mit der Einbeziehung der Bürger als Jugendbeistände in das Strafverfahren

sollte die gesellschaftliche Mitwirkung im sozialistischen Staat der DDR verdeut-

licht werden. Die Jugendbeistände waren dazu angehalten, die Tat und das

Umfeld des Jugendlichen zu erforschen und eine positive Beziehung zum Ju-

gendlichen aufzubauen. Ihre Aufgabe und ihr Ziel sollte es sein, durch die aus-

führliche Beschäftigung mit dem Jugendlichen dessen entlastenden Tatsachen

zur Geltung zu bringen.377 Durch den Aufbau eines Vertrauensverhältnisses

sollte eine wirksame erzieherische Einwirkung erzielt werden.

War ein Beistand für ein Verfahren seitens des Gerichts bestellt worden, endete

seine Tätigkeit mit dem Eintritt der Volljährigkeiten des Jugendlichen.378

IV. Sachkundige Durchführung des Verfahrens

Um die erzieherische Wirksamkeit des Verfahrens gegen Jugendliche zu erzie-

len, sollten die beteiligten Strafrechtsorgane nach § 73 StPO (DDR) mit den be-

sonderen Fragestellungen, die die Entwicklung und Erziehung Jugendlicher

betreffen, vertraut sein. Dazu gehörte besonders die Probleme des Hinein-

wachsens in die gesellschaftliche Verantwortung, die jugendtypischen Verhal-

tensweisen und die Erfordernisse des weiteren Erziehungsprozesses, vor allem

bei erziehungsschwierigen Jugendlichen. Zudem sollten sie mit den Grundfra-

gen der staatlichen, sozialistischen Jugendpolitik vertraut sein und Erfahrung in

der Jugenderziehung besitzen.379

Diese Sachkunde war erforderlich um zu gewährleisten, dass die entwicklungs-

bedingten Besonderheiten von den Organen der Strafrechtspflege erkannt und

375 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 108
376 Lehrkommentar Strafprozessrecht, 1. Aufl., 1968, S. 120
377 Buchholz, I./ Schönfeldt, H., Mitwirkung von Jugendbeiständen im Strafverfahren, NJ 1984,
S. 487
378 Luther, H., Anwendung der Bestimmungen über das Strafverfahren gegen Jugendliche nach
Eintritt der Volljährigkeit, NJ 1969, S. 53
379 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 109
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berücksichtigt wurden.380 Nur unter dieser Voraussetzung waren die Staatsan-

waltschaft und das Gericht befähigt, die passenden Maßnahmen für den jewei-

ligen Jugendlichen festzulegen.381 Aufgrund der geforderten Sachkunde sollten

Strafverfahren gegen Jugendliche vor allem von entsprechend erfahrenen und

qualifizierten Richtern und Schöffen verhandelt werden.382

V. Psychiatrische und psychologische Begutachtung im Verfahren

Die Organe der Strafrechtspflege konnten nach § 74 StPO (DDR) zur Feststel-

lung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit eines jugendlichen Beschuldigten

oder Angeklagten die psychiatrische und psychologische Begutachtung anord-

nen. Bei berechtigten Zweifeln an der Schuldfähigkeit (§ 66 StGB (DDR)) war

ein psychologisches, bei berechtigten Zweifeln an der Zurechnungsfähigkeit (§

15 StGB (DDR)) ein psychiatrisches Gutachten beizuziehen. Die Gutachten

konnten in allen Stadien des Verfahrens von den jeweilig zuständigen Organen

angeordnet werden.383 Sie mussten genau darlegen, welche Faktoren aus dem

Gesamtbild des Jugendlichen ihnen den Anlass gegeben hatten, Zweifel an der

Schuld- bzw. Zurechnungsfähigkeit zu haben.384

Erhebliche Auffälligkeiten, die solche Zweifel begründen konnten, ergaben sich

meist bereits aus dem sozialen Verhalten und der Persönlichkeit des Täters,

sowie aus der Besonderheit des Vorgehens und den Motiven der Tat.385

Die Prüfung der Schuldfähigkeit beinhaltete die Einschätzung des Entwick-

lungsstandes des Jugendlichen. Die Beurteilung musste darauf ausgerichtet

sein, ob er im Hinblick auf die von ihm begangene Tat zu einer richtigen Ent-

scheidung in der Lage war.386 Bei Hinweisen auf psychosoziale Entwicklungs-

rückstände, Intelligenzmängel oder Fehlentwicklungen war die Einholung eines

380 Lehrkommentar Strafprozessrecht, 1. Aufl., 1968, S. 121
381 Goldenbaum, K., Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft der DDR zur Gewährleistung einer
umfassenden Mitwirkung der Öffentlichkeit im Jugendstrafverfahren in: Jugendkriminalität und
ihre Bekämpfung in der sozialistischen Gesellschaft, S.361
382 Lehrkommentar Strafprozessrecht, 1. Aufl., 1968, S. 121
383 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.110
384 Lehrkommentar Strafprozessrecht, 1. Aufl., 1968, S. 122
385 Beschluss des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 22. März 1989: Zur Beiziehung von
Sachverständigengutachten für die Feststellung der Zurechnungsfähigkeit (§15, 16 StGB) und
der Schuldfähigkeit (§ 66 StGB), NJ 1989, S. 210
386 vgl. ausführliche Erörterung bei 2. Kap. I., 2.
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psychologischen Gutachtens geboten.387 Allein ein schlechtes schulisches Wis-

sen reichte jedoch nicht aus, um ein Gutachten anzufordern. Das Gericht konn-

te in solchen Fällen, in denen es lediglich an einem intellektuellen Leistungs-

vermögen des Jugendlichen fehlte, meistens die Schuldfähigkeit anhand der

entwickelten Aspekte in Rechtssprechung und Literatur ohne psychologische

Begutachtung selbstständig feststellen. In allen anderen Fällen, in denen be-

gründete Zweifel vorlagen, konnten die Gutachten weder durch eigene Sach-

kunde des Ermittlungsorgans bzw. des Richters noch durch andere Beweismit-

tel ersetzt werden.388

Die Zurechnungsfähigkeit war dann in Frage zu stellen, wenn erhebliche Auffäl-

ligkeiten in der Persönlichkeit den Verdacht psychopathologischer Persönlich-

keitsveränderungen begründeten, die sich als krankhafte Störungen im sozialen

Verhalten zeigten.389

Gab es im Laufe des Verfahrens Hinweise darauf, dass die erheblichen Ent-

wicklungsrückstände, Fehlentwicklungen oder Intelligenzmängel ebenso Aus-

druck einer krankhaften Persönlichkeitsstörung waren, hatte das Ermittlungsor-

gan bzw. der Richter ein kombiniertes Gutachten anzufordern.390 Das kombi-

nierte Gutachten war auch dann vom Sachverständigen anzufertigen, wenn

dieser erst in seiner Begutachtung der Schuldfähigkeit ebenfalls Zweifel an der

Zurechnungsfähigkeit hatte. Dasselbe galt auch, wenn sich für den Sachver-

ständigen im Verlaufe seiner psychiatrischen Begutachtung ebenso Zweifel an

der Schuldfähigkeit ergaben.391

Das erstellte Gutachten sollte nach § 74 StPO (DDR) auch Vorschläge zur wei-

teren Gestaltung der Erziehungs- und Lebensverhältnisse des Jugendlichen

enthalten. Dabei waren die Ursachen der Störfaktoren und deren konkreter Ein-

fluss auf die Tatentscheidung aufzudecken. Zudem waren die realen Möglich-

387 OG- Urteil vom 17. Oktober 1985- OGI, 1985 S.38
388 Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Beiziehung von forensisch- psychiatrischen und forensisch-
psychologischen Gutachten, NJ 1989, S. 273, 274
389 vgl. ausführliche Erörterung bei 2. Kap. I., 2.; Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Beiziehung von
forensisch- psychiatrischen und forensisch- psychologischen Gutachten, NJ 1989, S. 273
390 Beschluss des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 22. März 1989: Zur Beiziehung von
Sachverständigengutachten für die Feststellung der Zurechnungsfähigkeit (§15, 16 StGB) und
der Schuldfähigkeit (§ 66 StGB), NJ 1989, S. 211
391 Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Beiziehung von forensisch- psychiatrischen und forensisch-
psychologischen Gutachten, NJ 1989, S. 274
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keiten zur Überwindung der straftatbegünstigenden Faktoren aufzuzeigen und

Empfehlungen für die methodische und inhaltliche Gestaltung weitere Erzie-

hungsmethoden zu geben.392 Diese Hinweise sollten seitens der Gerichte in

besonderem Maße für die inhaltliche Ausgestaltung einer möglichen Bewäh-

rungsverurteilung verwendet werden. Dadurch konnte der Bewährungsprozess

so ausgerichtet werden, dass auf die jeweiligen Mängel in der Persönlichkeit

des Jugendlichen intensiv eingegangen werden konnte.393

Zur Vorbereitung auf ein Gutachten war es möglich, auf Antrag des Sachver-

ständigen hin den Jugendlichen in ein psychiatrisches Krankenhaus einzuwei-

sen und dort zu beobachten.394 Diese Anordnung konnte jedoch ausschließlich

zur Vorbereitung auf ein psychiatrisches oder kombiniertes Gutachten ausge-

sprochen werden (vgl. § 43 StPO (DDR)).395

Die Heranziehung von Gutachten diente im Jugendstrafverfahren der DDR vor

allem der Feststellung der Wahrheit und war somit als Vorrausetzung für eine

gesetzliche und gerechte Entscheidung unabdingbar.396

VI. Einstellung des Verfahrens

Die Einstellung des Strafverfahrens gegen Jugendliche richtete sich prozess-

rechtlich nach den §§ 75 und 76 StPO (DDR).

Nach § 75 III StPO (DDR) konnten der Staatsanwalt und die Untersuchungsor-

gane bereits davon absehen, ein Ermittlungsverfahren einzuleiten, wenn die

Voraussetzungen des § 67 StGB (DDR)397 vorgelegen haben.

Auch in den Fällen, in denen ein Ermittlungsverfahren bereits eingeleitet wor-

den war, konnten sie gem. § 75 I, II StPO (DDR) unter den Voraussetzungen

des § 67 StGB (DDR) das Verfahren einstellen.

392 vgl. Ministerium der Justiz (Hrsg.), Orientierungshilfe für die Gestaltung forensisch-
psychologischer Gutachten zur Prüfung der Schuldfähigkeit Jugendlicher nach § 66 StGB, OGI
1978, S. 17 Amboss, M., Anforderungen an die forensisch- psychologische Begutachtung Ju-
gendlicher, NJ 1976, S. 737
393 Amboss, M., Anforderungen an die forensisch- psychologische Begutachtung Jugendlicher,
NJ 1976, S. 737
394 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 285
395 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.110
396 Schlegel, J./ Amboss, M., Zur Beiziehung von forensisch- psychiatrischen und forensisch-
psychologischen Gutachten, NJ 1989, S. 273
397 siehe Ausführungen in 2. Kap. II 1
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Nach § 76 StPO (DDR) war es auch für das Gericht möglich, bis zum Abschluss

der Hauptverhandlung das Strafverfahren endgültig einzustellen und damit von

der Durchführung eines Verfahrens abzusehen (vgl. § 68 StGB (DDR)). Dies

galt nach § 304 StPO (DDR) auch entsprechend für das Rechtsmittelverfahren.

Bei einer Einstellung durch das Gericht mussten die notwendigen erzieheri-

schen Maßnahmen von den Organen der Jugendhilfe bereits zu dem Zeitpunkt

festgelegt worden sein, an dem das Gericht die Einstellung beschlossen hat-

te.398

VII. Übergabe des Verfahrens an die gesellschaftlichen Organe der

Rechtspflege

Wenn keine Einstellung nach §§ 75, 76 StPO (DDR) erfolgte, konnte das zu-

ständige Organ der Rechtspflege die Jugendstrafsache gem. §77 i.V.m. § 58

StPO (DDR) an das zuständige gesellschaftliche Gericht übergeben.

Die Übergabeentscheidung bildete die rechtliche Grundlage für das Tätigwer-

den der gesellschaftlichen Gerichte.399 Sie musste in Strafverfahren gegen Ju-

gendliche insbesondere Ausführungen über die Schuldfähigkeit des Beschuldig-

ten enthalten.

Die strafverfahrensrechtlichen Voraussetzungen für die Übergabe aus § 58

StPO (DDR) entsprachen den materiellen Voraussetzungen aus § 28 StGB

(DDR).400

VIII. Möglichkeit der Ausschließung des Jugendlichen oder der Erzie-

hungsberechtigten aus der Hauptverhandlung

Grundsätzlich bestand für den jugendlichen Angeklagten die Pflicht, in der ge-

samten Hauptverhandlung anwesend zu sein (vgl. § 216 I StPO (DDR)). Dies

ergab sich zum einen aus der Notwendigkeit, den Sachverhalt aufzuklären und

398 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.112
399 Bauer, H./ Goldenbaum, K./Kellner, E., Wirksame Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte
bei der Erziehung jugendlicher Rechtsverletzer, NJ 1979, S. 528
400 siehe Ausführungen 2. Kap. II 2. a)
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zum anderen aus dem Recht des Angeklagten, aktiv an der Hauptverhandlung

mitzuwirken.401

Waren jedoch Nachteile für die Erziehung des Jugendlichen zu befürchten,

konnte ihn das Gericht nach § 232 I StPO (DDR) für die Dauer der betreffenden

Vernehmung von Mitangeklagten oder Zeugen sowie anderen Beweiserhebun-

gen durch Beschluss ausschließen. Von Nachteilen für die Erziehung ist man

ausgegangen, wenn zu befürchten war, dass es z.B. bei Anhörungen der Eltern

oder Zeugen zu kritischen Auseinandersetzungen kommen könnte. Es sollte je-

doch nicht jede mögliche Auseinandersetzung zwischen Eltern und Jugendli-

chen gleich zu einem Ausschluss des Jugendlichen führen. Entscheidend für

einen möglichen Ausschluss waren immer die moralische Reife und der geistige

Entwicklungsstand des Jugendlichen.402 Das Gericht musste vor dem Aus-

schluss abwägen, ob die Notwendigkeit im Einzelfall bestand.

Möglich war ein Ausschluss nur während der Beweisaufnahme, unmöglich war

er vor der Hauptverhandlung, bei den Schlussvorträgen, sowie bei der Urteils-

verkündung.403

Sobald der Jugendliche wieder in die Hauptverhandlung zurückgekehrt war,

musste er vom Gericht über den wesentlichen Inhalt des in seiner Abwesenheit

Besprochenen unterrichten werden. Er hatte danach das Recht, Fragen an die

in seiner Abwesenheit Vernommenen zu stellen und Erklärungen abzugeben.404

Nach § 232 II StPO (DDR) konnten ebenso die Erziehungsberechtigten von Tei-

len der Hauptverhandlung gegen den Jugendlichen ausgeschlossen werden.

Grundsätzlich waren sie nach § 70 StPO (DDR) verpflichtet, an der Hauptver-

handlung teilzunehmen.405

Die zeitweilige Ausschließung von der Hauptverhandlung konnte das Gericht

bei einzelnen Abschnitten der Vernehmung des Jugendlichen anordnen. Die

Gründe für einen derartigen Ausschluss resultierten meist aus der psychologi-

schen Situation des Jugendlichen. So konnte das Bestreiten der Tat aufgrund

der Angst vor den Erziehungsberechtigten oder aufgrund des spürbaren

Drucks, den die Erziehungsberechtigten auf den Jugendlichen ausübten, aus-

401 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 233
402 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.280
403 Lehrkommentar Strafprozessrecht, 1. Aufl., 1968, S. 270
404 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.280
405 siehe Ausführungen 3. Kap. I
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schlaggebend für das Gericht sein, die Erziehungsberechtigten zeitweise aus-

zuschließen.406 Das Gericht hatte jedoch nach der Beendigung des Ausschlus-

ses die Erziehungsberechtigten über die Vernehmung in ihrer Abwesenheit zu

informieren und ihnen Fragen zu gestatten.407

IX. Besondere Verfahren

Das Strafrecht der DDR sah auch in den Verfahren gegen Jugendliche das

Strafbefehlsverfahren (§270 ff. StPO (DDR)) und das beschleunigte Verfahren

(§ 257 ff. StPO (DDR)) vor. Diese beiden Verfahren dienten der beschleunigten

Aufklärung und Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Beide wa-

ren wichtige Pfeiler des Hauptziels im Strafverfahren (§ 2 StPO (DDR)): die Si-

cherung einer hohen Wirksamkeit des Verfahrens.408

1. Gerichtlicher Strafbefehl

Das Strafbefehlsverfahren war in den §§ 270 ff StPO (DDR) geregelt. Diese

Vorschriften regelten das Verfahren vom Antrag des Strafbefehls bis zur Ent-

scheidung des Einspruchs. Dadurch konnten Strafverfahren auch ohne Haupt-

verhandlung wirksam und beschleunigt erledigt werden.

Bis 1979 war das Strafbefehlsverfahren gem. § 270 II S. 2 StPO (DDR) jedoch

generell gegen Jugendliche unzulässig.409 Mit dem 3. Strafrechtsänderungsge-

setz410 wurde Satz 2 der Vorschrift gestrichen und somit war es von dort an zu-

lässig, auch gegen Jugendliche den gerichtlichen Strafbefehl zu erlassen.

Es galten die Voraussetzungen, dass ein Vergehen vorlag, hinreichender Tat-

verdacht bestand, der Täter geständig und die Übergabe an ein gesellschaftli-

ches Gericht nicht zweckmäßig war.411 Zudem durfte keine unmittelbare erzie-

herische Einwirkung auf den Jugendlichen erforderlich sein. In solchen Fällen

406 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.280
407 Lehrkommentar Strafprozessrecht, 1. Aufl., 1968, S. 271
408 Buchholz, I., Wissenschaftliches Kolloquium zur gesellschaftlichen Wirksamkeit des Strafver-
fahrens und zur differenzierten Prozessform, NJ 1983, S. 30
409 Lehrkommentar Strafprozessrecht, 1. Aufl., 1968, S. 304
410 GBl 1979 S.139
411 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 276
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war die Durchführung einer Hauptverhandlung unerlässlich.412 Dies war ebenso

der Fall, wenn es für die Aufklärung der Tat oder der Persönlichkeit des Ju-

gendlichen erforderlich erschien, dass die Erziehungsberechtigten oder die Ju-

gendhilfe mitwirkten.413

Weiterhin mussten bei Verfahren gegen Jugendliche sowohl die Schuldfähigkeit

nach § 66 StGB (DDR) als auch die entwicklungsbedingten Besonderheiten vor

dem Erlass eines Strafbefehls beachtet werden. Ebenso war abzuwägen, wel-

che Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit voraussichtlich zu ver-

hängen war und ob diese im Strafbefehlsverfahren ausgesprochen werden

konnte.414 Es konnte nur auf diejenigen Maßnahmen im Strafbefehl erkannt

werden, die in der verletzten Strafrechtsnorm angedroht waren. In den Fällen, in

denen eine Haftstrafe im Gesetz angedroht war, konnte das Gericht auf eine

Jugendhaft erkennen.415

Vor Erlass eines Strafbefehls konnte das Gericht den Jugendlichen zu einer

Aussprache nach § 271 II StPO (DDR) laden. Diese sollte dazu dienen, erzie-

herisch besser auf den Täter einwirken zu können416 So konnte sich das Ge-

richt trotz des sonst „schriftlichen Verfahrens“ des Strafbefehls einen persönli-

chen Eindruck von dem Beschuldigten verschaffen.

Sobald das Gericht sich für das Strafbefehlsverfahren entschieden hatte, war

dem Jugendlichen ein Beistand zu bestellen. Diesem war der Strafbefehl eben-

falls zuzustellen.417 Der Beistand war auch zu einer möglichen Aussprache

nach § 271 II StPO (DDR) hinzuziehen.418

412 Oberstes Gericht der DDR, Erläuterungen zum Gesetz zur Änderung und Ergänzung straf-
und strafverfahrensrechtlicher Bestimmungen (3. Strafrechtsänderungsgesetz), OGI 1979
(Sonderdruck), S. 82; vgl. ebenso: Arnold, A.-M./Matthias, H., Zur wirksamen Anwendung der
Geldstrafe, NJ 1979, S. 126
413 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.319
414 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.319
415 aa) Jugendhaft S. 10
416 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.321
417 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.319
418 Buchholz, I./ Schönfeldt, H., Mitwirkung von Jugendbeiständen im Strafverfahren, NJ 1984,
S. 488
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Gegen den ergangenen Strafbefehl konnte der Jugendliche, sein bestellter Bei-

stand oder seine Erziehungsberechtigten innerhalb einer Woche Einspruch

beim Kreisgericht erheben. Diese Rechte standen nebeneinander.419

Nach rechtzeitigen Einspruch wurde in einer Hauptverhandlung über den Ein-

spruch und somit erneut über die Sache entschieden(vgl. § 274 StPO (DDR)).

2. Beschleunigtes Verfahren

Mit dem beschleunigten Verfahren nach §§ 257 ff. StPO (DDR) sollte jeweils ei-

ne schnellstmögliche Entscheidung über die strafrechtliche Verantwortlichkeit

herbeigeführt werden. Durch dieses Verfahren konnte die Reaktion auf be-

stimmte Taten den jeweiligen Bedingungen und Umständen der Strafsache an-

gepasst werden. Eine außergewöhnliche Beschleunigung war insbesondere in

den Fällen erforderlich, in denen die sofortige Disziplinierung des Täters gebo-

ten erschien (z.B. bei rowdyhaften Ausschreitungen) oder dann, wenn die Ge-

sellschaft eine schnelle staatliche Reaktion erwartete.420 Das beschleunigte

Verfahren war gegenüber Jugendlichen jedoch nur in den Fällen in Betracht zu

ziehen, in denen die Untersuchungen zur Täterpersönlichkeit sowie zu den Fa-

milienverhältnissen nicht mit besonderen Problemen verbunden waren.421 Der-

artige Konstellationen bedurften einer ausführlichen Hauptverhandlung, die eine

gewisse Vorbereitungszeit erforderte.

Die spezifischen Maßnahmen des Verfahrens, die eine wirksame Beschleuni-

gung herbeiführen sollten, waren unter anderem, der Verzicht auf eine schriftli-

che Anklage (§ 257 StPO (DDR)) und auf eine besondere Entscheidung über

die Eröffnung des Hauptverfahrens (§ 259 I StPO (DDR)). Zusätzlich konnte die

Ladung wegfallen, wenn der Beschuldigte darauf verzichtete. In den anderen

Fällen war die Ladungsfrist auf 24 Stunden verkürzt (§ 259 III StPO (DDR)).

Die Voraussetzungen zur Durchführung eines beschleunigten Verfahrens waren

nach § 257 I StPO (DDR) ein Antrag der Staatsanwaltschaft, ein einfacher

Sachverhalt, ein Nichtbestreiten der Tat sowie die Möglichkeit der sofortigen

419 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.334
420 Thiem, E., Beschleunigtes Verfahren als wirksame Reaktion auf Straftaten, NJ 1980, S. 373
421 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 273
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Verhandlung. Der Sachverhalt stellte sich dann als einfach dar, wenn die Tat

ohne Schwierigkeiten rechtlich beurteilt und vollständig nachgewiesen werden

konnte.422 An die Wahrheitsfindung und die Einhaltung aller prozessualen Be-

stimmungen wurden im beschleunigten Verfahren jedoch die gleichen Anforde-

rungen gestellt, wie in jedem anderen Strafverfahren.423

Bei der Durchführung eines beschleunigten Verfahrens bei Jugendlichen durf-

ten keine anderen Maßnahmen als die in § 258 II StPO (DDR) genannten zu

erwarten gewesen sein. Dies waren die Auferlegung besonderer Pflichten, der

öffentliche Tadel, die Geldstrafe, die Verurteilung auf Bewährung, die Jugend-

haft oder eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr.424 Zusätzlich waren die Be-

sonderheiten des Strafverfahrens gegen Jugendliche aus den §§ 69-73 StPO

(DDR) auch im beschleunigten Verfahren zu berücksichtigen.

In diesem besonderen Verfahren war dem Jugendlichen ebenfalls ein Jugend-

beistand zu bestellen. Der Staatsanwalt wurde angehalten, frühestmöglich die

Bestellung eines Beistands für den Jugendlichen zu beantragen, damit dieser

trotz der verkürzten Zeit bis zur Hauptverhandlung ausreichend Zeit hatte sich

auf diese vorzubereiten.425

Das Gericht hatte nach § 260 StPO (DDR) die Möglichkeit, bis zur Verkündung

des Urteils von der Form des beschleunigten Verfahrens Abstand zu nehmen,

wenn Gründe wie z.B. Beweisschwierigkeiten, Kompliziertheit des Verfahrens

oder die Erwartung einer höheren Strafe, als die in § 258 II StPO (DDR) zuge-

lassenen nachträglich auftreten.426 Nach einer Ablehnung des beschleunigten

Verfahrens war die Strafsache wieder beim Staatsanwalt zur erneuten Ent-

scheidung anhängig.427

422 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.310
423 Thiem, E., Beschleunigtes Verfahren als wirksame Reaktion auf Straftaten, NJ 1980, S. 373
424 Die Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr kam erst mit der Strafrechtsreform von 1974 in den
Katalog der möglichen Strafen gegen Jugendliche im beschleunigten Verfahren. Sehr bedenk-
lich sah diese Neuerung: Schroeder, F-Chr., Die Strafrechts- und Strafprozessreform der DDR
von 1974/75, NJW 1977, S.175
425 Buchholz, I./ Schönfeldt, H., Mitwirkung von Jugendbeiständen im Strafverfahren, NJ 1984,
S. 488
426 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 273
427 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S.313
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4. Kapitel: Das geltende Jugendstrafrecht vor dem Hintergrund

der Erfahrungen der DDR und der aktuellen kriminalpolitischen

Diskussion

Angesichts der gemeinsamen Geschichte und Sprache beider deutschen

Rechtssysteme liegt es nahe, die dargestellten Ergebnisse dem heute gelten-

den Jugendstrafrecht gegenüberzustellen. Dabei werden einleitend ausgewähl-

te Regelungen des geltenden Jugendstrafrechts aufgezeigt, welche zum einen

im Vergleich zum Jugendstrafrecht in der DDR sehr interessant erscheinen,

zum anderen in den immer wiederkehrenden Reformdiskussionen eine Rolle

spielen. Nachfolgend soll das geltende Jugendstrafrecht dahingehend hinter-

fragt werden, ob sich aus den gewonnenen Kenntnissen der Betrachtung des

Jugendstrafrechts der DDR mögliche Tendenzen oder Entwicklungen vorschla-

gen lassen bzw. inwiefern normative Entwicklungslinien des DDR-

Jugendstrafrechts gerade auch wegen ihres gesellschaftspolitischen Hinter-

grundes zu verwerfen sind.

Exkurs: Reformdiskussion zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung

Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung gab es zahlreiche deutsch- deut-

sche Reformdiskussionen in Bezug auf die Schaffung eines gemeinsamen

Rechtssystems.

Hiervon betroffen war folglich auch das Jugendstrafrecht. Das Bestreben war,

ein gemeinsames Rechtssystem zu schaffen, in dem aus beiden deutschen

Staaten Einflüsse zu finden sind.428 Es zeigte sich nach den ersten Kontakten

jedoch schnell, dass die Zusammenarbeit schwierig werden würde. Dabei war

nicht der fehlende Wille beider Seiten der Grund, sondern bereits die verschie-

densten Definitionen gleicher Begriffe stellten die ersten Hürden dar.429 So wur-

428 so auch gefordert von Ewald, U. auf der Tagung der Evangelischen Akademie vom 25- 27.
März 1990 in: Die Rechtssysteme der DDR und der Bundesrepublik Deutschland, Dokumenta-
tion der Expertentagung der Evangelischen Akademie Loccum, S. 168 ff.
429 Breymann, K., Aufgaben der Zusammenarbeit von Juristen beider deutscher Staaten bei der
Bekämpfung von Jugendkriminalität, NJ 1990, S.166
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de z.B. unter dem Begriff der Diversion in der BRD das Absehen von der Straf-

verfolgung (§§ 45, 47 JGG) verstanden, wohingegen die Diversion im Strafrecht

der DDR (§103 StGB (DDR)) ein schwerwiegender Strafrechtstatbestand war.

Einig war man sich in dem gegenüber jugendlichen Straftätern verpflichtenden

Erziehungsauftrag.430 Auf die formalen Erziehungskriterien, wie Disziplin, Ord-

nung und Arbeitsamkeit stellten beide Rechtssysteme ab.

Problematisch war jedoch, dass unter der inhaltlichen Ausgestaltung des Begrif-

fes „Erziehung“ in beiden Rechtssystemen Unterschiedliches verstanden wur-

de.431 In der BRD fand sich im Gesetz selbst keine Definition des Begriffes „Er-

ziehung“. Im Allgemeinen wird darunter die Einflussnahme auf den jungen

Rechtsbrecher mit dem Ziel verstanden, diesen künftig von der Wiederholung

der Straftat abzuhalten.432 Sie gilt als eine Persönlichkeitsentwicklung in einem

individuellen Sinn, aus der sich soziale Kompetenz und Möglichkeiten gesell-

schaftlicher Teilhabe entwickeln.433 Das Erziehungsziel war die Legalbewäh-

rung, wobei damit neben äußerem Wohlverhalten auch die Befolgung der ge-

sellschaftlichen Normen und Werte gemeint war.

In der DDR gehörte neben der Hinführung zur Wahrung der Normen und Werte

auch die Verinnerlichung der sozialistischen Ideologie zum Erziehungszweck.

Dies beinhaltete die Hinführung der Gesetzesverletzer zu sozialistischer

Staatsdisziplin und zu verantwortungsbewusstem Verhalten im gesellschaftli-

chen und persönlichen Leben (Art 2 DDR-Verf.). Dieser Grundsatz wurde unter

anderem durch gesellschaftliche Einwirkung, wie die kollektive Auswertung von

Straftaten in Betrieben, das Bekanntmachen von Tat und Täter im Familien und

Bekanntenkreis, die Wiedereingliederung und die Beseitigung von Ursachen

und Bedingungen der Straftaten im sozialen Umfeld des Täters verwirklicht. Der

Erziehungsgedanke war das allgemeine Moment des Staates und der Justiz

gegenüber den Bürgern tätig zu werden. Das Prinzip, dass niemand gegen sei-

430 Breymann, K./Lux, F., Zum deutsch- deutschen Jugendstrafrecht, NJ 1990, S. 308
431 Breymann, K., Die 18- 21jährigen Jungerwachsenen im Strafrecht der DDR, NStZ 1990, S.
267
432 Vgl. Hinz, W., Soziales Gebot oder „ Lebenslüge “?- Der Erziehungsgedanke bei der Ju-
gendstrafe, ZRP 2005, S. 192
433 Breymann, K., Die 18- 21jährigen Jungerwachsenen im Strafrecht der DDR, NStZ 1990, S.
267
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nen Willen „gebessert“ werden dürfe, gab es in der DDR nicht.434 Es war wich-

tig, insbesondere die Jugend dahingehend zu „erziehen“, dass sie sich mit den

Zielen des Sozialismus identifizieren konnte.435

Diese unterschiedlichen Regelungen, die sich im Laufe der Jahre in den ver-

schiedenen Rechtssystemen entwickelt hatten, mussten somit gegenseitig ken-

nen gelernt und verstanden werden.436 Man wollte die Chance nutzen, Fehlent-

wicklungen auf beiden Seiten zu korrigieren, Bewährtes zu erhalten und erfolg-

reich Erprobtes zu stärken.437 Die stark sozialistisch geprägten Bestimmungen

im Recht der DDR waren ideologisch durchdrungen und regelten gesellschaftli-

che Verhältnisse, die im Rahmen der Wiedervereinigung aufgegeben wurden.

Über die Erforderlichkeit der Abschaffung der Regelungen, die politisch- ideolo-

gisch initiiert waren wie z.B. auch solche, mit denen der Staat über seine ei-

gentliche Strafhoheit hinaus in die individuelle Lebenssphäre des Einzelnen

eingreifen konnte, bestand Einigkeit.438 Aufgrund dieser Aufgabe fielen die

Nichtübereinstimmungen der Rechtssysteme, die aufgrund der sozialistischen

Strukturen bestanden, sodann für die Rechtsangleichung weg.

Darüber hinaus wurden in den Monaten vor der Wiedervereinigung überlegt,

wie bewährte DDR- spezifische Ansätze in ein bundesdeutsches Recht über-

nommen werden könnten, bzw. wie solche Ansätze zunächst einmal in den

Ländern auf dem Gebiet der DDR bewahrt werden könnten. Diskussionsfelder

im Strafrecht waren insbesondere das Sanktionensystem in Bezug auf die Be-

währungsstrafe und die Integration der Straffälligen sowie die Reaktion auf Ba-

gatelldelikte.439 Für die Behandlung von Bagatellkriminalität sollte aufgrund der

stark unterschiedlichen Handhabungsweisen in der DDR und der BRD440 eine

434 Luther, H., Bemerkungen zum Erziehungsgedanken im Jugendkriminalrecht in: Bundesmi-
nisterium der Justiz (Hrsg.), Grundfragen des Jugendkriminalrechts und seine Neuregelung,
1995, S. 322 f.
435 s.o. bei Grundsätze des Jugendstrafrechts
436 Breymann, K., Aufgaben der Zusammenarbeit von Juristen beider deutscher Staaten bei der
Bekämpfung von Jugendkriminalität, NJ 1990, S.166
437 Breymann, K./Lux, F., Zum deutsch- deutschen Jugendstrafrecht, NJ 1990, S. 308
438 vgl. Dähn, U., Das 6. Strafrechtsänderungsgesetz der DDR, NStZ 1990, S. 469 ff.; Lilie, H.,
Deutsches Strafrecht?, NStZ 1990 S. 153
439 Ergebnisse der AG 6 auf der Tagung der Evangelischen Akademie Loccum vom 25- 27.
März 1990 in: Die Rechtssysteme der DDR und der Bundesrepublik Deutschland, Dokumenta-
tion der Expertentagung der Evangelischen Akademie Loccum, S. 248
440 vgl. zu der Vorgehensweise in der DDR die Einleitung dieser Arbeit
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Übergangsregelung geschaffen werden, die den Regelungen der § 153 ff. StPO

(BRD) entspricht. Zudem war es vorgesehen, die gesellschaftlichen Gerichte

als außergerichtliche Form der Schlichtung auszugestalten. Dies sollte nicht

mehr in der Form der Übergabe einer Strafsache an ein gesellschaftliches Ge-

richt geschehen, sondern als eine Möglichkeit beim Absehen einer Strafverfol-

gung, wie sie in § 153 a StPO (BRD) besteht.441 Diese geforderte Annäherung

der Rechtssysteme wurde damals als erforderlich gesehen, um nicht vorschnell

vor einer Unvergleichbarkeit zu kapitulieren.442

Im Rahmen der Wiedervereinigung wurde dann eine derartige Rechtsanglei-

chung unterlassen.

Die Vorgehensweise einer Annäherung wäre jedoch auch nach heutiger Be-

trachtungsweise sinnvoll und notwendig gewesen. Insbesondere die Tatsache,

dass zwei unterschiedlich entwickelte Rechtsysteme aufeinander gestoßen

sind, hätte man zur Weiterentwicklung nutzen können. Auch von der Sichtweise

her, dass die Herausbildung eines gemeinsamen Strafrechts als Moment der

Geschichte deutscher Strafrechtsentwicklung in ihrer Dialektik von Kontinuität

und Diskontinuität einerseits und als Einbettung in den Prozess internationaler

Strafrechtsentwicklung andererseits verstanden wurde, wäre eine Berücksichti-

gung mancher Regelungen aus dem Strafrecht der DDR folgerichtig gewe-

sen.443

Die Vorschläge, das Bewahrenswerte durch Analyse des Strafrechts der DDR

in einem Vergleich mit dem BRD Strafrecht aufzuzeigen, um so Möglichkeiten

der Gestaltung spezifischer strafrechtlicher Regelungen festzustellen, waren

gute Ansätze, die über dieses Stadium hinaus hätten verfolgt und durchgesetzt

werden sollen.444 Darüber hinaus hätte eine ausgewogene Rechtsangleichung

die Identifikation der Bürger mit dem vereinten Land und dessen Rechtssystem

fördern können.

441 Ergebnisse der AG 6 auf der Tagung der Evangelischen Akademie Loccum vom 25- 27.
März 1990 in: Die Rechtssysteme der DDR und der Bundesrepublik Deutschland, Dokumenta-
tion der Expertentagung der Evangelischen Akademie Loccum, S. 248
442 vgl. Lilie, H., Deutsches Strafrecht?, NStZ 1990, S. 153
443 Ewald, U., DDR- Strafrecht- quo vadis?, NJ 1990, S. 134
444 so auch gefordert von Ewald, U., DDR- Strafrecht- quo vadis?, NJ 1990, S. 137
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In der damaligen Politik wurde diese Möglichkeit im entscheidenden Moment

der Wiedervereinigung nicht mehr in Betracht gezogen. Eine derartige Anglei-

chung hätte wesentlich mehr Zeit und Aufwand gekostet, als die nahe liegende

Erstreckung des Bundesrechts auf die DDR. Insofern war es eine politische und

keine rechtsdogmatische Entscheidung, die insbesondere aufgrund der rasan-

ten Entwicklung, mit der die Geschichte der DDR ihrem Ende zuging, getroffen

wurde.

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts der DDR zur BRD am 03. Oktober 1990

ist gem. Art. 8 Einigungsvertrag445 auch auf diesem Gebiet das Bundesrecht in

Kraft getreten, soweit nicht durch den Einigungsvertrag selbst etwas Anderes

bestimmt worden ist.

Das JGG wurde mit einigen Modifizierungen für das Beitrittsgebiet übernom-

men. Dabei ist die jeweilige Ersetzung der Bezeichnung „Verfehlung“ durch die

Worte „rechtswidrige Tat“ zu nennen und an die Stelle der Bezeichnung

„Zuchtmittel“ traten jeweils die Worte „Verwarnung, Erteilung von Auflagen und

Jugendarrest“.

Außerdem wurden im Einigungsvertrag zusätzliche Bestimmungen, insbeson-

dere für die Regelung von „DDR- Alttaten“ aufgenommen.

Das Recht der DDR konnte aufgrund der Regelung des Art. 8 Einigungsvertrag

nicht mehr angewendet werden, zugleich wäre die ausschließliche Beurteilung

nach dem bundesdeutschen Strafgesetzbuch mit dem grundgesetzlichen

Rückwirkungsverbot (Art. 103 II GG) kaum vereinbar gewesen.

Aus diesem Grunde ordnete Art. 315 I EGStGB446 an, dass auf die vor dem Bei-

tritt in der DDR begangene Taten § 2 StGB (BRD) Anwendung findet. Dieser

regelt wiederum den zeitlichen Geltungsbereich der Strafgesetze. In dem hier

entscheidenden Abs. III heißt es: „Wird das Gesetz, das bei Beendigung der Tat

gilt, vor der Entscheidung geändert, so ist das mildeste Gesetz anzuwenden.“

Über diese Verweisungstechnik hat der Gesetzgeber die weitgehende Erset-

zung des DDR- Strafrechts durch das Strafrecht der BRD einer nationalen Ge-

445 BGBl. II 1990, S. 885 ff.
446 BGBl. II 1990, S. 889 (954)
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setzesänderung zwischen Tatbeendigung und Aburteilung gleichgestellt. Die

Ahndung des DDR- Unrechts ist dadurch dem Meistbegünstigungsprinzip des

intertemporalen Strafrechts unterworfen.447

Aus diesen Vorschriften ergibt sich eine differenzierte Prüfungsreihenfolge.

In einem ersten Schritt ist festzustellen, ob eine Strafbarkeit nach DDR- Recht

gegeben ist, da bei Verneinung die Straflosigkeit die mildeste Variante ist. In ei-

nem zweiten Schritt ist die Tat unter bundesdeutsches Strafrecht zu subsumie-

ren. Ist hier von einer Strafbarkeit auszugehen ist zu prüfen, ob das bundes-

deutsche Strafrecht für das jeweils begangene Delikt überhaupt anwendbar ist.

Dabei kommt es darauf an, ob es im bundesdeutschen Recht eine entspre-

chende Norm für die zum Tatzeitpunkt geltende Norm des DDR Strafrechts gibt.

Ist dies nicht der Fall kommt eine Bestrafung nach BRD- Strafrecht aufgrund

des in Art. 103 II GG (BRD) verankerten Rückwirkungsverbots nicht in Betracht.

Existiert eine Norm im BRD Strafrecht, die im Unrechtskern einer des DDR-

Strafrechts entspricht, darf diese für die Beurteilung der „Alttat“ in Betracht ge-

zogen werden.448

Anschließend ist das mildeste Gesetz (§ 2 III StGB (BRD)) zu ermitteln. Prob-

lematisch ist die Bestimmung des milderen Gesetzes, da in den Normen beider

Rechtssysteme jeweils nur Strafrahmen angegeben sind. Ein abstrakter Ver-

gleich der Sanktionen kann nicht zu einem befriedigenden Ergebnis führen, da

es Fälle gibt, in denen z.B. der eine Strafrahmen zwar eine geringere Strafrah-

menobergrenze vorsieht, dafür aber dann von einer höheren Mindeststrafe

ausgeht.449 Folglich ist eine Gegenüberstellung zweier konkret bestimmter

Strafhöhen anhand der jeweiligen Gesetze erforderlich. Dabei ist jedoch das

Kombinieren der jeweils günstigeren Bestrafungsvoraussetzungen und der

Rechtsfolgen aus verschiedenen Gesetzen unzulässig, d.h. es kann entweder

447 Marxen, K., Wehrle, G., Die strafrechtliche Aufarbeitung von DDR- Unrecht, 1999, S. 4
448 zu den genaueren Vorraussetzungen der Bejahung eines gemeinsamen Unrechtskerns der
Regelungen vgl. Elsner, T., Das intertemporale Strafrecht und die deutsche Wiedervereinigung,
Diss. 1999
449 Elsner, T., Das intertemporale Strafrecht und die deutsche Wiedervereinigung, Diss. 1999,
S.213
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nur das ehemalige DDR- Recht oder das gültige Strafrecht angewandt wer-

den.450

Zu vergleichen waren demnach der Strafausspruch nach dem DDR- Strafrecht

und der nach dem StGB der BRD.451

Für Taten, die von jugendlichen Straftätern begangen wurden, gibt es im Eini-

gungsvertrag eine Regelung, die gegenüber der Regelung des § 2 StGB (BRD)

spezieller ist. Danach wird das JGG auch auf Taten angewandt, die vor dem

Wirksamwerden des Beitritts begangen worden sind.452 Die zu verhängenden

Sanktionen für Taten, die vor dem Beitritt begangen, aber erst danach abgeur-

teilt wurden, waren somit ausschließlich dem JGG der BRD zu entnehmen.453

Da das JGG keine Straftatbestände enthält, war zu fragen, welches Strafge-

setzbuch auf die jeweilige Tat neben dem JGG anzuwenden ist. Dem Eini-

gungsvertrag ist nicht zu entnehmen, dass ergänzend zum JGG stets die Vor-

schriften des StGB der BRD anzuwenden sind. Ohne eine solche ausdrückliche

Regelung existiert eine Regelungslücke, so dass es bei dieser Fragestellung

bei der Anwendung der allgemeinen Übergangsvorschrift des § 2 StGB (BRD)

bleibt.454

Demnach war auch hier ein Vergleich von neuem und altem Recht geboten. Da

es in Verbindung mit der Sonderregelung zum JGG das Verbot der kombinier-

ten Anwendung dem Angeklagten jeweils günstigerer Regelungen aus § 2

StGB nicht gibt, kann es in einigen Fällen dazu führen, dass neben der Anwen-

dung des JGG die Normen des StGB der DDR zur Verwendung kommen.455

Neben der Alttaten-Regelung ist im Einigungsvertrag eine Bestimmung für die

vor dem Beitritt ausgesprochenen Sanktionen gegen Jugendliche und Heran-

wachsende zu finden. Die im DDR- Strafrecht anders bezeichneten Sanktionen

450 Tröndle, H./ Fischer, T., Strafgesetzbuch, 52. Aufl., 2004, § 2 Rdnr. 9; mit weiteren Nachwei-
sen: Elsner, T., Das intertemporale Strafrecht und die deutsche Wiedervereinigung, Diss. 1999,
S.213
451 Siehe BGH, Beschl. v. 25. Januar 1991, JA 1991, S. 207
452 § 1 I des Anhang I Kap. III Sachgebiet C Nr. 3f zum Einigungsvertrag
453 BGH, Beschl. V. 14.2.1991, NStZ 1991, S. 331
454 BGH, Beschl. V. 14.2.1991, NStZ 1991, S. 332
455 BGH, Beschl. V. 14.2.1991, NStZ 1991, S. 332
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werden den Entsprechenden des JGG gleichgestellt (z.B. ausgesprochene Ju-

gendhaft wird als Jugendarrest behandelt).456

I. Anwendungsbereich des JGG

1. Allgemeines

Die gesetzliche Grundlage des in der Bundesrepublik geltenden Jugendstraf-

rechts ist das JGG vom 4.8.1953 in der Fassung vom 11.12.1974.457 Das JGG

enthält sowohl materiellrechtliche Regelungen als auch die für das Verfahren

vor den Jugendgerichten geltenden Sondernormen, sowie Bestimmungen über

die Strafvollstreckung und den Strafvollzug458 in Jugendsachen.

Das materielle Jugendstrafrecht kennt keine Sonderregelungen bzgl. der Straf-

tatbestände, so dass die Vorschriften des StGB (BRD) in diesem Bereich auch

für Jugendliche gelten. Das JGG gilt gem. § 1 I JGG für alle Verfehlungen, die

nach allgemeinem Strafrecht mit Strafe bedroht sind. Dazu gehören Straftaten

i.S.d. § 12 StGB (BRD), d.h. alle Vergehen und Verbrechen des StGB (BRD)

sowie solche aus dem Bereich des Nebenstrafrechts und landesrechtlicher Be-

stimmungen. Eine Ordnungswidrigkeit ist hingegen keine Verfehlung i.S.d. § 1

JGG. Die Vorschriften des JGG finden jedoch sinngemäße Anwendung, soweit

im OWiG nichts Abweichendes bestimmt ist (§ 46 I OWiG).459

456 § 2 Anhang I Kap. III C III Sachgebiet C zum EinigungsV
457 BGBl I, S. 3427; Darauf folgende Änderungen insbesondere durch das KJHG vom
26.06.1990 (BGBl I, S. 1163 ff.), das 1. JGGÄndG vom 30.08.1990 (BGBl I, S. 1853), das
Rechtspflegeentlastungsgesetz vom 11.01.1993 (BGBl I, S.50), sowie das Gesetz zur Reform
des Kindschaftsrecht vom 16.12.1997 BGBl I, S. 2942)
458 Bis Ende des Jahres 2007 wird der Strafvollzug noch durch die §§ 91, 92 JGG geregelt. Das
BVerfG kam am 31.05.2006 zu der Entscheidung, dass ohne ein eigenes Jugendstrafvollzugs-
gesetz ein verfassungswidriger Zustand herrsche. Es verlangte, unter Maßgabe einiger inhaltli-
cher Vorgaben, vom Gesetzgeber die Schaffung einer Rechtsgrundlage bis zum 31.12.2007.
Da jedes einzelne Bundesland die Gesetzgebungshoheit auf dem Gebiet des Strafvollzugs hat,
wird es bis zu 16 verschiedene Jugendstrafvollzugsgesetze geben.
459 Eisenberg, U., Jugendgerichtsgesetz, 12. Aufl, 2007, § 1 Rdnr. 21
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2. Persönlicher Anwendungsbereich

Der persönliche Anwendungsbereich des JGG ist nach § 1 I JGG, bei Verfeh-

lungen Jugendlicher oder Heranwachsender, die nach allgemeinem Strafrecht

mit Strafe bedroht sind, eröffnet. Jugendlicher ist, wer zur Zeit der Tat vierzehn,

aber noch nicht achtzehn Jahre alt ist (§ 1 II 1. Hs. JGG). Für diese Altersgrup-

pe gilt das JGG uneingeschränkt, soweit die Verantwortlichkeit gem. § 3 JGG

seitens des Gerichts positiv festgestellt wurde.

Heranwachsender ist, wer zur Zeit der Tat achtzehn, aber noch nicht einund-

zwanzig Jahre alt ist (§ 1 II 2. Hs. JGG). Bei dieser Altersgruppe ist das Ju-

gendstrafrecht nur dann anzuwenden, wenn die Voraussetzungen des § 105

JGG vorliegen. Dabei unterscheidet das JGG zwischen Heranwachsenden, bei

denen die sittliche oder geistige Entwicklungsreife fehlt (§105 I Nr. 1 JGG) und

solchen Jugendlichen, die unabhängig von ihrer Entwicklung betrachtet, eine

typische Jugendverfehlung (§105 I Nr. 2 JGG) begangen haben.

Wenn keine der Voraussetzungen des § 105 JGG vorliegen, ist auf den Heran-

wachsenden allgemeines Strafrecht anzuwenden. Gem. §§ 107- 109 JGG wer-

den Heranwachsende jedoch grundsätzlich – unabhängig davon ob Jugend-

strafrecht oder allgemeines Strafrecht angewendet wird - von den Jugendge-

richten abgeurteilt.460 Die Verfahrensvorschriften des JGG gelten weitestgehend

auch im Verfahren gegen Heranwachsende (§ 109 JGG).

Dem Strafrechtssystem der DDR war die Altersgruppe der Heranwachsenden

unbekannt. Wie bereits oben461 erläutert, unterlagen die 18 - 21jährigen ohne

Einschränkung dem allgemeinen Strafrecht.

Es stellt sich die Frage, ob aus heutiger Sicht die Gleichstellung eines Heran-

wachsenden mit einem Erwachsenen, ohne Prüfung seines Entwicklungsstan-

des und ohne Berücksichtigung einer möglicherweise typischen Jugendverfeh-

lung, angebracht wäre.

Die Einbeziehung aller Heranwachsenden in das allgemeine Strafrecht wird

auch in der aktuellen kriminalpolitischen Diskussion immer wieder gefordert.462

460 Albrecht, P.-A., Jugendstrafrecht, 2000, S. 103
461 weitere Argumente siehe bei Begriff des Jugendlichen
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Als Argument wird vorgebracht, dass mit dem Eintritt der Volljährigkeit die

grundsätzliche volle Verantwortungsübernahme einhergehen müsse.463 Es er-

scheine inkonsequent, für einen jungen Volljährigen bei einem Verstoß gegen

einfache und einleuchtende strafrechtliche Normen Sonderregelungen gelten zu

lassen und ihm gleichzeitig jedoch sämtliche Rechte und Pflichten eines mündi-

gen Bürgers zuzuschreiben,464

Zudem sei, nach dem Willen des historischen Gesetzgebers, die Behandlung

der Heranwachsenden wie Erwachsene als Regel und die Anwendung von Ju-

gendstrafrecht nur als Ausnahme vorgesehen.465 In der derzeitigen Gerichts-

praxis sei jedoch die Mehrzahl aller Heranwachsenden, insbesondere bei

schweren Delikten, nach Jugendstrafrecht behandelt worden.466

Da entstehe der Eindruck, das Jugendstrafrecht werde nicht aufgrund einer um-

fassenden Würdigung des Einzelfalls, sondern einfach als das „bessere“ Straf-

recht“ bevorzugt. Zudem sei man der Willkür des Richters und dessen subjekti-

ver kriminalpolitischer Überzeugung ausgesetzt, ob man als Heranwachsender

nach Erwachsenen- oder Jugendstrafrecht bestraft werden würde.467 Dies be-

ruhe darauf, dass Kriterien des § 105 JGG zu unbestimmt seien.468 Es müsse

eine einheitliche strafrechtliche Behandlung aller Heranwachsenden gewährt

werden, um diese Ungleichbehandlung zu verhindern. Eine vollständige Lösung

des Problems ließe sich nur durch die Aufgabe der Altersgruppe erreichen.469

462 Dazu siehe: Wiesbadener Erklärung der CDU vom 05. Januar 2008, S. 9; Hinz, W., Soziales
Gebot oder „ Lebenslüge “?- Der Erziehungsgedanke bei der Jugendstrafe, ZRP 2005, S. 195;
Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Jugendstrafrechts, NStZ 2006, S. 67, Gehb,
J/Drange, G., Heranwachsende im Strafrecht- Quo vaditis?, DRiZ 2004, S. 121, dies. In Überle-
gungen zur Neuordnung der strafrechtlichen Behandlung junger Volljähriger, ZJJ 2004, S. 264,
ebenso im Gesetzesantrag der Freistaaten Bayern und Thüringen vom 21.04.2005, Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Vermeidung von Rückfalltaten gefährlicher junger Gewalttäter BR-Drucks.
276/05
463 Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Jugendstrafrechts, NStZ 2006, S. 67
464 Kornprobst, H., Ist das deutsche Jugendstrafrecht noch zeitgemäß?, JR 2002, S. 313, so
auch schon: Pflieger, K., Kinder- und Jugenddelinquenz aus Sicht der Strafverfolgung, SchlHA
1999, S. 88
465 siehe Bericht des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht vom 5.6.1953 –BT-
Dr. I/4473 S. 2 f.
466 Nach einer Quote von 2001 werden 62, 3 % der Heranwachsenden nach Jugendstrafrecht
bestraft siehe Dünkel, F., Heranwachsende im Jugendstrafrecht in Deutschland und im europä-
ischen Vergleich, DVJJ- Journal 2003, S. 20+ 21
Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Jugendstrafrechts, NStZ 2006, S. 67

467 Siehe Schöch, H., Wie soll die Justiz auf Jugendkriminalität reagieren? In Dölling, D. (Hrsg.),
Das Jugendstrafrecht an der Wende zum 21. Jahrhundert, 2001, S. 136
468 Siehe Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 14. Aufl. 2002, S. 78 +79
469 Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Jugendstrafrechts, NStZ 2006, S. 67
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 Für eine einheitliche Handhabung aller Heranwachsenden sprechen sich auch 

andere Stimmen aus.470 Sie kritisieren ebenfalls die Ungleichmäßigkeit bei der 

Anwendung von Jugend- oder Erwachsenenstrafrecht auf Heranwachsende.  

Sie fordern die generelle Einbeziehung der Heranwachsenden in das Jugend-

strafrecht. Das Jugendstrafrecht biete dem Entwicklungsstand dieser Alters-

gruppe angemessene, flexible Sanktions-Instrumentarien.471 

Zudem sei die Altersgruppe der Heranwachsenden aufgrund der heutzutage 

verlängerten Schul- oder Ausbildungszeiten in wesentlichen Bereichen eher der 

Altersgruppe Jugendlicher zuzuordnen. Darunter fallen insbesondere die Fähig-

keit, eigenverantwortlich zu handeln und selbstständig Entscheidungen zu tref-

fen.472  

 

Neben diesen beiden strikt unterschiedlichen Reformauffassungen wird in der 

aktuellen Diskussion auch eine abgemilderte Position vertreten, die sich für die 

Beibehaltung einer Sonderregelung für Heranwachsende ausspricht.473 So soll 

zwar eine generelle Behandlung Heranwachsender nach dem allgemeinen 

Strafrecht der Regelfall sein, jedoch soll für Ausnahmefälle ein Anwendungsbe-

reich des Jugendstrafrechts belassen werden. Dabei stellen die Verfechter die-

ser Position in der Ausnahmeregelung zum einen auf eine erhebliche Reifever-

zögerung des Heranwachsenden zum Zeitpunkt der Tat ab und zum anderen 

auf das Kriterium der erzieherischen Erreichbarkeit des Heranwachsenden, die 

zum Zeitpunkt der richterlichen Entscheidung vorliegen muss.  

Diese Auffassung wird mit der eben ausgeführten historischen Auslegung und 

der Möglichkeit, auf die verschiedenen Stadien der Persönlichkeitsentwicklung 

                                            
470Albrecht, P.-A., Jugendstrafrecht, 2000, S. 103, Albrecht, H.-J., Ist das deutsche Jugendstraf-
recht noch zeitgemäß?, NJW Beilage 2002, S. 30, Eisenberg, U., Jugendgerichtsgesetz, 2007; 
Walter, M. Anmerkung zum BGH- Urteil vom 09.08.2001, NstZ 2002, S. 209, Dünkel, F., He-
ranwachsende im Jugendstrafrecht in Deutschland und im europäischen Vergleich, DVJJ- 
Journal 2003, S. 19 ff.; ebenso die 2. Jugendstrafrechtsreform- Kommission, Abschlussbericht 
DVJJ- Extra 2002 Nr. 5 S. 7 ff; Beschlüsse des 64. Deutschen Juristentages, C.III. 2. a) aa), 
Viehmann, H., JGG Reformen zwischen Wissenschaft und Politik, Vortrag zur Eröffnung des14. 
Niedersächsischen Jugendgerichtstages in Hannover am 31. August 2004, S. 24 
471 So auch: Streng, F., Referat auf dem 64. Juristentag 2002 
472 So auch: Eisenberg, U., Jugendgerichtsgesetz, 2007, §105 Rdnr. 6 
473 Hinz, W., Jugendstrafrecht auf dem Prüfstand, ZRP 2001, S. 109, Paul, A., Reform der Al-
tersstufen im Jugendstrafrecht, ZRP 2003, S. 206, Gesetzesentwurf der Länder Baden- Würt-
temberg, Bayern, Niedersachsen und Thüringen vom 23.05.2003, BR- Dr 312/ 03 
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mit dem bestmöglichen Sanktionensystem reagieren zu können, begründet.474

Ausschließlich durch die jeweilige Einzelfallentscheidung könne der Richter ei-

ne angemessene Lösung finden. Zudem könnten durch die verschiedenen Be-

urteilungszeiträume nicht zu billigende Ergebnisse vermieden werden, die nach

geltendem Recht bei einer erheblichen Zeitspanne zwischen Tat- und Verurtei-

lungszeitraum entstehen können.475

Eigene Stellungnahme

Gegen eine generelle Abschaffung der Sonderregeln für Heranwachsende

spricht die Variabilität, die eine solche Regelung bietet. Durch sie kann jeder

Heranwachsende in seinem individuellen Reifestand beurteilt werden.

Eine ausnahmslose Einbeziehung der Heranwachsenden in das allgemeine

Strafrecht, wie es in der DDR gehandhabt wurde, kann meines Erachtens ei-

nem modernen und flexiblen Jugendstrafrecht nicht gerecht werden.

Eine Intention, die hinter einer derartigen Forderung zu stecken scheint, ist eine

Verschärfung des Jugendstrafrechts, durch die ausnahmslose Bestrafung der

Heranwachsenden nach allgemeinem Strafrecht.476 Dieses Bestreben, welches

bereits in der DDR als ein Argument gegen die Einbeziehung der Heranwach-

senden in das Jugendstrafrecht vorgebracht wurde477, ist jedoch nicht tragbar.

Eine Verschärfung des Strafrechts als Mittel zur Kriminalprävention erscheint

nicht sinnvoll, denn durch eine Verschärfung der Sanktionen wird zwar eine

gewisse Abschreckung vollzogen, jedoch wird so der eigentliche Grund der

Strafbarkeit nicht beseitigt. Eine Ursachenbekämpfung erscheint insbesonders

bei jungen Tätern für eine schnelle Beendigung der kriminellen Karriere als er-

folgsversprechend. Es ist entscheidend ihnen Perspektiven, wie z.B. Arbeits-

oder Freizeitmöglichkeiten zu schaffen. Gerade bei jungen Straftätern besteht

die Möglichkeit, dass ihr Leben durch die Tat nicht eindeutig negativ vorbe-

stimmt wird, weshalb Ihnen Hilfen zur Wiedereingliederung in die Gesellschaft

474 Hinz, W., Jugendstrafrecht auf dem Prüfstand, ZRP 2001, S. 109
475 Hinz, W., Jugendstrafrecht auf dem Prüfstand, ZRP 2001, S. 109
476 so auch Boers, K., Jugend und Kriminalität, NK 2002, S. 140
477 siehe oben 1. Kap. II
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eingeräumt werden müssen. Eine solche positive Beeinflussung wird gerade mit

dem auf den Erziehungsgedanken bezogenen Jugendstrafrecht bezweckt. 478

Zudem ist das Argument, Heranwachsende übernähmen in anderen Lebensbe-

reichen die volle Verantwortung, also müssten sie auch im Bereich des Straf-

rechts die volle Verantwortlichkeit eines Erwachsenen tragen, nicht schlüssig.

Denn die Verurteilung nach dem JGG bedeutet durchaus die volle strafrechtli-

che Verantwortlichkeit für ihr Handeln. Lediglich im Bereich der Rechtsfolgen

werden differenziertere Möglichkeiten als die des allgemeinen Strafrechts eröff-

net. Dieses Sanktionsinstrumentarium reicht jedoch auch bei den Heranwach-

senden aus, um auf Kriminalität angemessen zu reagieren. Einige jugendstraf-

rechtliche Sanktionen (z.B. der Täter- Opfer Ausgleich) knüpfen insbesondere

an die soziale und strafrechtliche Verantwortung des Täters an. Das spezialprä-

ventive Potential, welches durch diese Verantwortung gefördert wird ist höher

einzuschätzen als das eher repressive Instrumentarium des Erwachsenenstraf-

rechts.479

Die jungen Menschen zwischen 18 und 21 Jahren befinden sich trotz ihrer Voll-

jährigkeit vielfach noch in einer psychischen und physischen Übergangsphase.

Ihre Persönlichkeit ist häufig noch nicht derart ausgeprägt, dass man sie einem

Erwachsenen gleichsetzen könnte. Ihre Kriminalität ist auch weitgehend als e-

pisodenhaft und durch ihren Bagatellcharakter gekennzeichnet.

Jedoch gilt es gleichermaßen zu beachten, dass die jugendrechtlichen Sanktio-

nen ausschließlich auf die Erziehung des Straftäters ausgerichtet sind und das

Verbot der zwangsweisen staatlichen Besserung für Erwachsene480 auch für die

volljährigen Heranwachsenden gilt.481 Aus diesem Grund kann ebenso eine

vollständige Einbeziehung der Heranwachsenden in das Jugendstrafrecht nicht

befürwortet werden.

478 vgl. auch Ausführungen bei Ostendorf, H., Gegen die Abschaffung des Jugendstrafrechts
oder seine Essentialia, NStZ 2006, S. 322
479 vgl. auch: Dünkel, F., Heranwachsende im Jugendstrafrecht in Deutschland und im europäi-
schen Vergleich, DVJJ- Journal 2003, S. 25
480 BVerfGE 22, S. 219, Albrecht, P.-A., Jugendstrafrecht, 2000, S. 111,
481 so auch: Gehb, J./ Drange, G., In Überlegungen zur Neuordnung der strafrechtlichen Be-
handlung junger Volljähriger, ZJJ 2004, S. 264
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Mit der Möglichkeit der Anwendung von Jugendstrafrecht neben dem allgemei-

nen Strafrecht kann man am Einzelfall orientiert Strafsanktionen verhängen.

Neben den klassischen Rechtsfolgen stehen dem Richter dann auch solche zur

Verfügung, die der Entwicklung und Integration der Heranwachsenden dienen.

Die Sanktionen des JGG bieten, im Vergleich zur vorwiegend verhängten Geld-

strafe im allgemeinen Strafrecht, die Möglichkeit, sie differenzierter auszuspre-

chen.

Es erscheint sachgerecht, dem Jugendrichter im konkreten Einzelfall die Mög-

lichkeit zu geben zu entscheiden, ob z.B. Reifeverzögerungen vorliegen und

deshalb Jugendstrafrecht zur Anwendung kommen soll. Das Reifen der Persön-

lichkeit stellt einen dynamischen Prozess dar, der bei jedem Menschen ver-

schiedenartig verläuft. Aufgrund dessen scheinen eine Gesamtwürdigung der

Persönlichkeit, die Bestimmung der erforderlichen Reife und der künftigen Ent-

wicklungschancen als notwendige Voraussetzungen, um eine angemessene

strafrechtliche Reaktion gegen einen Heranwachsenden zu bestimmen. Auch

wenn Heranwachsende mit dem 18. Lebensjahr die Volljährigkeit erreicht ha-

ben, durfte der Gesetzgeber davon ausgehen, dass das staatliche Erziehungs-

recht bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres fortwirkt. Das Grundgesetz billigt

die Annahme, dass junge Menschen bis zu diesem Alter erziehungsfähig- und

bedürftig sind.482

Eine differenzierte Lösung, wie sie bisher bereits besteht, ist somit in jedem Fal-

le beizubehalten.

Dass dies zu unterschiedlichen Gerichtsentscheidungen führt, ist die Regel in

der deutschen Gerichtsbarkeit und keine Besonderheit. Es ist das Wesen der

Gesetzesanwendung in einer demokratischen Rechtsordnung, dass Normen

unterschiedlich ausgelegt und angewandt werden können.

Dabei ist jedoch zu überlegen, ob die Norm des § 105 JGG insoweit gesetzlich

klargestellt werden sollte, dass das Regel- Ausnahme- Verhältnis für die An-

wendung des allgemeinen Strafrechts stärker betont wird.483 So würde nur in

482 BVerfGE 74, S. 102 in NstZ 87, S. 276
483 so ja auch bereits oben: Hinz, W., Jugendstrafrecht auf dem Prüfstand, ZRP 2001, S. 109,
Paul, A., Reform der Altersstufen im Jugendstrafrecht, ZRP 2003, S. 206, Gesetzesentwurf der
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begründeten Ausnahmefällen das Jugendstrafrecht bei Heranwachsenden zur

Anwendung kommen. Es sollten angemessene Einzelfallprüfungen stattfinden,

in denen festgestellt würde, ob bei dem jeweiligen Heranwachsenden eine Rei-

feverzögerung anzunehmen ist. Damit soll eine unzureichende Begründung für

die Anwendung des materiellen Jugendstrafrechts durch die Wiederholung des

Gesetzestextes oder die Verwendung einer allgemeinen Wendung vermieden

werden.

II. Rechtsfolgen

1. Allgemeines

Ein Kernstück des JGG ist das eigenständige Rechtsfolgensystem. Die Spezi-

alvorschriften für Jugendliche verdrängen die Hauptsanktionen des allgemeinen

Strafrechts. Dabei gelten die Rechtsfolgen an sich nicht, und auch die, nach der

Schwere der Tat abgestuften Strafrahmen des allgemeinen Strafrechts kommen

nicht zur Anwendung (§ 18 I S. 3 JGG). Das Gewicht der Tat und die Schwere

der Schuld des Täters begrenzen die Rechtsfolgen.484

Dies hat seinen Grund in den unterschiedlichen Sanktionszwecken des Jugend-

und allgemeinen Strafrechts. Der Erziehungsgedanke prägt das Jugendstraf-

recht und somit haben die Sanktionen hauptsächlich spezialpräventiven Cha-

rakter. Die Verbindungs- und Austauschmöglichkeiten der jugendstrafrechtli-

chen Sanktionen bieten eine Möglichkeit zur adäquaten Reaktion, bei der der

Jugendliche als Person im Blickpunkt steht. 485

Der Zweck der Spezialprävention findet zwar auch im Erwachsenenstrafrecht

seine Anwendung, jedoch haben auch die Sanktionszwecke der Vergeltung und

der Generalprävention keinen unerheblichen Einfluss auf die Auswahl der

Länder Baden- Württemberg, Bayern, Niedersachsen und Thüringen vom 08.05.2003, BR-
Drucks. 312/ 03
484 Böhm, A./ Feuerhelm, W., Einführung in das Jugendstrafrecht, 2004, S. 154
485 Ostendorf, H., Jugendgerichtsgesetz, 2007, Grdl. zu §§ 1-2 Rdnr. 3+ 4
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Sanktion.486 Im allgemeinen Strafverfahren stehen die Wirkung des Urteils auf

die Bevölkerung und die Bewährung der Rechtsordnung im Vordergrund.487

Für die Auswahl und die Bemessung der Folgen der Jugendstraftat gelten

Grundsätze, die nicht für einzelne Taten, sondern für die verschiedenen Maß-

nahmen und Strafen festgelegt sind. Danach ist die Rechtsfolge vom Richter

anzuordnen, die nach der Persönlichkeit des Täters den besten Erfolg für seine

Resozialisierung verspricht und geeignet ist, die künftige Entwicklung des Ju-

gendlichen zu fördern.488 Bei gleicher Tauglichkeit der Sanktionen ist die Sank-

tion zu wählen, die weniger Interesseneinbuße für den Jugendlichen bedeu-

tet.489

Die Sanktionen des Jugendstrafverfahrens und ihre dazugehörigen Bestim-

mungen sind in den §§ 5- 32 JGG geregelt. Dabei sind sie in drei Gruppen auf-

geteilt: Erziehungsmaßregeln, Zuchtmittel490 und Jugendstrafe.491 Zwischen den

einzelnen Sanktionen herrscht das Subsidiaritätsprinzip (§ 5 II JGG). Es ist erst

festzustellen, ob es genügt, auf Erziehungsmaßregeln zu erkennen. Nur wenn

Erziehungsmaßregeln nicht ausreichen und die Voraussetzungen für Zuchtmit-

tel oder Jugendstrafe erfüllt sind, ist auf diese zu erkennen.

Eine Kombination verschiedener Sanktionen des JGG ist zulässig, wobei eine

Verbindung zwischen mehreren freiheitsentziehenden Maßnahmen nach § 8

JGG nicht zulässig ist. Der Jugendrichter soll auf diese Weise möglichst flexibel

auf den Jugendlichen und seine Defizite reagieren können.

Im Strafverfahren werden mehrere Straftaten eines Jugendlichen immer einheit-

lich abgeurteilt (§ 31 I JGG). Diese Bestimmungen treten an die Stelle der Kon-

kurrenzregelungen im allgemeinen Strafrecht, §§ 53, 54 StGB (BRD). In diesen

486 Mitsch, W., Das Jugendstrafrecht der DDR und der Bundesrepublik Deutschland in: Rechts-
wissenschaft der DDR, 1995, S. 129
487 Ostendorf, H., Jugendgerichtsgesetz, 2007, Grdl. zu §§ 1-2 Rdnr. 3
488 Böhm, A./ Feuerhelm, W., Einführung in das Jugendstrafrecht, 2004, S. 154 siehe auch:
Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 93
489 Ostendorf, H., Jugendgerichtsgesetz, 2007, § 5, Rdnr. 21
490 Für das Gebiet der ehemaligen DDR tritt laut Anhang Einigungsvertrag, Anlage I Kap III,
Sachgebiet C, Abschnitt III. 3.c) an die Stelle des Wortes „Zuchtmittel“ die Worte „ Verwarnung,
Erteilung von Auflagen, Jugendarrest“
491 Auf die Voraussetzungen der verschiedenen Sanktionen wird im weiteren Verlauf der Arbeit
eingegangen.
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speziellen Konkurrenzregelungen zeigen sich erneut die Eigenständigkeit des

Sanktionensystems des JGG und dessen Ausrichtung auf die Persönlichkeit

des Jugendlichen.492

Im Unterschied dazu war das jugendstrafrechtliche Sanktionensystem der DDR

durch seine enge Verbindung zum allgemeinen Strafrecht gekennzeichnet. Es

gab nur vereinzelt spezielle Regelungen für Jugendliche. Dazu zählte z.B. die

Auferlegung besonderer Pflichten. Überwiegend wurden jedoch die Rechtsfol-

gen des Erwachsenenstrafrechts, mit einigen Anpassungen für Jugendliche,

angewendet.

Im Unterschied zur BRD spielte in der DDR aber auch die Erziehung der er-

wachsenen Straftäter im Strafverfahren eine große Rolle. In Art. 2 StGB (DDR)

wurde die Erziehung der Gesetzesverletzer als Mittel der Bekämpfung gegen

Kriminalität ausdrücklich genannt. So konnte, trotz der in größten Teilen einheit-

lichen Anwendung des Strafrechts auf Erwachsene und Jugendliche, eine er-

zieherische Einwirkung auf Jugendliche stattfinden. Der Kampf gegen die Kri-

minalität wurde als „gemeinsame Sache der Gesellschaft, des Staates und aller

Bürger“ deklariert. Die Möglichkeiten der sozialen Kontrolle wurden in der DDR

wesentlich intensiver eingesetzt als in der BRD. In der DDR wurde der Jugend-

liche, im Sinne gesellschaftlicher Wertorientierung, der Öffentlichkeit ausge-

setzt, durch die Konfrontation mit Bürgern und gesellschaftlichen Richtern und

seiner privaten sowie beruflichen Umgebung. Im Vergleich dazu traten in der

BRD Richter und Bewährungshelfer dem jugendlichen Täter als Einzelpersonen

gegenüber.

Der Grundsatz der gesamtgesellschaftlichen Erziehung, wie er in der DDR ge-

handhabt wurde, widerspricht dem derzeitigen Rechtsverständnis in der

BRD.493 Eine staatliche oder gesellschaftliche Einflussnahme auf die Persön-

492 siehe auch: Mitsch, W., Das Jugendstrafrecht der DDR und der Bundesrepublik Deutschland
in: Rechtswissenschaft der DDR, 1995, S. 130
493 Mitsch, W., Das Jugendstrafrecht der DDR und der Bundesrepublik Deutschland in:
Rechtswissenschaft der DDR, 1995, S. 130
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lichkeitsentwicklung der Erwachsenen, in Form der Vermittlung von Werten und

Einstellungen, findet nur in ganz geringem Umfang statt.494

Ein staatlicher Erziehungsanspruch würde gegen das Verbot der zwangsweisen

staatlichen Besserung für Erwachsene verstoßen.495

In der derzeitigen kriminalpolitischen Diskussion wird mitunter eine Vereinheitli-

chung des Strafrechts gefordert.496 Dabei wird aber eher eine Reduzierung bis-

hin zu einer Streichung des Erziehungsgedankens gefordert, statt einer Erwei-

terung auch auf Erwachsene befürwortet. Hier ginge es um das Zusammenfü-

gen sinnvoller Elemente beider Sanktionsordnungen zu einem verbesserten

System. Dabei gäbe es zu beachten, dass der Erziehungsgedanke kein

überzeugendes eigenständiges Strafziel sei.497 Die Institution der Jugendhilfe

und das Jugendstrafrecht sollten getrennt werden, um so das Erziehungsziel

als Grundlage aus dem Jugendstrafrecht zu entfernen.498

Die „Erziehung“ des Straftäters mit einer verhängten Maßnahme, aufgrund des

Segmentwissens des Richters, wäre nicht geeignet, die eigentlichen Ursachen

der Kriminalität zu bekämpfen.499

Zudem würde die Berücksichtigung des Erziehungsgedankens im Jugendstraf-

recht immer wieder zu einer strafrechtlichen Schlechterstellung der Jugendli-

chen im Vergleich zu den Erwachsenen führen.500 Dies sei insbesondere in Be-

zug auf Art. 3 GG (BRD) bedenklich.501 Dabei wird z.B. die Einstellung des Ver-

fahrens gem. § 45 III JGG genannt.502 Danach kann der Jugendrichter nur nach

einem Geständnis des Jugendlichen das Verfahren einstellen. Im allgemeinen

Strafrecht kann das Verfahren auch eingestellt werden, wenn der Erwachsene

nicht gesteht, aber bereit ist, eine Geldbuße zu zahlen. Somit sei dem Grund-

494 Speck, J., Die Rechtsstellung des Beschuldigten im Strafverfahren der DDR, Freiburg, 1990,
S. 444
495 BVerfGE 22, S. 219 f., Albrecht, P.-A., Jugendstrafrecht, 2000, S. 111,
496 Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Jugendstrafrechts, NStZ 2006, S. 67
497 in diesem Punkt zustimmend auch: Albrecht, H.-J., Ist das deutsche Jugendstrafrecht noch
zeitgemäß?, NJW Beilage 2002, S. 32
498 ders. S. 30
499 Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Jugendstrafrechts, NStZ 2006, S. 67
500 Albrecht, P.-A., Jugendstrafrecht, 2000, S. 82+ 83; Burscheid, U. Das Verbot der Schlecht-
erstellung Jugendlicher und Heranwachsender gegenüber Erwachsenen in vergleichbarer Ver-
fahrenslage, 2000, S. 24
501 schon Nothacker, G., Anwendungsprinzipien des Jugendstrafrechts, ZfJ 1985, S. 111
502 Eisenberg, U., Jugendgerichtsgesetz, 12. Aufl., 2007, § 45 Rdnr. 9, 24
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satz des Vorrangs des Erziehungsgedankens schon aus rechtsstaatlichen

Gründen eine Absage zu erteilen.

Zudem biete ein einheitliches Sanktionensystem mehr Transparenz und die

Chance, dass sowohl die Öffentlichkeit als auch der Täter selbst die Reaktion

des Staates auch als Strafe wahrnimmt. Um dem Entwicklungsstadium der Ju-

gend gerecht zu werden, wird eine jeweilige pauschale Halbierung der Straf-

rahmen des StGB vorgeschlagen.503

Gegen diese Vorschläge führen die Stimmen derjenigen, die sich für die Beibe-

haltung des Erziehungsgedankens aussprechen, an, das Jugendstrafverfahren

müsse das Aufeinandertreffen von in der Entwicklungsphase befindlichen Cha-

rakteren, dem gesellschaftlichen Schutzinteresse –insbesondere bei schweren

Gewaltdelikten- und dem Ziel der Förderung der Integration junger straffälliger

Menschen bestmöglich auflösen.504 Es müsse die Aufgabe des Jugendstraf-

rechts sein, sowohl die Fälle einer nur episodenhaften Bagatellkriminalität als

auch schwere Verbrechen erfassen zu können. Dem könne jedoch nur durch

die Beachtung des Erziehungsgedankens angemessen Rechnung getragen

werden.505 Dieser ermögliche einen möglichst flexiblen Katalog unterschied-

lichster Sanktionen, um auf die Bandbreite der Jugendkriminalität reagieren zu

können.506 Nur durch die spezialpräventiven Anstrengungen könne es gelingen,

junge Menschen zu künftigem Legalverhalten zu erziehen und sie widerstands-

fähiger gegen die Versuchung der Kriminalität zu machen.507 Der Strafprozess

könne zwar etwaige Erziehungsdefizite nicht wettmachen, er könne jedoch die

Verantwortlichkeit für das eigene Tun und Fremdschädigungen aufzeigen.508

Auch die oben aufgeführten verfassungsrechtlichen Bedenken in Bezug auf Art.

3 GG (BRD) gingen fehl. Aus der Eigenständigkeit des Jugendstrafverfahrens

folge, dass es einen Grundsatz, wonach ein Jugendlicher in vergleichbarer Ver-

503 Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Jugendstrafrechts, NStZ 2006, S. 69
504 so auch: Ludwig, H., Thesen des Referats vom 64. Juristentag 2002
505 so auch: Ostendorf, H., Gegen die Abschaffung des Jugendstrafrechts oder seine Essentia-
lia, NStZ 2006, S. 322; Ludwig, H., Thesen des Referats vom 64. Juristentag 2002
506 vgl. Heinz, W., Stellungnahme zur aktuellen Diskussion um eine Verschärfung des Jugend-
strafrechts
507 So auch: Landau, H., Thesen des Referats vom 64. Juristentag 2002
508 Ostendorf, H., Gegen die Abschaffung des Jugendstrafrechts oder seine Essentialia, NStZ
2006, S. 323
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fahrenslage nicht schlechter gestellt werden darf als ein Erwachsener, nicht ge-

be.509 Das Vorgehen gegen Jugendliche und Heranwachsende sei den speziel-

len Vorschriften gegen Jugendliche und dem Grundgedanken des JGG zu ent-

nehmen und nicht einem Vergleich mit Erwachsenen. Zudem sei zu beachten,

dass es sich bei einer unterschiedlichen Behandlung von Jugendlichen und Er-

wachsenen um unterschiedliche Sachverhalte handele. Der Gesetzgeber habe

die zwei Rechtsordnungen bewusst nicht nach dem „besser…schlechter“ Prin-

zip, sondern nach erzieherischen Vorstellungen organisiert.510

Im derzeitigen Jugendgerichtsgesetz herrsche ein Kompromiss von Erziehung

und Strafe, der dem verfassungsrechtlichen Legitimationsdruck standhalte.511

Eigene Stellungnahme

Dieser Argumentation ist beizustimmen. Die Effizienz des Jugendstrafrechts

geht ohne die Vielzahl der erzieherischen Mittel des JGG verloren. Das Potenti-

al des Erziehungsgedankens, eine persönlichkeitsadäquate und schädliche

Folgen für den Jugendlichen vermeidende Reaktion zu ermöglichen, ist bedeu-

tend. Es ist nicht erkennbar, dass ein Jugendkriminalrecht, das an Generalprä-

vention und Schuldausgleich orientiert ist, dem Jugendstrafrecht mit dem Leit-

faden des Erziehungsgedankens überlegen ist. Aufgrund dessen ist die Beibe-

haltung eines eigenen Jugendgerichtsgesetzes mit dem Erziehungsgedanken

als Grundsatz unabdingbar.

Die geforderte Streichung des Erziehungsgedankens und somit die Verschär-

fung im Jugendstrafrecht stellt mithin das strittigste Thema dar, wenn um mögli-

che Reformen im deutschen Jugendstrafrecht diskutiert wird.

509 Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 194; so auch: Miehe, O., Entwick-
lungstendenzen im Jugendstrafrecht in Dölling, D.(Hrsg.), Das Jugendstrafrecht an der Wende
zum 21. Jahrhundert, 2001, S. 157 f.
510 Brunner, R./Dölling, D., Jugendgerichtsgesetz, 2002, Einf II, Rdnr. 26 a; Anders in Bur-
scheid, U., Das Verbot der Schlechterstellung Jugendlicher und Heranwachsender gegenüber
Erwachsenen in vergleichbarer Verfahrenslage, 2000, S.169 Nach ihm existiert eine Schlecht-
erstellung, welche jedoch unbedenklich ist, soweit die nachteiligen Folgen auf nachvollziehba-
ren jugendspezifischen Gründen beruhen und im Verhältnis zum Zweck der Resozialisierung
angemessen sind,
511 Burscheid, U., Das Verbot der Schlechterstellung Jugendlicher und Heranwachsender ge-
genüber Erwachsenen in vergleichbarer Verfahrenslage, 2000, S.169
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In der DDR schien dieses Thema klar und unbestritten, da die gesamtgesell-

schaftliche Erziehung in Art. 2 StGB (DDR) als Grundlage des sozialistischen

Strafrechts beschrieben wurde.512

Es stellt sich bei Betrachtung der Normen des StGB (DDR) und der StPO

(DDR) jedoch die Frage, inwiefern der Erziehungsgedanke dort tatsächlich ver-

wirklicht wurde bzw. wie der Vergeltungsgedanke Einfluss auf das Jugendstraf-

recht der DDR gehabt hat. Insbesondere aus dem historischen Blickwinkel er-

scheint diese Frage interessant, da im JGG 1952 der Erziehungsgedanke, der

ursprünglich mal als Grundsatz des JGG vorgesehen war, durch die politisch-

ideologischen Grundsätze der DDR verdrängt wurde.513 Dort stand nicht die

Person des jugendlichen Straftäters im Vordergrund, sondern die staatliche

Ordnung.514

Durch die Reform 1968 sollte die Täterpersönlichkeit des Jugendlichen wieder

stärker berücksichtigt und somit die Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat in den

Hintergrund gedrängt werden.515 Ob dieses Vorhaben jedoch in den Bestim-

mungen des StGB (DDR) und der StPO (DDR) verwirklicht wurde, ist anzuzwei-

feln.

So war in der DDR die Verhandlung gegen Jugendliche stets öffentlich. Der

Richter hatte nach § 211 StPO (DDR) zwar die Möglichkeit, bei befürchteten

Nachteilen für die Erziehung des Jugendlichen, die Öffentlichkeit auszuschlie-

ßen, was jedoch nicht zwingend war und somit im Ermessen des Richters

stand. Mit dem Grundsatz der Öffentlichkeit waren Bloßstellungen und Stigma-

tisierungen für den jugendlichen Straftäter unvermeidbar. Das allgemeine Inte-

resse der Bevölkerung und die Wirkung des Verfahrens nach außen hatten eine

512 vgl. bereits oben zu Anfang des Abschnittes
513 Plath, J., Das Jugendgerichtsgesetz der DDR von 1952 – Eine darstellende und verglei-
chende Untersuchung, 2005, S.189
514 vgl. Ausführungen zu dem Jugendgerichtsgesetz 1952- 1968 1. Kap. III 1., Plath, J. Das Ju-
gendgerichtsgesetz der DDR von 1952 – Eine darstellende und vergleichende Untersuchung,
Hamburg 2005, S.152
515 Schmidt, H.-T., Das Jugendstrafrecht in der DDR in: Lange, R./ Meissner, B./ Pleyer, K.,
Probleme des DDR- Rechts, S. 163
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größere Bedeutung als die erzieherische Wirksamkeit des Verfahrens für den

Jugendlichen.

Ebenso räumt § 50 StGB (DDR) der allgemeinen Generalprävention den Vor-

rang vor dem Erziehungsgedanken ein. Danach bestand die Möglichkeit, eine

öffentliche Bekanntmachung der Verurteilung anzuordnen. Diese Zusatzstra-

fe516 konnte auch gegen Jugendliche ausgesprochen werden. Die Stigmatisie-

rungswirkung, die von der öffentlichen Bekanntgabe einer Verurteilung ausgeht

ist enorm.517 Die Bekanntmachung diente dazu, die Bevölkerung abzuschre-

cken, um der weiteren Begehung von Rechtsgutverletzungen vorzubeugen und

Entrüstung hervorzurufen. Diese Maßnahme erschwert oder verhindert sogar

einen Erziehungserfolg beim Jugendlichen.

In diesen Bestimmungen zeigt sich, dass auch nach der Reform die Person des

Jugendlichen teilweise in den Hintergrund gedrängt wurde.518

Daneben hat sich jedoch im Zuge der Reform ein verändertes Bild des Erzie-

hungsgedankens herausgebildet. Es wurde zwar weiterhin betont, dass die Er-

ziehung zum sozialistischen Bürger und zu sozialistischer Staatsdisziplin ein

wichtiger Bestandteil der sozialistischen Erziehung sei519, jedoch wurden auch

andere Faktoren berücksichtigt. Die Einschätzung der Persönlichkeit des Ju-

gendlichen war eine notwendige Voraussetzung der sozialistischen Rechtspfle-

ge geworden.520 Durch die Beachtung der entwicklungsbedingten Besonderhei-

ten des Jugendlichen nach § 65 III StGB (DDR) wurden die Persönlichkeit des

Jugendlichen und seine individuellen Erziehungsverhältnisse verstärkt in das

Verfahren einbezogen. Der Eigenheit der Persönlichkeit des Jugendlichen in

516 vgl. zu den möglichen Zusatzstrafen bei Jugendlichen 2. Kap. II 2. e)
517 vgl. auch: Mitsch, W., Das Jugendstrafrecht der DDR und der Bundesrepublik Deutschland
in: Rechtswissenschaft der DDR, 1995, S. 131
518 vgl. dazu auch: Plath, J., Das Jugendgerichtsgesetz der DDR von 1952 – Eine darstellende
und vergleichende Untersuchung, 2005, S.185
519 vgl. Reuter, L./ Weidmann, H., Durchsetzung der sozialistischen Jugendpolitik- gemeinsa-
mes Anliegen der Freien Deutschen Jugend und der Rechtspflegeorgane, NJ 1971 S. 507 oder
Materialien zu den Schwerpunkten der Rechtserläuterung, Durchsetzung der gesetzlichen Be-
stimmungen zur Förderung und zum Schutz der Jugend, Beilage zu NJ 1975 Heft 17 S.I
520 Goldenbaum, K., Die komplexe Einschätzung der Persönlichkeit und der Erziehungsverhält-
nisse jugendlicher Beschuldigter, NJ 1970, S. 484
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seinem konkreten Arbeits- und Lebensumfeld wurde durch erzieherische Ein-

wirkung im Verfahren Rechnung getragen.521

Dies entsprach dem Prinzip der Individualisierung der strafrechtlichen Verant-

wortlichkeit, welches im StGB (DDR) 1968 verankert war.

Darüber hinaus gehörten die soziale Integration der Jugendlichen in die Gesell-

schaft und die Übertragung von Verantwortung auf die Jugendlichen zum Er-

ziehungsziel im Strafverfahren gegen Jugendliche. Ihnen sollte bewusst ge-

macht werden, dass sie selbst hohe Verantwortung für ihre Entwicklung zur so-

zialistischen Persönlichkeit haben.522

Insofern bleibt festzuhalten, dass die durch die Reform angestrebte verstärkte

Berücksichtigung der Persönlichkeit des Täters in großen Teilen verwirklicht

wurde. Der Erziehungsgedanke hat, im Vergleich zum JGG 1952, seinen Ein-

fluss in die jugendstrafrechtlichen Normen der DDR gefunden. Es stand nicht

mehr im Vordergrund, das Bild eines möglichst kriminalitätsarmen, sozialisti-

schen Staats für die Außenwelt zu schaffen. Die umfassende Würdigung der

Persönlichkeit des Jugendlichen war nun bedeutend geworden. Dadurch sollte

eine wirksame erzieherische Einwirkung geleistet werden.

Dennoch zeigen die eben aufgeführten Faktoren, insbesondere die besproche-

nen Normen, dass die Person des straffällig gewordenen Jugendlichen sowie

bewährte pädagogische Grundsätze zum Teil noch hinter der Wahrung sozialis-

tischer Grundsätze zurückstecken mussten. Obwohl das StGB (DDR) und die

STPO (DDR) selbst die Vorgabe machten, der Persönlichkeit des jugendlichen

Täters eine besondere Bedeutung beizumessen, fand auch der Zweck der Ge-

neralprävention Einfluss in das Jugendstrafrecht. Die generelle Einbeziehung

der Gesellschaft in das jugendstrafrechtliche Verfahren widerspricht einem per-

sönlichkeitsorientierten Verfahren und bringt Stigmatisierungen des Jugendli-

chen mit sich. Diese Tatsache wurde ohne kritische Diskussion, inwiefern eine

solche Einbeziehung auch im Jugendstrafverfahren sinnvoll sei, hingenommen.

521 Buchholz, I., Zum Erziehungsgedanken im Strafverfahren gegen jugendliche Straftäter unter
besonderer Berücksichtigung der Familien- und sonstigen Erziehungsverhältnisse in: Szewc-
zyk, H., Der fehlentwickelte Jugendliche und seine Kriminalität, 1982, S. 273
522 siehe zum Erziehungsziel Grundsätze des Jugendstrafrechts
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Die Beteiligung der gesellschaftlichen Kräfte am Erziehungsprozess der Ju-

gendlichen galt sogar als ein entscheidender Faktor zur Umerziehung und Bes-

serung.

Diese Elemente standen den ansonsten fortschrittlichen Ideen des Jugendstraf-

rechts nach der Reform 1968 entgegen.

Um eine bessere Gegenüberstellung der beiden Rechtssysteme im Bereich der

Rechtsfolgen vornehmen zu können, werden im Nachfolgenden zuerst die am-

bulanten Rechtsfolgen der Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel dargestellt.

Daran anschließend wird das Zuchtmittel des Jugendarrests und die Jugend-

strafe erläutert

2. Ambulante Rechtsfolgen

Die ambulanten Rechtsfolgen sind in den Kategorien der Erziehungsmaßregeln

und Zuchtmittel zu finden.

Zu den Erziehungsmaßregeln gehören Weisungen und die Erziehungshilfe (§ 9-

12 JGG). Diese sind aus Anlass der Straftat anzuwenden. Ihr Zweck ist nicht

die Ahndung der Tat, sondern die Erziehung des Täters zu rechtschaffenem

Verhalten.523 Als Voraussetzung muss die Straftat Symptom einer Erziehungs-

bedürftigkeit sein und der Jugendliche sich als erziehungsfähig erweisen.524

Die in § 10 JGG aufgeführten Weisungen haben nur beispielhaften Charakter.

Dem Richter soll ermöglicht werden, die für den jeweiligen Fall angemessene

Weisung zu finden. Die rechtlichen Grenzen bei ihrer Ausgestaltung sind die

Grundrechte und die oben bereits aufgeführten allgemeinen Voraussetzungen

der Erziehungsmaßregeln.525 Die Weisung eine Arbeitsleistung, wie z.B. Hilfs-

dienste in einem Krankenhaus oder Altenheim zu erbringen, wird von den Ge-

richten am häufigsten ausgesprochen.526

523 Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 104
524 Brunner, R./Dölling, D., Jugendgerichtsgesetz, 2002, § 9, Rdnr. 3
525 vgl. Eisenberg, U., Jugendgerichtsgesetz, 2007, § 10, Rdnr. 2 ff.
526 ders. § 10, Rdnr. 21; Krit. zur vielfachen Verhängung der „Sozialstunden“ Boers, K. Kom-
mentar in „Monitor“ (WDR): Sozialstunden und Jugendarrest: Der Staat gegen aufmüpfige Kin-
der
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Die Erziehungshilfe kann in Form von Heimerziehung oder Erziehungsbei-

standschaft erfolgen (§ 12 JGG).

Unter die ambulanten Rechtsfolgen der Zuchtmittel fallen die Verwarnung und

die Auflagen (§ 13- 15 JGG). Sie werden zur Ahndung der Straftat bei denjeni-

gen Jugendlichen eingesetzt, die keine erheblichen Erziehungsdefizite aufwei-

sen. Werden Erziehungsmängel erkennbar und beruht die Tat auf ihnen, sind

Zuchtmittel ungeeignet.527 Sie dienen der individuellen Abschreckung und sol-

len dem Straftäter das Unrecht seiner Tat bewusst machen.528 Die Zuchtmittel

sind nicht auf eine Dauerwirkung angelegt, sondern sollen, ohne das Leben in

der Schule oder im Beruf negativ zu beeinflussen, dem Jugendlichen aufzeigen,

dass er für sein Verhalten einzustehen hat.529

Die Verwarnung nach § 14 JGG ist die förmliche Zurechtweisung des Täters

durch den Richter.530

Durch Auferlegen der Auflagen nach § 15 JGG soll dem Täter, durch eine vom

ihm zu erbringende Leistung, sein Unrecht und die daraus erwachsenen Folgen

deutlich gemacht werden. Im Gegensatz zu den Weisungen wird gerade keine

Regelung der Lebensführung angestrebt, sondern eine Genugtuung des Ver-

letzten und der Rechtsgemeinschaft für das begangene Unrecht erwartet.531

In dem Rechtssystem der DDR existierte keine vergleichbare Aufteilung in

Rechtsfolgen wie die der Erziehungsmaßregeln und Zuchtmitteln. Es gab als

ambulante Maßnahmen die Auferlegung besonderer Pflichten und die Strafen

ohne Freiheitsentzug, wozu die Verurteilung auf Bewährung, die Geldstrafe und

der öffentliche Tadel gehörten.532

Innerhalb dieser Maßnahmen gab es keine konkrete Zuordnung, welche bei Er-

ziehungsbedürftigen ausgesprochen werden sollten und welche nur als Ahn-

dung gedacht waren. Jedoch sollten die entwicklungsbedingten Besonderheiten

527 Brunner, R./Dölling, D., Jugendgerichtsgesetz, 2002, § 5, Rdnr. 5
528 Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 134
529 Eisenberg, U., Jugendgerichtsgesetz, 2007, § 13 Rdnr. 9
530 ders. § 14, Rdnr. 2
531 Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 137
532 ausführliche Darstellung der Rechtsfolgen siehe 2. Kap.
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stets berücksichtigt werden, was somit auch die Einbeziehung der persönlichen

Voraussetzungen der Jugendlichen zur Folge hatte.533

In der derzeitigen kriminalpolitischen Diskussion ist die Trennung von Erzie-

hungsmaßregeln und Zuchtmitteln im Jugendstrafrecht ein bedeutsames The-

ma.

Es wird immer wieder verlangt, diese Trennung aufzugeben.534 Die derzeitige

Ordnung der Rechtsfolgen sei unbegründet und habe sich als nicht hilfreich er-

wiesen. Die Unterteilung wird als gekünstelt angesehen.535 In den Kategorien

der Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel sei keine nachvollziehbare Stufenfol-

ge von milderen zu schärferen Maßnahmen erkennbar.

Die Formulierung des § 5 II JGG spiegele eine Subsidiarität der Erziehungs-

maßregeln wieder. Allein die Betrachtung des Zuchtmittels der Verwarnung zei-

ge, dass hier eine Rangordnung nicht vorliegen könne. Sie ist eine wesentlich

weniger eingriffsintensive Rechtsfolge als die Weisung, Arbeitsleistungen zu

erbringen.536

Die ambulanten Maßnahmen sollen in einem einheitlichen Katalog zusammen-

gefasst und dort der Eingriffsintensität nach abgestuft werden.537 Die Bandbrei-

te der Reaktionsmöglichkeiten gehe durch die Zusammenlegung nicht verloren.

Lediglich das ohnehin nicht wünschenswerte Ergebnis, dass sich die Erzie-

hungsmaßregeln auf Erziehungsbedürftige und Zuchtmittel auf Unrechtsahn-

dungen beziehen sollen, bliebe aus.538

Gegen diese Auffassung wird angeführt, dass auf eine gewisse Strukturierung

der Sanktionen nicht verzichtet werden könne.539 Zudem habe die Unterschei-

dung auch eine gewisse Orientierungsfunktion für die richterliche Sanktionsfin-

533 Vgl. 2. Kap. II 2. c)
534 Albrecht, H.-J., Ist das deutsche Jugendstrafrecht noch zeitgemäß?, NJW Beilage 2002, S.
32; Kornprobst, H., Ist das deutsche Jugendstrafrecht noch zeitgemäß?, JR 2002, S. 310; Ab-
schlussbericht der Kommissionsberatungen der 2. Jugendstrafrechtsreform- Kommission der
DVJJ, DVJJ- Extra Nr. 5 (2002), S. 61
535 Goerdeler, J/Sonnen, B.-R., Das jugendstrafrechtliche Rechtsfolgensystem in der Reform,
ZRP 2002, S. 348
536 Abschlussbericht der Kommissionsberatungen der 2. Jugendstrafrechtsreform- Kommission
der DVJJ, DVJJ- Extra Nr. 5 (2002), S. 61
537 Albrecht, H.J., Ist das deutsche Jugendstrafrecht noch zeitgemäß?, Gutachten D zum 64.
Deutschen Juristentag, Berlin 2002, S. D144
538 Hotter, I./ Albrecht, H.J., Jüngste Vorschläge zu Reformen im Bereich des Jugendstraf-
rechts- ein Überblick, RdJB 2003, S. 294
539 Schöch, H., Ist das Jugendstrafrecht noch zeitgemäß?, RdJB 2003, S. 304



114

dung.540 Diese werde durch die bereits vom Gesetz vorgegebene Unterteilung

in Maßnahmen mit längerfristiger erzieherischer Einwirkung und solchen mit

Appell- und Denkzettelfunktion erreicht.541

Eigene Stellungnahme

Dem ist jedoch nicht zuzustimmen. Ein Katalog von ambulanten Rechtsfolgen

ohne eine Unterteilung in Erziehungsmaßregel und Zuchtmittel ist erstrebens-

wert. Unter diesem Gesichtspunkt kann das ambulante Rechtsfolgensystem der

DDR als Denkanstoß dienen. Das gleichrangige Nebeneinander der ambulan-

ten Maßnahmen verhindert die oftmals widersprüchliche und wenig hilfreiche

Differenzierung der jugendlichen Straftäter anhand ihrer Erziehungsbedürftig-

keit. Zudem würde auch der Begriff der „Zuchtmittel“ vermieden werden. Dieser

entstammt dem JGG 1943 und beinhaltet ein veraltetes Verständnis von „stra-

fen“ („züchtigen“). Bereits zum Zeitpunkt der Widervereinigung wurde aus die-

sem Grund der Begriff „Zuchtmittel“ für die neuen Bundesländer nicht über-

nommen.

Die derzeitige Unterteilung ist insbesondere in der Praxis schwer durchzuhal-

ten. Am Beispiel der Auferlegung von Arbeitsleistungen wird die erschwerte Ab-

grenzung von Erziehungsmaßregeln und Zuchtmitteln bewusst. Sie kann gem.

§ 10 I Nr. 4 JGG sowohl als Weisung, als auch nach § 15 I Nr. 3 JGG als Aufla-

ge angeordnet werden. Dies widerspricht dem Sinn der unterschiedlichen Ziel-

gruppen für Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel.

Eine Anordnung der ambulanten Rechtsfolgen mit Abstufungen entlang der Be-

deutung der Tat in Form der Tatschwere und der Tatschuld ermöglicht auch ei-

ne nachvollziehbarere Sanktion für den Jugendlichen. Durch eine neue Ord-

nung der Rechtsfolgen kann auch dem Subsidiaritätsprinzip zwischen den ein-

zelnen Sanktionen Rechnung getragen werden.

540 Dölling, D., Die Rechtsfolgen des Jugendgerichtsgesetzes in: Dölling, D.(Hrsg.), Das Ju-
gendstrafrecht an der Wende zum 21. Jahrhundert, 2001, S. 189
541 Dölling, D., Die Rechtsfolgen des Jugendgerichtsgesetzes in: Dölling, D.(Hrsg.), Das Ju-
gendstrafrecht an der Wende zum 21. Jahrhundert, 2001, S. 189
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3. Jugendarrest

Neben den ambulanten Maßnahmen der Verwarnung und der Auflagen gibt es

innerhalb der Zuchtmittel den Jugendarrest. Er soll sich, wie die anderen

Zuchtmittel auch, an „im Grund gutgeartete Jugendliche“ wenden, bei denen ein

Appell an das „Ehrgefühl“ noch Erfolg versprechend ist.542 Er kommt vor allem

in Betracht bei Verfehlungen aus typisch jugendlichem Übermut, Unachtsam-

keit, jugendlicher Trotzhaltung sowie bei jugendlicher Abenteuerlust. Dies sind

solche Verfehlungen, die sich in einer plötzlich auftretenden Situation ergeben

und die erkennen lassen, dass der Täter sonst nicht zu kriminellen Handlungen

neigt. 543

Das Gesetz kennt als Formen des Arrests den Freizeitarrest, den Kurzarrest

und den Dauerarrest. Der Freizeitarrest wird für die wöchentliche Freizeit des

Jugendlichen eingesetzt, z.B. nach der Schule oder an den Wochenenden und

soll 1-2 Freizeiten betragen. Dabei soll der Jugendliche die Einbuße seiner

Freizeit als Übel spüren, jedoch zugleich keinen Nachteil für seine schulische

oder betriebliche Ausbildung haben.

Der Kurzarrest ist die Ersatzform des Freizeitarrests, wobei zwei Tage Kurzar-

rest einer Freizeit gleichkommen (§16 III JGG). Er wird statt des Freizeitarrestes

verhängt, wenn der zusammenhängende Vollzug aus Gründen der Erziehung

zweckmäßig erscheint und weder die Ausbildung noch die Arbeit des Jugendli-

chen beeinträchtigt werden.

Der Dauerarrest wird für eine Zeit von einer bis vier Wochen ausgesprochen

und in speziellen Jugendarrestanstalten vollzogen.

Der Jugendarrest gilt als kurzfristiger Freiheitsentzug mit sühnendem und er-

zieherischem Charakter, jedoch nicht als Strafe. Er wird auch nicht in das Er-

ziehungsregister eingetragen.

Im Rechtssystem der DDR gab es als vergleichbare Rechtsfolge die der Ju-

gendhaft.544 Sie wurde auch als kurze freiheitsentziehende Maßnahme von bis

zu drei Monaten ausgesprochen. Sie richtete sich ebenso an Jugendliche, bei

542 Eisenberg, U., Jugendgerichtsgesetz, 2007, § 13 Rdnr.12
543 Ostendorf, H. Jugendgerichtsgesetz, 2007, § 16 Rdnr. 2
544 siehe 2. Kap. II d) aa)
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denen eine kurzfristige Disziplinierungsmaßnahme auch für die Zukunft Erfolg

versprach.

Aufgrund der Ähnlichkeit wurde mit dem Einigungsvertrag im Jahre 1990 die bis

dorthin in der DDR ausgesprochene Jugendhaft für die Anwendung des JGG

dem Jugendarrest gleichgestellt.545

4. Jugendstrafe

Die Jugendstrafe ist die einzige Strafe im Rechtssinn unter den Sanktionen im

JGG (§§ 17- 18 JGG). Sie ist gegenüber der Freiheitsstrafe des allgemeinen

Strafrechts eigenständig und unterscheidet sich so wesentlich von ihr, dass sie

als Sonderstrafe mit dem Überwiegen der präventiven Erziehung gegenüber

der Rechtsbewährungsfunktion bezeichnet werden kann.546 Ihrer Funktion als

echte Kriminalstrafe wird sie jedoch insofern gerecht, als sie ein gewolltes, dem

Täter als Vergeltung schuldhaften Unrechts zugefügtes Übel darstellt und als

solches auch vom Jugendlichen selbst wie von der Allgemeinheit empfunden

werden soll.547

Nach § 17 II JGG kann eine Jugendstrafe verhängt werden, wenn wegen einer

in der Tat hervorgetretenen schädlichen Neigung, Erziehungsmaßregeln und

Zuchtmittel nicht ausreichen oder wenn sie wegen der Schwere der Schuld er-

forderlich ist.

Der Begriff der „schädlichen Neigungen“�wird dahingehend interpretiert, dass es

sich um erhebliche anlagebedingte oder durch unzulängliche Erziehung oder

Umwelteinflüsse bedingte Charaktermängel handelt, die ohne längere Gesamt-

erziehung die wiederholte Begehung nicht unerheblicher Straftaten in sich ber-

gen.548 Diese müssen gem. § 17 I 1. Alt JGG in der abzuurteilenden Tat hervor-

getreten sein. Maßgebend für die Beurteilung ist zunächst der Zeitpunkt der

Tat. Sind die schädlichen Neigungen jedoch zum Zeitpunkt des Urteils wegge-

545 vgl. Ausführungen zu Einigungsvertrag im 4. Kap. Exkurs
546 so die h.M., BGHst 10 S. 100, 233; Brunner, R./Dölling, D., Jugendgerichtsgesetz, 11. Aufl.,
2002, § 17 Rdnr. 1
547 BGHst 10, S. 233 f.; Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 151
548 BGH NStZ 2002, S. 89
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fallen, ist eine Jugendstrafe nicht mehr zulässig, da sie dann nicht mehr erfor-

derlich ist.549

Der Begriff der „Neigungen“ soll Konflikts- Not- und Gelegenheitskriminalität

ausschließen. Als „schädlich“ wird die Neigung eines Jugendlichen dann ange-

sehen, wenn die durch ihn der Gemeinschaft drohenden Gefahren von einigem

Gewicht sind.550 Die persönlichkeitsbezogene Rückfallgefahr muss sich also auf

erhebliche Straftaten beziehen, d.h. bei Bagatellkriminalität wie z.B. einfacher

Diebstahl, Hausfriedensbruch oder Fahren ohne Fahrerlaubnis scheidet eine

Jugendstrafe bereits in diesem Prüfungsstadium als mögliche Reaktion aus.551

Die schädlichen Neigungen brauchen aber nicht selbst verschuldet sein, sie

können auf ererbter Anlage, Erziehungsfehlern oder sonstigen Umwelteinflüs-

sen beruhen.552

Die Schwere der Schuld ermisst sich aus der Form der Schuld und dem Grad

der Schuldfähigkeit in Bezug auf das Tatgeschehen.553 Dabei ist, abweichend

zum allgemeinen Strafrecht, das Schwergewicht mehr auf die in der Persönlich-

keit des Täters begründete Beziehungen zu seiner Tat, als auf deren äußere

Schwere zu legen.554 Die Verurteilung zu einer Jugendstrafe wegen der Schwe-

re der Schuld darf keine „reine Schuldstrafe“ sein.555 Zu beachten bleibt jedoch,

dass bei Straftaten mit einem sehr hohen Schuldgehalt (wie z.B. bei Kapitalde-

likten) auch bei Jugendlichen eine echte Kriminalstrafe unerlässlich ist, welche

notwendigerweise mit dem Gedanken auf Vergeltung für begangenes Unrecht

und dem Sühnezweck einhergeht.556 Eine unterschiedlich starke Berücksichti-

gung des Erziehungsgedankens ist bei § 17 II 2.Alt JGG geboten.557

549 Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 155
550 Bald, S., Jugendstrafe wegen schädlicher Neigungen, 1995, S. 23
551 Bald, S., Jugendstrafe wegen schädlicher Neigungen, 1995, S. 23; Ostendorf, H., Jugendge-
richtsgesetz, 2007, § 17 Rdnr. 3
552 Brunner, R./Dölling, D., Jugendgerichtsgesetz, 2002, § 17 Rdnr. 12
553 Eisenberg, U., Jugendgerichtsgesetz, 2007, § 17 Rdnr.29
554 BGH 15, S. 224; so auch in: Brunner, R./Dölling, D., Jugendgerichtsgesetz, 2002, § 17 Rdnr.
14
555 Eisenberg, U., Jugendgerichtsgesetz, 2007, § 17 Rdnr.34
556 Böhm, A./ Feuerhelm, W., Einführung in das Jugendstrafrecht, 2004, S. 225; Schaffstein, F./
Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 157; Brunner, R./Dölling, D., Jugendgerichtsgesetz,
2002, § 17 Rdnr. 14a; BGH, StV 1998, S.336
557 Böhm, A., Aus der neueren Rechtsprechung zum Jugendstrafrecht, NStZ 1984. S. 445
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Die Jugendstrafe kann für die Dauer von 6 Monaten bis zu 5 Jahren, in Aus-

nahmefällen maximal für 10 Jahre, ausgesprochen werden (§ 18 I JGG).

Die Jugendstrafe kann nach §§ 21- 26a JGG zur Bewährung ausgesetzt wer-

den. Daneben kann auch die Verhängung der Jugendstrafe zur Bewährung

ausgesetzt werden (§ 27- 30 JGG).

Im Rechtssystem der DDR war eine Jugendstrafe gar nicht zu finden. Die Frei-

heitsstrafe des allgemeinen Strafrechts wurde, wie bereits oben erläutert,558 mit

einigen Einschränkungen auch gegenüber Jugendlichen verhängt. So wurden

entwicklungsbedingte Besonderheiten des Jugendlichen ins Verhältnis zu den

objektiven und subjektiven Umständen der Tat gesetzt. Diese konnten jedoch in

den Fällen, in denen die Tatschwere erheblich war, lediglich zu einer geringeren

Freiheitsstrafe und nicht zu einer Strafe ohne Freiheitsentzug führen. Sonst

wurden die Bestimmungen der Freiheitsstrafe, insbesondere auch der Straf-

rahmen von 6 Monaten bis zu 15 Jahren, bei Jugendlichen angewendet. 559

Eine Anwendung der Regeln der Freiheitsstrafe des allgemeinen Strafrechts auf

Jugendliche steht in unserem derzeitigen Rechtssystem nicht zur Diskussion

und kommt auch nicht in Betracht. Es stellt sich jedoch die Frage, ob die Vor-

aussetzungen, anhand derer eine Jugendstrafe verhängt werden kann, dahin-

gehend überdacht werden sollten, dass der ausschlaggebende Punkt der Ver-

urteilung die Tatschwere und nicht die Person des Jugendlichen ist.

Die immer wiederkehrende Forderung in der derzeitigen Kriminalpolitik besteht

darin, die Jugendstrafe wegen „schädlicher Neigungen“ zu streichen, so dass

nur noch das Kriterium der Schwere der Schuld existiert.560

Die Befürworter gehen soweit, dass sie die Bestimmtheit und Begrenzbarkeit

der Voraussetzung der „schädlichen Neigungen“ hinsichtlich rechtsstaatlicher

558 siehe oben bei den Ausführungen zur Freiheitsstrafe 2. Kap. II 2. d) bb)
559 siehe oben bei den Ausführungen zur Freiheitsstrafe 2. Kap. II 2. d) bb)
560 so Abschlussbericht der Kommissionsberatungen der 2. Jugendstrafrechtsreform- Kommis-
sion der DVJJ, 2002, DVJJ- Extra Nr. 5 (2002), S. 87; Albrecht, P.-A., Jugendstrafrecht, 2000,
S. 246; Ostendorf, H., Jugendgerichtsgesetz, 2007, Grdl. zu §§ 17, 18 Rdnr. 6; Albrecht, H.-J.,
Ist das deutsche Jugendstrafrecht noch zeitgemäß?, NJW Beilage 2002, S. 32;
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Anforderungen stark anzweifeln.561 Der Versuch, das Merkmal der „schädlichen

Neigungen“ zu definieren, erfolge in der Literatur meist nur über Beispielsfälle,

was zur Rechtfertigung einer scharfen Strafe äußerst problematisch sei.562 Der

Begriff sei inhaltlich disponibel und geeignet, den Jugendlichen als „Defekt- Per-

sönlichkeit“ zu stigmatisieren.563 Dies stamme noch aus der NS- Zeit, in der der

Begriff der schädlichen Neigung seinen Ursprung habe. Dort war man der

Überzeugung, die jungen Straftäter, „bei denen eine Erbanlage oder Vortaten

einen Hang zum Verbrechen erkennen lassen“, sollten ohne Rücksicht auf die

Schwere der Tat auf unbestimmte Zeit arretiert werden.564 Die damaligen Erläu-

terungen würden die maßlose Denkweise untermauern.565

Der hohe Stigmatisierungseffekt begünstige zudem eine gleichgültige Haltung

des Jugendlichen gegenüber einem scheinbar unabänderlichen, in seiner Anla-

ge begründeten Schicksal. Von einer Jugendstrafe und den daraus resultieren-

den negativen Wirkungen des Freiheitsentzuges könne keine erzieherische

Einwirkung oder gar eine „Gesamterziehung“ erwartet werden. Aus diesen

Gründen ergebe sich, dass eine Jugendstrafe nur wegen der Schwere der

Schuld zu rechtfertigen und eine dahingehende Reform anzustreben sei.566

Gegen eine völlige Abschaffung der Jugendstrafe wegen „schädlicher Neigun-

gen“ wird von anderer Seite angeführt, dass sich bei Außerachtlassung des

Merkmals der „schädlichen Neigungen“ gravierende Sanktionslücken ergeben

könnten. In der bisherigen Jugendstrafrechtspraxis machte die Jugendstrafe

wegen „schädlicher Neigungen“ 70 % aller Verurteilungen zu Jugendstrafe

aus.567 Der Stellenwert des allein verbleibenden Tatbestandes der „Schwere

der Schuld“ würde sich trotz unveränderten Wortlauts in der Praxis verändern.

561 Walter, M/Wilms,Y., Künftige Voraussetzungen für die Verhängung der Jugendstrafe: Was
kommt nach einem Wegfall der „schädlichen Neigungen“?, NstZ 2007, S. 5
562 Albrecht, P.-A., Jugendstrafrecht, 3. Aufl., 2000, S. 246; siehe auch: Walter, M/ Wilms,Y.,
Künftige Voraussetzungen für die Verhängung der Jugendstrafe: Was kommt nach einem Weg-
fall der „schädlichen Neigungen“?, NstZ 2007, S. 1
563 Eisenberg, U., Jugendgerichtsgesetz, 2007, § 17 Rdnr. 18
564 vgl. zum geschichtlichen Überblick: Bald, S., Jugendstrafe wegen schädlicher Neigungen,
1995, S. 3ff
565 Walter, M/Wilms,Y., Künftige Voraussetzungen für die Verhängung der Jugendstrafe: Was
kommt nach einem Wegfall der „schädlichen Neigungen“?, NstZ 2007, S. 2
566 Abschlussbericht der Kommissionsberatungen der 2. Jugendstrafrechtsreform- Kommission
der DVJJ, 2002, DVJJ- Extra Nr. 5 (2002), S. 87
567 Meier, B.-D./ Rössner, D./ Schöch, H., Jugendstrafrecht, 2007, S. 241
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Bei dem ersatzlosem Wegfall der „schädlichen Neigungen“ wäre absehbar,

dass der Anwendungsbereich der Jugendstrafe wegen der Schwere der Schuld

erweitert werden würde und somit eine Annäherung an die Freiheitsstrafe die

Folge wäre.568

Zudem dürfe nicht unberücksichtigt bleiben, dass die Verhängung einer Ju-

gendstrafe, auch wegen der persönlichkeitsbedingten Gefahr gravierender

Rückfälligkeit, geboten sein kann. In solchen Fällen könne die Jugendstrafe den

letzten Versuch darstellen, eine kriminelle Karriere abzuwenden.569

Eigene Stellungnahme

Obigen Ausführungen ist zum Teil zuzustimmen. Eine ersatzlose Streichung

des Merkmals ist nicht zu befürworten. Bei der Entfernung der „schädlichen

Neigungen“ aus der Rechtsfolge der Jugendstrafe entfällt das Erziehungsbe-

dürfnis als strafbegründender Umstand. Eine Jugendstrafe, die nur noch auf-

grund der Schwere der Schuld zu verhängen wäre, widerspricht dem Erzie-

hungsgedanken als einem Grundprinzip des Jugendstrafrechts. Dieser würde

seinen Einfluss in der Jugendstrafe verlieren. Mit der Streichung des Straf-

zwecks „Erziehung“ und dem Verzicht auf den Einsatz der Jugendstrafe als Er-

ziehungsinstrument geht deren qualitativer Unterschied zur Freiheitsstrafe und

damit die Existenzberechtigung als eigenständige Sanktionsart verloren. Auch

wenn erzieherische Gesichtspunkte in dem Merkmal der Schwere der Schuld

Berücksichtigung finden, ist dies nicht ausreichend, um eine erzieherische Ein-

flussnahme auch bei der Jugendstrafe zu sichern. Insbesondere in den Fällen,

in denen jugendliche Täter immer wieder Taten von Gewicht begehen und Er-

ziehungsmaßregeln und Zuchtmittel nicht ausreichen, um den Täter zu beein-

flussen, erscheint die Jugendstrafe als ultima ratio sinnvoll. Das Merkmal der

Schwere der Schuld wird diese Fälle nicht alle erfassen können, ohne dass

man den ursprünglichen Anwendungsbereich sinn- und zweckwidrig erweitert.

568 Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 159; so auch: Böhm, A./ Feuerhelm,
W., Einführung in das Jugendstrafrecht, 2004, S. 228; Dölling, D., Die Rechtsfolgen des Ju-
gendgerichtsgesetzes in: Dölling, D.(Hrsg.), Das Jugendstrafrecht an der Wende zum 21. Jahr-
hundert, 2001, S. 193; Diese Schlussfolgerung zieht auch schon Begemann, H., Zur Legitimati-
onskrise der Jugendstrafe, ZRP 1991, S. 45. Er kommt jedoch im Ergebnis trotzdem zu einer
Abschaffung der schädlichen Neigungen.
569 so: Kornprobst, H., Ist das deutsche Jugendstrafrecht noch zeitgemäß?, JR 2002, S. 311
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Insofern ist auch eine Anlehnung an die Kriterien der DDR zur Verhängung ei-

ner Freiheitsstrafe gegenüber Jugendlichen nicht empfehlenswert. Eine derarti-

ge Veränderung der Jugendstrafe würde die Person des Jugendlichen und den

Zweck der Individualprävention zu sehr in den Hintergrund drängen.570

Es ist jedoch vorzuschlagen, statt der „schädlichen Neigungen“ eine andere

Begrifflichkeit zu finden, die nicht derart zur Stigmatisierung des Verurteilten

beiträgt und nicht zu weite Interpretationsmöglichkeiten zulässt. Dies erscheint

auch vor dem historischen Ursprung des Begriffes der „schädlichen Neigung„

sinnvoll, da dieser im Nationalsozialismus verwendet wurde. So war es nicht

nur das Gesetz, das den Sanktionen ihre Bedeutung gab – und gewiss nicht le-

diglich die bloße Wortwahl. Es war vielmehr die Einbettung in ein komplexes

System an Normen und begleitenden Erlassen, die sie in einen Kontext aus I-

deologie und damit zusammenhängendem Erziehungsverständnis stellte.

Dabei erscheint eine Anlehnung an die von der Rechtssprechung verwendete

Definition überzeugend. So könnte die Voraussetzung neben der Schwere der

Schuld lauten: Eine Gefährdung oder Störung der Persönlichkeitsentwicklung

des Jugendlichen, die in der Tat hervortritt und die weitere Begehung erhebli-

cher Straftaten befürchten lässt.571

Dass auch diese Begrifflichkeit Raum für Interpretationen zulässt, steht außer

Frage. Die sprachliche Formulierung stellt jedoch im Vergleich zu dem Begriff

der schädlichen Neigungen eine eindeutige Konkretisierung dar, die verständli-

cher und bestimmter ist. Zudem sind die Betrachtung der Persönlichkeitsent-

wicklung und das Herausstellen von Unstimmigkeiten in dieser weitaus weniger

stigmatisierend als die Bestimmung von schädlichen Neigungen.

Ein gewisser Interpretationsspielraum wird sich zudem, wenn man auf die Per-

sönlichkeit des Jugendlichen eingehen möchte, nicht vermeiden lassen. Bei der

Beurteilung von Menschen und deren Persönlichkeit wird es durch die Gerichte

immer zu unterschiedlichen Auslegungen kommen. Um dies jedoch weitestge-

hend einzuschränken, sollte ausdrücklich eine besonders sorgfältige Analyse

570 vgl. die Ausführungen zu den Voraussetzungen der Freiheitsstrafe 2. Kap. II 2. d) bb)
571 so auch der Gesetzesentwurf der der Bundesländer Sachsen, Bayern, Hessen, Niedersach-
sen und Thüringen, BR-Drucks. 238/04, ebenso angedacht bei Böhm, A./ Feuerhelm, W., Ein-
führung in das Jugendstrafrecht, 2004, S. 228
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der Biographie des Angeklagten und eine Bewertung der Tat im Zusammen-

hang mit seinen Lebensverhältnissen durch das Tatgericht gefordert werden.

5. Nebenfolgen/- strafen

a) Allgemeines

Auf Nebenstrafen- und folgen des allgemeinen Strafrechts darf im Jugendstraf-

recht nur unter Beachtung des § 6 JGG erkannt werden. Danach sind die Ne-

benfolgen der Unfähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, Rechte aus öffentli-

chen Wahlen zu erlangen, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu

stimmen und die Bekanntgabe der Verurteilung im Jugendstrafverfahren unzu-

lässig.

Die übrigen Nebenfolgen- und strafen des allgemeinen Strafrechts sind auch im

verfahren gegen Jugendliche zulässig. Sie können neben Erziehungsmaßnah-

men und Zuchtmitteln ausgesprochen werden (§ 8 III JGG)

Im Jugendstrafrecht der DDR gab es ebenso die Möglichkeit neben der „Haupt-

strafe“ noch Zusatzstrafen, welche auch in ihrer Auswahl beschränkt wurden,

zu verhängen.572 Die Einschränkung der Delikte umfasste zwar andere, als sie

heute in der BRD der Fall sind, jedoch ist der Gedanke, die zusätzlichen Strafen

bzw. Folgen jugendgemäß einzuschränken, der Gleiche.

b) Fahrverbot als Nebenstrafe

Das Fahrverbot ist im derzeitigen Strafrecht gem. § 44 StGB (BRD) als Neben-

strafe zugelassen. Es kommt in Betracht, wenn die Straftat im Zusammenhang

mit dem Führen von Kraftfahrzeugen steht.

Da das Fahrverbot nicht nach § 6 JGG für das Jugendverfahren ausgeschlos-

sen ist, besteht für das Gericht die Möglichkeit, es gegen Jugendliche zu ver-

hängen.

572 siehe die Erläuterungen zu Zusatzstrafen 2. Kap. II 2e)
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Ebenso gab es in der DDR die Möglichkeit, dem jugendlichen Täter neben einer

Strafe für eine kurze Dauer die Fahrerlaubnis zu entziehen.573 Dies war jedoch

auch nur bei Straftaten zulässig, die der Täter in seiner Eigenschaft als Führer

eines Kraftfahrzeugs gemacht hat.574

Es kommt in der derzeitigen kriminalpolitischen Diskussion jedoch immer wie-

der die Forderung auf, das Fahrverbot als eigenständige Sanktion in das JGG

einzuführen.575 Dies soll unabhängig von der begangenen Straftat ausgespro-

chen werden können. Begründet wurde dies damit, dass das Fahren von Kraft-

fahrzeugen bei den Jugendlichen einen hohen Prestigewert habe und das

Fahrverbot als eigenständige Sanktion hohe und nachhaltige Wirkung entfalten

könne. Dementsprechend würde eine Untersagung des Fahrens als erhebliche

Entbehrung von Mobilität empfunden werden. Durch eine derartige Maßnahme

würde man auf die Bedingungen des heutigen Massen- Individualverkehrs ein-

gehen und angesichts des hohen Stellenwertes der Mobilität in der Gesellschaft

eine erhebliche Strafwirkung erzielen.576

Eigene Stellungnahme

Gegen diesen Vorschlag spricht jedoch, dass dem Fahrverbot bei Taten, die

nicht im Zusammenhang mit dem Führen von einem Kraftfahrzeug begangen

werden, der innere Bezug zur Straftat fehlt. Daher ist bei einer derartigen Maß-

nahme an der erzieherischen Wirkung zu zweifeln.577 Zudem verletzt das Fahr-

verbot bei der Anwendung auf verkehrsfremde Delikte das Rechtsgefühl der

Bürger, da es nicht nachvollziehbar erscheint, für z.B. eine Körperverletzung ein

573 Im StGB der DDR hieß diese Zusatzstrafe zwar Entzug der Fahrerlaubnis, ist jedoch nicht
mit der bundesdeutschen Regelung des § 69 StGB gleichzusetzen, da die Regelung in der
DDR neben einem längerfristigen auch einen kurzweiligen Entzug der Erlaubnis von 3 Monaten
vorsah. Somit bestand die Regelung der DDR aus Komponenten des bundesdeutschen § 44
und § 69 StGB.
574 Lehrkommentar zum StGB, Band I, 2. Aufl.,1970, S. 221
575 Wiesbadener Erklärung der CDU vom 05. Januar 2008, S. 9; Gesetzesentwurf der Bundes-
länder Sachsen, Bayern, Hessen, Niedersachsen und Thüringen, BR-Drucks. 238/04, S. 20; S.
6; so auch im allgemeinen Strafrecht gefordert von Streng, F., Modernes Sanktionenrecht?,
ZStW 1999, S. 851
576 Streng, F., Modernes Sanktionenrecht?, ZStW 1999, S. 852
577 Hinz, W., Jugendstrafrecht auf dem Prüfstand, ZRP 01, S. 112
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Fahrverbot auferlegt zu bekommen. Darüber hinaus wäre durch Missachtungen

des auferlegten Verbots eine Sanktionseskalation zu befürchten.578

Somit ist eine Einführung des Fahrverbotes als eigenständige Sanktion bei Ta-

ten ohne Kraftfahrzeug abzulehnen.

III. Verfahren

Das Recht des Jugendstrafverfahrens basiert zum größten Teil auf den allge-

meinen Vorschriften. Die Normen der StPO (BRD) werden bis auf wenige Be-

sonderheiten579 auch im Strafverfahren gegen Jugendliche angewendet.

Somit verläuft das Jugendstrafverfahren in den von der StPO (BRD) vorgese-

henen Abschnitten ausgehend vom Ermittlungsverfahren über die Anklage und

die anschließende Hauptverhandlung bis zum Urteil, welches mit Rechtsmitteln

angefochten werden kann. Die Stellungen des Jugendlichen, seines Verteidi-

gers und auch der Zeugen in dem Verfahren mit all ihren Rechten und Pflichten

entsprechen deren Stellung im allgemeinen Strafverfahren.

1. Jugendgerichtsbarkeit

Im Bereich der Gerichtsverfassung gelten für das Jugendstrafverfahren speziel-

le Vorschriften. Über Verfehlungen Jugendlicher und Heranwachsender ent-

scheiden die Jugendgerichte (§ 33 I JGG; §§ 33 I, 107 JGG). Zu den Jugendge-

richten zählen gem. § 33 II JGG der Jugendrichter, das Jugendschöffengericht

und die Jugendkammer. Die Richter und die Schöffen in den Strafverfahren ge-

gen Jugendliche sollen gem. §§ 37, 35 II S.2 JGG580 erzieherisch befähigt sein.

Diese Besonderheiten resultieren aus dem im Jugendstrafrecht vorherrschen-

den Erziehungsgedanken.

Im Strafrechtssystem der DDR ab dem Jahre 1968 existierten keine Jugendge-

richte. Die Verhandlungen in Strafsachen gegen Jugendliche fanden vor den

578 Hinz, W., Jugendstrafrecht auf dem Prüfstand, ZRP 01, S. 112
579 auf die Besonderheiten der Privatklage, der Nebenklage und des beschleunigten Verfahrens
wird im späteren Teil der Arbeit eingegangen.
580 Nach § 37JGG soll auch der mit der Jugendsache betraute Staatsanwalt erzieherisch befä-
higt sein.
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allgemeinen Gerichten statt. Es wurde jedoch gefordert, dass die Richter, die

sich mit Jugendstrafverfahren beschäftigen, Erfahrung in der Jugenderziehung

besitzen und sich mit der staatlichen Jugendpolitik auseinandersetzen.581

In der derzeitigen kriminalpolitischen Diskussion kam die Forderung nach einer

Abschaffung der Jugendgerichte und somit einer Zusammenlegung der Strafge-

richte auf.582 Es wurde angeführt, dass es bei der eigenen Jugendgerichtsbar-

keit nicht um die Erziehung der Jugendlichen, sondern ausschließlich um deren

Schonung und Schutz im Strafverfahren gehe. Die Beachtung des Grundsatzes

der Verhältnismäßigkeit genüge, um ein angemessenes staatliches Handeln

auch gegenüber Jugendlichen zu vollziehen.583

Dagegen wird angeführt, dass die eigene Jugendgerichtsbarkeit eine essentiel-

le Ausprägung des Erziehungsgedankens sei.584

Eigene Stellungnahme

Dem kann zugestimmt werden. Die eigene Jugendgerichtsbarkeit ist als Vor-

aussetzung für angemessene und verhältnismäßige Reaktionen auf Straftaten

Jugendlicher unabdingbar. Insbesondere im Hinblick auf die Würdigung der

Umstände des Täters wie auch der Tat bedarf es bei Jugendlichen einer spe-

ziellen Verfahrensführung. Dies erfordert einerseits eine, wie auch in § 37 JGG

geforderte, erzieherische Befähigung. Dazu kommt andererseits, dass eine ge-

wisse Selbstständigkeit und Bereitschaft, nicht abschließend geregelte Rechts-

folgeninhalte auszufüllen, die sich von den Rechtsfolgen des allgemeinen Straf-

rechts unterscheiden, vorhanden sein muss. Eine eigene Jugendgerichtsbarkeit

bringt für die beteiligten Rechtspflegeorgane eine gewisse Routine, die jugend-

spezifischen Rechtsfolgen angemessen zu verhängen.

Ein weiterer Aspekt, der für eine eigene Jugendgerichtsbarkeit spricht, ist die

Reaktionsbezogenheit des Jugendstrafrechts.585 Der maßgebliche Zeitpunkt der

581 Siehe bereits 3. Kap. IV.
582 Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Jugendstrafrechts, NStZ 2006, S. 66
583 Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Jugendstrafrechts, NStZ 2006, S. 66
584 Brunner, R./Dölling, D., Jugendgerichtsgesetz, 2002, § 34, Rdnr. 3; Schaffstein, F./ Beulke,
W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 210
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Feststellung, welche Reaktion aus erzieherischen Gründen erforderlich ist, ist

nicht derjenige der Tat, sondern der Augenblick, in dem sich der Richter mit

dem Jugendlichen befasst. Somit wird die Zeit zwischen der Tat und der Ent-

scheidung nutzbar gemacht. Der in der Entwicklung befindliche Jugendliche

kann seine Lebensumstände bis zur Verhandlung derart stabilisieren, dass er

den Richter davon überzeugen kann, dass die Tat lediglich einen Fehltritt dar-

stellt.

Die Schaffung bzw. Erhaltung einer Jugendgerichtsbarkeit wird auch in den

Mindestgrundsätzen der Vereinten Nationen gefordert. Eine differenzierte Ju-

gendgerichtsbarkeit sei aufgrund der Tatsache, dass sich die Jugendlichen in

einem frühen Stadium ihrer persönlichen Entwicklung befinden und Hilfe bei ih-

rer geistigen und sozialen Entwicklung brauchen, wichtig.586 Insbesondere

durch die Ausbildung des Personals der Jugendgerichtsbarkeit könne der, mit

dem Gesetz in Konflikt geratene, Jugendliche effektiv behandelt werden.

Aufgrund der aufgeführten Argumente ist eine Eingliederung der Jugendgerich-

te in die allgemeinen Strafgerichte, wie es im Strafrecht der DDR gehandhabt

wurde, abzulehnen.

Darüber hinaus ist noch eine spezielle verpflichtende Weiterbildung für die Ju-

gendrichter und -staatsanwälte vorzuschlagen. In solchen Ausbildungsgängen

sollten sie erweiterte Kenntnisse im Bereich der Jugenderziehung erwerben und

damit eine erhöhte Sicherheit im Abwägen der schwierigen Stellung zwischen

elterlicher Erziehungsperson und Strafrichter erhalten.

585 so auch: Grunewald, R., Die besondere Bedeutung des Erziehungsgedankens im Jugend-
strafverfahren, NJW 2003, S. 1996
586 Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen für die Jugendgerichtsbarkeit, ZStW 99 (1987),
S. 254
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2. Beteiligung Verletzter am Verfahren

a) Privatklage

Die Privatklage ist in den §§ 374 ff. StPO (BRD) geregelt. Sie erlauben dem

Verletzten ohne Anrufung der Staatsanwaltschaft bei bestimmten leichten Ver-

gehen, diese im Wege der Privatklage zu verfolgen.587

Gegen einen Jugendlichen kann Privatklage nicht erhoben werden (§ 80 I S.1

JGG). Die Unzulässigkeit der Privatklage im Jugendstrafverfahren wird in der

derzeitigen rechtspolitischen Diskussion, soweit ersichtlich, nicht in Frage ge-

stellt. Zum einen, weil es nach § 80 I S. 2 JGG für die Staatsanwaltschaft die

Möglichkeit gibt, eine Verfehlung, die nach den allgemeinen Vorschriften mit der

Privatklage verfolgt werden kann, auch gegen einen Jugendlichen zu verfolgen.

Dies ist dann gegeben, wenn Gründe der Erziehung oder ein berechtigtes Inte-

resse des Geschädigten, das dem Erziehungszweck nicht entgegensteht, eine

Verfolgung erfordern.

Zum anderen kommt die Privatklage schon im allgemeinen Strafrecht selten zur

Anwendung. Somit spricht auch nichts dafür, ihre Verwendung im Bereich des

Jugendstrafrechts in Betracht zu ziehen.588

Darüber hinaus stellt die Diversion nach § 45 JGG eine jugendgemäße Reakti-

on auf Bagatelldelikte dar.

Im Strafprozessrecht der DDR gab es sowohl für das Verfahren gegen

Erwachsene als auch gegen Jugendliche seit der Reform im Jahre 1968 das

Institut der Privatklage nicht mehr. Sie wurde von der Einführung der

gesellschaftlichen Gerichte aus dem Strafverfahrensrecht verdrängt. Deren

Entwicklung hatte erhebliche Bedeutung für die Rechtsstellung des Geschädig-

ten in der DDR.589 Die Grundlage dafür bildeten zunächst die in den Betrieben

seit 1953 etablierten Konfliktkommissionen, die für Arbeitsstreitsachen

zuständig waren. Durch die Verordnung über die neuen Konfliktkommissionen

vom 28. April 1960590 wurde die Zuständigkeit der Konfliktkommissionen auch

587 siehe § 374 I StPO
588 Im Jahre 2005 wurden vor den Amtsgerichten bundesweit 700 Privatklagen angestrengt
(Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 2.3. Tabelle 2.1.)
589 Von Elling, B., Die Stellung des Geschädigten im Strafverfahren der DDR, 2005, S. 42
590 GBl. I 1960, S. 347
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wurde die Zuständigkeit der Konfliktkommissionen auch auf minderschwere

Straftaten erweitert.591 Mit dem Rechtspflegeerlass vom 4. April 1963592 wurde

in Städten, Gemeinden und privaten Betrieben die Schiedskommissionen ein-

gerichtet, die die gleiche Stellung wie die Konfliktkommissionen einnehmen soll-

ten. Durch die Einrichtungen der gesellschaftlichen Gerichte593 wurde der An-

wendungsbereich der Privatklage auf ein Minimum reduziert, womit die Ab-

schaffung 1968 nur noch reine Formsache war.

Eine Strafverfolgung zur Disposition des Geschädigten blieb nur in den wenigen

Ausnahmefällen der Antragsdelikte gem. § 2 StGB (DDR) erhalten.594 Damit

wurden die besonderen Interessen des Geschädigten anerkannt. Dem durch

die Straftat Geschädigten wurde eine Rechtsposition als Prozessbeteiligter sui

generis gegeben. Er war berechtigt, die Strafverfolgung zu verlangen und am

Strafverfahren mitzuwirken. Insbesondere hatte er das Recht, Schadensersatz-

ansprüche geltend zumachen, Beweisanträge zu stellen, von abschließenden

Entscheidungen unterrichtet zu werden und Beschwerde einzulegen (§ 17 StPO

(DDR)). Zudem konnte er gem. § 17 III StPO (DDR) zur Geltendmachung sei-

nes Schadensersatzanspruches einen Rechtsanwalt als Prozessbevollmächti-

gen beauftragen. Dieser durfte jedoch nur die erforderlichen Sach- und

Beweisanträge in Bezug auf den Schadensersatzanspruch stellen. Die übrigen

Rechte konnte er nicht für den Geschädigten wahrnehmen.595

b) Nebenklage

Von steigender Bedeutung in der kriminalpolitischen Diskussion war im Gegen-

satz zur Privatklage jedoch die Zulassung der Nebenklage im Jugendstrafver-

fahren. Die Nebenklage erlaubt gem. § 395 ff. StPO (BRD) bei ausgewählten

591 Mohrmann, U., Die gesellschaftliche Beteiligung an der Strafrechtspflege in der DDR, Diss.
1972, S. 87
592 GBl. I 1963, S. 21
593 Ausführliches zu der Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte insbesondere im Jugendver-
fahren vgl. 2. Kap. II 2 a)
594 Luther, H. Die Rechtsstellung des Geschädigten (Verletzten) im Strafverfahren der DDR, JR
1984, S. 313
595 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 41
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Delikten, sich der Klage der Staatsanwaltschaft im Wege des Beitritts anzu-

schließen. 596

Mit dem Beitritt erwirbt der Nebenkläger Mitwirkungsrechte, wie z.B. ein Be-

weisantragsrecht, ein Frage- und Beanstandungsrecht sowie ein eingeschränk-

tes Rechtsmittelrecht (§§ 397 I, 401 StPO (BRD)). Sie gewährt ihm somit eine

umfassende Handlungsmacht im Strafverfahren. Seit der Neugestaltung der

Nebenklage durch das Opferschutzgesetz597 verfolgt sie insbesondere den

Zweck, das Opfer vor Verantwortungszuweisungen zu schützen und sich eben-

so gegen die Leugnung oder Verharmlosung seiner Verletzung zu wehren.

Zugleich dient sie dem Genugtuungsinteresse des Nebenklägers.598 Inwiefern

die Stellung des Nebenklägers im allgemeinen Strafrecht erweitert oder einge-

schränkt werden soll, ist nicht Thema dieser Arbeit und kann somit auch nicht

besprochen werden.599

Bis zum 31.12.2006 war die Nebenklage gem. § 80 III JGG in Strafverfahren

gegen Jugendliche unzulässig. Durch das Zweite Gesetz zur Modernisierung

der Justiz600 (2. JuMoG) vom 22.12.2006, wird die Nebenklage nun auch in ab-

geschwächter Form im Verfahren gegen Jugendliche zugelassen. Danach ist

ihre Einreichung nunmehr nur bei schwersten Verbrechen und der Vorausset-

zung, dass das Opfer hierdurch seelisch und körperlich schwer geschädigt oder

einer solchen Gefahr ausgesetzt worden ist, zulässig.601

Im Rechtssystem der DDR ab dem Jahre 1968 gab es sowohl im allgemeinen

Strafrecht als auch im Bereich des Jugendstrafrechts die Stellung des Neben-

klägers nicht. Mit der Schaffung der StPO (DDR) im Jahre 1952 wurde das In-

stitut der Nebenklage in der DDR komplett abgeschafft. Dies resultierte aus der,

mit der neuen StPO (DDR) einhergehenden, gestärkten Position des Staatsan-

596 Gem. § 395 I StPO darf die Nebenklage bei Taten gem. §§ 174- 174c, 176-180, 180 b, 182,
221, 223- 226, 340, 234- 235, 239 III und IV, 239 a, 239 b StGB, sowie bei Versuchen von §§
211, 212 StGB erklärt werden.
597 Das Gesetz ist am 18.12.1986 in Kraft getreten, BGBl I S. 2496
598 Hinz, W., Nebenklage im Verfahren gegen Jugendliche, JR 2007, S. 141
599 Zur Nebenklage im allgemeinen Strafrecht vgl.: Niedling, D., Strafprozessualer Opferschutz
am Beispiel der Nebenklage, 2004; Auch: Von Elling, B., Die Stellung des Geschädigten im
Strafverfahren der DDR, 2005;
600 BGBl I S. 3416
601 siehe § 80 III S.1 JGG
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waltes.602 Er bekam als staatlicher Ankläger mehr Autorität und Verantwortlich-

keit. Er hatte nach § 198 II StPO (DDR) nun auch das Recht, für den Geschä-

digten einen Antrag auf Schadensersatz beim verhandelnden Gericht zu stellen,

wenn dieser Rechtsträger von sozialistischem Eigentum war oder wenn z.B.

Regressansprüche der Staatlichen Versicherung der DDR bestanden.603

Neben dem Staatsanwalt als staatlichem Ankläger konnte seitens der entspre-

chenden gesellschaftlichen Kollektive ein Vertreter als gesellschaftlicher Anklä-

ger die Zulassung zur Mitwirkung am Verfahren beantragen. Voraussetzung für

eine derartige Beteiligung war, dass der Verdacht einer schwerwiegenden, die

sozialistische Gesetzlichkeit im besonderen Maße verletzenden Straftat be-

stand und dadurch besondere Empörung in der Öffentlichkeit oder im betreffen-

den Kollektiv hervorgerufen wurde (§§ 55 II, 197 StPO (DDR)). Das Gericht

fasste einen Beschluss über die Zulassung seines Tätigwerdens für den Ge-

schädigten, welcher auch die rechtliche Grundlage für sein Handeln darstellte.

Der gesellschaftliche Ankläger konnte jedoch nicht mit dem Staatsanwalt

gleichgestellt werden. Er wurde ehrenamtlich tätig und hatte weder die gleichen

Rechte noch Pflichten wie der Staatsanwalt.604

Der gesellschaftliche Ankläger setzte sich für die Interessen des individuell Ge-

schädigten ein. Er hatte weitreichendere Rechte im gerichtlichen Verfahren, als

der Geschädigte. Er sollte zur Schwere der Straftat, dem verursachten Schaden

und den gesellschaftlichen Auswirkungen Stellung nehmen. Daneben konnte er

in Vorbereitung und Durchführung der Hauptverhandlung dann entsprechende

Anträge, wie z.B. die Ladung eines Zeugen oder den Ausschluss der Öffentlich-

keit beantragen sowie Beweisanträge stellen. Zusätzlich hatte er ein Fragerecht

(vgl. § 229 II StPO (DDR)), ein Schlussvortragsrecht (vgl. § 238 StPO (DDR))

und das Recht zur Mitwirkung am Rechtsmittelverfahren.605

602 Ranke ,H., Zu einigen Fragen über Gegenstand, System und Prinzipien des Strafprozeß-
rechts, StuR 1952, S. 111
603 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 244
604 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 129
605 Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, 2. Aufl., 1982, S. 131
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Eine Beteiligung der Bevölkerung an dem Strafverfahren in Form des Instituts

der Nebenklage wurde als unvereinbar mit den Grundsätzen der Demokratie

und Gewaltenteilung in der DDR angesehen.606

Die Stellung des Geschädigten in der DDR zeigt zwar Parallelen zu der des

Nebenklägers, es gab jedoch keinen konstitutiven Akt zur Beteiligung des Ver-

letzten. Der Geschädigte hatte immerhin ein Beweisantragsrecht und ein Infor-

mationsrecht über die getroffenen Entscheidungen.607 Dieses wurde aber ledig-

lich als ein Anregungsrecht behandelt, welches den Inhalt betreffend nicht ge-

nau bestimmt war.608 Durch die Möglichkeit der Beteiligung des gesellschaftli-

chen Anklägers konnte es auf Seiten des Geschädigten eine gestärkte Position

mit erweiterten Rechten geben. Dies war aber nur in den oben genannten

schweren Fällen möglich. Daneben hatten sowohl der Geschädigte als auch der

gesellschaftliche Ankläger keine Möglichkeit, selbst Rechtsmittel einzulegen.609

Somit bleibt festzuhalten, dass sich in der Position des Geschädigten der DDR

und in der des Nebenklägers im derzeitigen Rechtssystem zwar wesentliche

Überschneidungen zeigen, jedoch die Rechtsposition des Nebenklägers weit-

reichender ist.

Mit dem 2. JuMoG reagierte der Gesetzgeber zum Teil auf Forderungen, die in

den letzten Jahren in der BRD immer wieder aufkamen. Dabei sprachen sich

die Fordernden jedoch zum Großteil für eine komplette Zulassung der Neben-

klage im Jugendstrafrecht aus.610 Man führte an, es sei aus Gründen des

Schutzes des Opfers vor weiterer Schädigung und zur Geltendmachung seiner

Sicht des Vorfalls eine Möglichkeit der Nebenklage auch im Jugendstrafverfah-

ren geboten.611 Zudem seien, aufgrund der Wandlung der Nebenklage zum In-

strument des Opferschutzes, die Grundsätze des Jugendstrafverfahrens nicht

606 Reinartz, R., Referat über die Anwendung der Strafprozessordnung bei der 11. Arbeitsta-
gung des Ministeriums der Justiz am 25. Oktober 1952, NJ 1952, S. 503
607 Von Elling, B., Die Stellung des Geschädigten im Strafverfahren der DDR, 2005, S. 417
608 ders. S. 417
609 Strafprozessrecht der DDR, Kommentar zur StPO, 5. Aufl., 1987, S. 83
610 Albrecht, H.-J., Ist das deutsche Jugendstrafrecht noch zeitgemäß?, NJW Beilage 2002, S.
32; Deutscher Juristentag 2002, zitiert in: Hotter, I./ Albrecht, H.J., Jüngste Vorschläge zu Re-
formen im Bereich des Jugendstrafrechts- ein Überblick, RdJB 2003, S. 296; Böhm, A./ Feuer-
helm, W., Einführung in das Jugendstrafrecht, 2004, S. 115; Gesetzesentwurf der CDU/CSU,
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Jugendgerichtsgesetzes, BT- Drucks. 14/ 8788
611 Böhm, A./ Feuerhelm, W., Einführung in das Jugendstrafrecht, 2004, S. 115
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mehr gefährdet.612 Vielmehr könne die Beteiligung des Opfers in der Hauptver-

handlung eine positive erzieherische Wirkung entfalten.613

Außerdem würden die positiven Erfahrungen mit dem Täter- Opfer- Ausgleich,

wie z.B. die Vermittlung der Sicht aus der Opferperspektive und das Erlernen

von Verantwortung, für eine Zulassung der Nebenklage auch im Jugendstraf-

verfahren sprechen. Die Auseinandersetzung mit dem Opfer bringe den Ju-

gendlichen dazu, sozial akzeptierte Formen des Miteinanderumgehens zu ler-

nen.614

Andere befürworteten die teilweise Zulassung der Nebenklage, lediglich auf

Persönlichkeitsdelikte und schwere Kapitalverbrechen beschränkt.615 Dies seien

Delikte mit erheblicher Opferbetroffenheit, bei denen die Nebenklage sinnvoll

wäre.616

Es gab jedoch auch erhebliche Kritik derjenigen, die sich für die Beibehaltung

des Ausschlusses der Nebenklage aussprachen. Es wurde vorgebracht, dass

die Genugtuungsfunktion der Nebenklage und der damit verbundene konfronta-

tive Verlauf des Verfahrens eine angemessene, erzieherische Einwirkung un-

möglich machten.617 Darüber hinaus bleibe die Nebenklage ein Angriffsmittel,

das mit einer täterorientierten und erzieherischen Ausrichtung des Verfahrens

und dem Schutzgedanken des JGG nur schwer in Einklang zu bringen sei.618

Von dem Verletzten als privatem Ankläger gehe die Gefahr aus, dass er ohne

Rücksicht auf erzieherische Erwägungen und nur zur Durchsetzung seiner

612 Albrecht, H.-J., Ist das deutsche Jugendstrafrecht noch zeitgemäß?, NJW Beilage 2002, S.
32
613 Hinz, W., Nebenklage und Adhäsionsantrag im Jugendstrafverfahren?, ZRP 2002, S.477
614 Rössner, D., Das Jugendkriminalrecht und das Opfer der Straftat in: Dölling, D. (Hrsg.), Das
Jugendstrafrecht an der Wende zum 21. Jahrhundert, 2001, S. 173
615 Hinz, W., Nebenklage und Adhäsionsantrag im Jugendstrafverfahren?, ZRP 2002, S.477; so
auch: Gesetzesentwurf der der Bundesländer Sachsen, Bayern, Hessen, Niedersachsen und
Thüringen, BR-Drucks. 238/04, S. 26
616 Hinz, W., Nebenklage und Adhäsionsantrag im Jugendstrafverfahren?, ZRP 2002, S.477
617 Abschlussbericht der Kommissionsberatungen der 2. Jugendstrafrechtsreform- Kommission
der DVJJ, 2002, DVJJ- Extra Nr. 5 (2002), S. 58; so auch: Niedling, D., Strafprozessualer Op-
ferschutz am Beispiel der Nebenklage,2004, S. 292
618 Höynck, T., Stärkung der Opferrolle im Jugendstrafverfahren?, ZJJ 2005, S. 40, so auch
Sonnen, B.-R., Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des Rechtsausschusses des Bundes-
tages am 24.11.2006
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Rechte das Verfahren betreibe.619 Rache- und Vergeltungsgelüste dürften nicht

das Verfahren und die Sanktionen bestimmen.620

Trotz dieser nachdrücklichen Ablehnung aus der jugendstrafrechtlichen Praxis

hat der Bundestag die Veränderung des § 80 III JGG beschlossen. Es gibt zum

jetzigen Zeitpunkt bereits Reaktionen auf die Neuregelung, die zum Teil sehr

kritisch sind.

Es wird bemängelt, dass der Gesetzgeber durch die Einführung der Nebenkla-

ge im Jugendstrafverfahren den Schutz und die erzieherischen Pflichten der

Jugendlichen zugunsten von Belangen des mutmaßlichen Opfers preisgegeben

habe.621 Zudem mache der Verzicht einer ausdrücklichen Nennung der Tatbe-

stände, die zur Nebenklage berechtigen, die Anwendung für Laien, wie es Op-

fer ja meistens sind, sehr mühsam.622 Darüber hinaus gebe die Norm dem

Jugendrichter keine Chance, die Nebenklage aufgrund erzieherischer Aspekte

nicht zuzulassen bzw. den Nebenkläger bei erzieherisch abträglichem Verhal-

ten auszuschließen.623

Eigene Stellungnahme

Diesen Ausführungen ist zuzustimmen. Die Zulassung der Nebenklage zum Ju-

gendstrafverfahren widerspricht in dieser Ausgestaltung dem Leitmotiv des Ju-

gendstrafrechts: dem Erziehungsgedanken.

Grundsätzlich ist zwar festzuhalten, dass der Opferschutz an sich mit der erzie-

herischen Ausrichtung des Jugendstrafverfahrens vereinbar ist und daher auch

nicht vernachlässigt werden sollte. Hierbei ist jedoch immer die angemessene

Berücksichtigung ausschlaggebend. Dabei ist entscheidend, die aktive Rolle

des Opfers nicht zu groß werden zu lassen. Denn dann besteht die Gefahr,

dass durch das aktive Eingreifen des Opfers eine unvorhersehbare Eigendy-

619 Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 274
620 Ostendorf, H., Jugendgerichtsgesetz, 2007, Grdl. zu §§ 79- 81 Rdnr. 6
621 Eisenberg, Jugendgerichtsgesetz, 2007, § 80, Rdnr. 16; a.A. Hinz, W., Nebenklage im Ver-
fahren gegen Jugendliche, JR 2007, S. 140 ff.
622 Höynck, T., Ausweitung der Opferrechte im JGG durch das 2. JuMoG, ZJJ 2007, S. 76
623 Stuppi, F., Die Änderungen des Jugendgerichtsgesetzes durch das 2. Gesetz zur Moderni-
sierung der Justiz, ZJJ 2007, S. 19
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namik in das Verfahren kommt, die seitens des Gerichts nicht mehr steuerbar

ist.

Durch die Einführung der Nebenklage in das Jugendstrafverfahren wurde dies

jedoch unberücksichtigt gelassen. Dem Opferschutz wurde im Konflikt mit dem

Erziehungsgedanken der Vorrang eingeräumt.

Jetzt ist es Sache der Richter, im Rahmen der Verhandlungsführung das ent-

standene Spannungsverhältnis zwischen dem Nebenkläger im Verfahren und

dem zu berücksichtigenden Erziehungsgedanken bestmöglich aufzulösen.

Darüber hinaus ist anzumerken, dass durch das umfassende Recht des Ne-

benklägers auch der sehr persönliche Jugendhilfebericht nicht vor den Augen

des Opfers geschützt wird. Ein eingeschränktes Akteneinsichtsrecht in Bezug

auf den Bericht erscheint erforderlich.624

Insgesamt erscheinen nach Darstellung und Diskussion der Ansichten die Ab-

schaffung und die Nichtwiedereinführung der Nebenklage, zumindest für das

Jugendverfahren, in der DDR berechtigt.

Es existieren in diesem Vergleich unterschiedliche Gründe, die zu dem Ergeb-

nis einer Ablehnung der Nebenklage im Jugendstrafverfahren führen bzw. ge-

führt haben. Es wäre somit falsch, den Schluss zu ziehen, die Kritik an der Ein-

führung der Nebenklage im Jugendstrafrecht wäre aufgrund der in der DDR ge-

sammelten Erfahrungen aufgekommen.

Die Motivation zur Abschaffung und Nichtwiedereinführung der Nebenklage in

der DDR, kam wie oben dargestellt aus der Neupositionierung des Staatsanwal-

tes und somit einhergehend mit der Kontrolle des Verfahrens von Seiten des

Staates.

Im heutigen Rechtssystem gibt es die nahezu Unvereinbarkeit des Erziehungs-

gedankens mit dem Institut der Nebenklage und den damit einhergehenden

Folgen für das Verfahren vor dem Gericht.

624 vgl. auch Saliger, F., Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des Rechtsausschusses des
Bundestages am 24.11.2006
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3. Beschleunigtes Verfahren

Das beschleunigte Verfahren des allgemeinen Strafrechts ist in den §§ 417 ff

StPO (BRD) geregelt. Es ist anwendbar, wenn der Sachverhalt einfach, die so-

fortige Aburteilung möglich und keine höhere Strafe als 1 Jahr Freiheitsstrafe zu

erwarten ist. Es bedarf keiner Anklageschrift, sondern es genügt ein schriftlicher

oder mündlicher Antrag der Staatsanwaltschaft auf Entscheidung im beschleu-

nigten Verfahren. Die Ladungsfrist kann gem. § 418 II StPO (BRD) auf 24 Stun-

den verkürzt werden. Zwischen dem Antrag und der mündlichen Verhandlung

sollen nicht mehr als sechs Wochen liegen.

In der Hauptverhandlung dürfen die Aussagen von Zeugen und Sachverständi-

gen durch Verlesung von früheren Vernehmungen ersetzt werden (§ 420 I StPO

(BRD)).

Das beschleunigte Verfahren der StPO (BRD) ist nach gegenwärtigem Recht in

der BRD bei jugendlichen Straftätern gem. § 79 II JGG unzulässig. Im JGG ist

jedoch für einfach gelagerte Sachverhalte das vereinfachte Jugendverfahren in

den §§ 76 ff. JGG vorgesehen. Zusätzliche Voraussetzungen dafür sind ein An-

trag der Staatsanwaltschaft auf Durchführung eines vereinfachten Verfahrens

sowie die Erwartung, dass der Jugendrichter keine Hilfe zur Erziehung nach §

12 Nr.2 JGG anordnen oder Jugendstrafe verhängen wird. Der Jugendrichter

entscheidet aufgrund einer mündlichen Verhandlung durch Urteil. Zur Vereinfa-

chung und Beschleunigung darf von Verfahrensvorschriften abgewichen wer-

den, soweit dadurch die Erforschung der Wahrheit nicht beeinträchtigt wird. Es

müssen jedoch die Vorschriften über die Anwesenheit des Angeklagten (§ 50

JGG), die Stellung der Erziehungsberechtigten (§ 67 JGG) und die Mitteilung

von Entscheidungen (§ 70 JGG) beachtet werden (§ 78 JGG).

Im Vergleich dazu gab es das beschleunigte Verfahren im Rechtssystem der

DDR, wie bereits oben dargestellt, auch im Strafverfahren gegen Jugendli-

che.625

625 vgl. im Einzelnen 3. Kap. IX 2.
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Es wurde unter Beachtung der entwicklungsbedingten Besonderheiten durchge-

führt und sollte nur in den Fällen in Betracht gezogen werden, in denen die Un-

tersuchungen zur Täterpersönlichkeit sowie zu den Familienverhältnissen nicht

mit besonderen Problemen verbunden waren. Zudem gab es für Jugendliche

einen eigenen Maßnahmenkatalog, der neben nicht freiheitsentziehenden

Maßnahmen wie der Geldstrafe auch die Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr ent-

hielt.

Es stellt sich nach Betrachtung der unterschiedlichen Vorgehensweisen der

beiden Rechtssysteme die Frage, ob derzeit eine Erweiterung des beschleunig-

ten Verfahrens auch auf das Jugendstrafrecht sinnvoll wäre.

In der momentanen kriminalpolitischen Diskussion existiert diese Forderung.626

Das beschleunigte Verfahren diene der effizienten Aufarbeitung von klaren und

einfachen Fällen und sei gleichermaßen bei Jugendlichen sinnvoll.627 Zudem

erscheine es widersinnig, das beschleunigte Verfahren gerade bei Jugendlichen

nicht zuzulassen, bei denen eine schnelle Reaktion aus erzieherischen Grün-

den gewünscht sei. Das vereinfachte Jugendverfahren sei keine vergleichbare

Alternative, da es als schärfste Sanktion lediglich den Jugendarrest kenne. Die

Verhängung der Jugendstrafe ist kraft Gesetz ausgeschlossen worden. 628

Diejenigen, die die Zulassung des beschleunigten Verfahrens im Jugendstraf-

verfahren kritisieren, zweifeln eine erforderliche erzieherische Ausgestaltung

des Verfahrens an.629 Das sehr schnelle Verfahren schließe eine Erforschung

der Täterpersönlichkeit sowie eine darauf beruhende Strafzumessung praktisch

aus.630 Zudem seien die Möglichkeit des Verzichts der Anwesenheit des

Staatsanwalts, sowie auch der Verzicht auf andere Verfahrensvorschriften, bei

626 Gesetzesantrag des Freistaates Thüringen, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ju-
gendgerichtsgesetzes, BR – Drucks. 549/ 00; Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Ju-
gendstrafrechts, NStZ 2006, S. 67
627 Kusch, R., Plädoyer für die Abschaffung des Jugendstrafrechts, NStZ 2006, S. 67
628 BR – Drucks. 549/ 00, S.2
629 so: AGJ, Stellungnahme zu Vorschlägen, das beschleunigte Verfahren im Jugendstrafrecht
einzuführen, DVJJ Journal 2001, S. 171; Albrecht, P.-A., Jugendstrafrecht, 2000, S. 381;
Schaffstein, F./ Beulke, W., Jugendstrafrecht, 2002, S. 273; , Eisenberg, U., Jugendgerichtsge-
setz, 2007 § 79 Rdnr. 3b; Höynck, T./Sonnen, B.-R., Jugendstrafrecht als Spielball im Prozess
politischer Meinungsbildung, ZRP 2001, S. 248-+249
630 Albrecht, P.-A., Jugendstrafrecht, 2000, S. 381
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einer Verurteilung zu einer Jugendstrafe nicht zu rechtfertigen.631 Insbesondere

die Einbeziehung der Jugendgerichtshilfe könne im beschleunigten Verfahren

nicht ausreichend gewährleistet werden, da nach den Vorgaben des beschleu-

nigten Verfahrens, wie z.B. die mögliche Verkürzung der Ladungsfrist auf 24

Stunden, ein auf die Verhandlung vorbereitendes Gespräch faktisch nicht mög-

lich sei.632

Eigene Stellungnahme

Somit kann eine Zulassung des beschleunigten Verfahrens in das derzeitige

Jugendstrafrechtssystem nicht befürwortet werden. Zieht man einen Vergleich

zu den Regelungen in der DDR, kann man ebenso keinen sinnvollen Ansatz für

das Jugendstrafverfahren finden. Insbesondere die Möglichkeit, eine Freiheits-

strafe gegen Jugendliche auf dem Wege eines beschleunigten Verfahrens zu

verhängen, widerspricht der Verwirklichung des Erziehungsgedankens im Ju-

gendstrafrecht der BRD. Vor der Verhängung einer Jugendstrafe müssen die

persönlichen Verhältnisse intensive Berücksichtigung finden, was in einem be-

schleunigten Verfahren eben nicht möglich ist.

Das vereinfachte Jugendverfahren stellt eine ausreichende Möglichkeit dar, um

Verfahrensabläufe zu beschleunigen. Der Ausschluss der Jugendstrafe aus

dem Rechtsfolgenkatalog erscheint sehr sinnvoll, da eine ausführliche Ausei-

nandersetzung mit dem Jugendlichen auch seitens der Jugendgerichtshilfe in

einem „schnellen“ Verfahren nicht möglich ist. Eine sorgfältig überdachte Ju-

gendstrafe erscheint da kaum vorstellbar. Durch den Ausschluss der Jugend-

strafe aus dem Sanktionsspektrum des vereinfachten Verfahrens wird auch

dem Grundsatz des JGG, Haftstrafen zu vermeiden, Rechnung getragen.633

Darüber hinaus ist noch anzumerken, dass ein zeitnahes Verfahren an der Tat

zwar wichtig ist, jedoch darf nicht darüber hinweg gesehen werden, dass die

631 Höynck, T./Sonnen, B.-R., Jugendstrafrecht als Spielball im Prozess politischer Meinungsbil-
dung, ZRP 2001, S. 249
632 ders. S. 249
633 so auch: AGJ, Stellungnahme zu Vorschlägen, das beschleunigte Verfahren im Jugendstraf-
recht einzuführen, DVJJ Journal 2001, S. 171; Höynck, T./Sonnen, B.-R., Jugendstrafrecht als
Spielball im Prozess politischer Meinungsbildung, ZRP 2001, S. 249
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Auswahl der tat- und schuldangemessenen Sanktion entscheidend für die er-

zieherische Wirksamkeit der Strafe ist. Aufgrund dessen sollte für die Arbeit des

Gerichts mit den Eltern und der Jugendgerichtshilfe trotz des Beschleunigungs-

gebotes ausreichend Zeit zur Verfügung sein.
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Abschließende Betrachtung

Die Auseinandersetzung mit dem Jugendstrafrecht der DDR nach dem Jahre

1968 zeigt die kritischen aber auch erwähnenswerten Regelungen dieses

Rechtsgebiets der DDR. Die wesentlichen Eckpunkte und auch die Unterschie-

de zum Jugendstrafrecht der BRD sollen im Folgenden zusammengefasst wer-

den:

Durch die Eingliederung des Jugendstrafrechts in das allgemeine Strafrecht der

DDR ist eine „Gleichsetzung“ der Jugend- und Erwachsenenkriminalität vorge-

nommen worden. Der Grund dafür wurde darin gesehen, dass es zur Heraus-

bildung eines einheitlichen sozialistischen Bewusstseins keine getrennten We-

ge für Erwachsene und Jugendliche mehr geben dürfe. Dennoch sollte auf das

Entwicklungsstadium, in dem sich die Jugendlichen befinden, Rücksicht ge-

nommen werden. Durch die Reform sollte im Strafverfahren gegen Jugendliche

die erzieherische Einflussnahme individuell auf die Persönlichkeit des Jugendli-

chen gerichtet und eine Wiedereingliederung in die Gesellschaft ermöglicht

werden. So sollte der Erziehungsgedanke - weg von der Ausprägung des JGG

1952 - wieder zu seiner ursprünglichen Bedeutung hin.

Der Erziehungsgedanke und seine Bedeutung für das Jugendstrafrecht ist e-

benso in der derzeit laufenden kriminalpolitischen Diskussion ein umfassendes

Diskussionsthema, da dessen Abschaffung gefordert wird. Dies kann aufgrund

des bedeutenden und prägenden Einflusses des Erziehungsgedankens auf das

Jugendstrafrecht nicht befürwortet werden. Auch der Vergleich zum Jugend-

strafrecht der DDR kann keine andere Sichtweise hervorrufen.

Die begriffliche Bestimmung des „Erziehungsgedankens“ und auch dessen Um-

setzung unterscheidet sich teilweise in den beiden deutschen Rechtssystemen.

Der Begriff der „Erziehung“ wird in der BRD nur im Jugendstrafrecht gebraucht.

Sie soll den Jugendlichen zu künftiger Legalbewährung führen. Eine Einwirkung

auf die Persönlichkeit eines Erwachsenen durch den Staat ist nicht anerkannt

und wäre auch mit dem bundesdeutschen Gesellschafts- und Rechtssystem

nicht zu vereinbaren.
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Dahingegen war die Erziehung der Gesellschaft in der DDR ein tragendes Ele-

ment der Rechtsordnung. Sie war ein Mittel des Staates auf die Bürger einzu-

wirken und sie zu sozialistischer Disziplin anzuhalten.

Im Bereich des Jugendstrafrechts kann nach der Reform im Jahre 1968 eine

partielle Annäherung des Erziehungsgedankens der DDR an den des JGG der

BRD gesehen werden. Einige jugendspezifischen Elemente, die ein persönlich-

keitsorientiertes und fortschrittliches Jugendstrafrecht ausmachen, erhielten

Beachtung.

So wurden im jugendstrafrechtlichen Verfahren die Persönlichkeit des Täters

und dessen individuelle Entwicklung durch Beachtung der entwicklungsbeding-

ten Besonderheiten nach § 65 III StGB (DDR) berücksichtigt. Dies beeinflusste

sowohl die Strafzumessung als auch die Bestimmung der erzieherisch effektivs-

ten Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Die Person des Jugend-

lichen und dessen Legalbewährung standen von nun an im Strafverfahren ge-

gen Jugendliche in ihrer Bedeutung vor der Durchsetzung der politisch- ideolo-

gischen Ziele des Staates.

Dennoch zeigte sich in manchen Bestimmungen der Vorrang der allgemeinen

Generalprävention vor dem Erziehungsgedanken.

Diese Zielrichtung war in der ständigen Mitwirkung der Bürger und der Öffent-

lichkeit in jugendstrafrechtlichen Verhandlungen zu erkennen. Es wurde nicht

hinterfragt, inwiefern die Einbeziehung der Öffentlichkeit den Jugendlichen in

seiner Fortentwicklung weiter brachte oder ihm schadete. Die Mitwirkung der

Gesellschaft wurde als entscheidendes Kriterium zur Wirksamkeit der Bekämp-

fung der Jugendkriminalität gesehen. Es ging darum, den Jugendlichen im Sin-

ne gesellschaftlicher Wertorientierung durch Konfrontation mit den Bürgern der

Öffentlichkeit auszusetzen. Der Straftäter sollte seine Tat vor der Gesellschaft

wiedergutmachen und sich in ihre Disziplin und Organisiertheit einordnen.

Dabei wurden Leitlinien des Erziehungsgedankens, wie z.B. die des Schutzes

des Jugendlichen im Verfahren vor Stigmatisierungen in der Öffentlichkeit und

die eigene Jugendgerichtsbarkeit, missachtet.

Im Vergleich dazu treten Richter oder Bewährungshelfer dem Jugendlichen im

Jugendstrafverfahren der BRD als Einzelperson gegenüber. Um Stigmatisie-
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rungen weitestgehend zu vermeiden, werden der Täter und seine Tat nicht in

das Licht der Öffentlichkeit gerückt

Der Gefahr eines beträchtlichen Einflusses des generalpräventiven Gedankens

setzt sich auch das deutsche Rechtssystem aus, wenn der Erziehungsgedanke

an Bedeutung verlieren oder gar abgeschafft werden würde. Er ist das tragende

Element eines persönlichkeitsorientierten und fortschrittlichen Jugendstraf-

rechts. Allein auch die aus dem Einfluss des Erziehungsgedankens resultieren-

den vielfältigen Reaktionsmöglichkeiten sind für ein wirkungsvolles Jugendstraf-

recht von Bedeutung.

Einen erwähnenswerten Ausfluss aus dem Grundgedanken Bürger im Verfah-

ren mit Verantwortung zu betrauen, stellt die Einbeziehung gesellschaftlicher

Gerichte in das Verfahren gegen den Jugendlichen dar.

Eine Alternative zu den staatlichen Gerichten in Fällen leichter Delikte zu schaf-

fen, erscheint als gelungene Lösung. Diese Form der außergerichtlichen

Schlichtung ist im derzeitigen Jugendstrafverfahren nicht zu finden. Eine ähnli-

che Regelung wäre als Maßnahme im Rahmen eines Diversionsverfahrens

nach § 45 JGG vorzuschlagen.

Im Rahmen des persönlichen Anwendungsbereichs wird die Frage nach der

Behandlung der 18- 21-Jährigen in beiden Rechtssystemen unterschiedlich be-

antwortet. Die Altersgruppe der Heranwachsenden existierte in der DDR nicht.

Mit Eintritt der Volljährigkeit wurde man dem Erwachsenenstrafrecht zugeord-

net. Diese Vorgehensweise wird auch in der BRD immer wieder gefordert, stellt

sich jedoch, ebenso wie die generelle Zuordnung der Heranwachsenden zum

Jugendstrafrecht, nicht als überzeugende Lösung dar. Die Beibehaltung der

Sonderregelung für Heranwachsende ist ausdrücklich zu befürworten. Die

Heranwachsenden befinden sich, trotz ihrer Volljährigkeit, häufig noch in einer

physischen und psychischen Übergangsphase, in der ein flexibles Sanktions-

spektrum hilft, um jeweils angemessen und auch wirksam zu reagieren.

Das allgemeine Strafrecht als Regelfall und das Jugendstrafrecht als Ausnah-

metatbestand zu qualifizieren, sollte jedoch in der gesetzlichen Regelung des
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JGG klargestellt werden. So kann eine Bevorzugung des Jugendstrafrechts in

unbegründeten Fällen vermieden werden.

Im Bereich der Rechtsfolgen bietet das geltende Recht nur teilweise überzeu-

gende Lösungen.

Die Trennung der Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel ist unbegründet und

sinnwidrig. Vom Gesetz (§ 5 JGG) her ist zwar eine Subsidiarität der Erzie-

hungsmaßregeln vorgesehen, jedoch existiert mit der Verwarnung auch ein

Zuchtmittel, welches eine weniger intensive Rechtsfolge als die anderer Erzie-

hungsmaßregeln darstellt.

Zudem ist derzeit keine Stufenfolge von milderen zu schärferen Maßnahmen zu

erkennen. Eine Abstufung der Rechtsfolgen anhand der jeweiligen Tatschwere

und –schuld würde das System auch für den Jugendlichen nachvollziehbar ma-

chen.

Demgegenüber hatte man sich in der DDR für ein Nebeneinander von ambulan-

ten Maßnahmen entschieden. Das jugendstrafrechtliche Sanktionensystem der

DDR war zwar an sich, aufgrund der Eingliederung in das allgemeine Straf-

recht, etwas anders strukturiert als das des JGG. Die Grundidee, die freiheits-

entziehenden Maßnahmen nicht anhand des Kriteriums eines vorhandenen o-

der nicht vorhandenen Erziehungsmangels zu trennen, erscheint jedoch als

vorzugswürdig.

Parallelen gibt es in beiden deutschen Staaten in der Möglichkeit, eine kurze

freiheitsentziehende Maßnahme zu verhängen. In der DDR nannte man diese

Maßnahme Jugendhaft und im derzeitigen Rechtssystem wird sie als Jugendar-

rest bezeichnet. Beide verfolgen den Zweck der kurzfristigen Sühne. Im Rah-

men der Wiedervereinigung wurde auch die in der DDR ausgesprochene Ju-

gendhaft dem Jugendarrest gleichgestellt.

Im Bereich der Jugendstrafe gibt es als vergleichbare Maßnahme im Jugend-

strafrecht der DDR die Freiheitsstrafe des allgemeinen Strafrechts. Diese wurde

mit Beachtung der entwicklungsbedingten Besonderheiten auch auf Jugendli-
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che angewandt. Eine derartige Regelung wird im bundesdeutschen Jugend-

strafrecht nicht angestrebt.

In der aktuellen kriminalpolitischen Diskussion steht die Abschaffung des

Merkmals der „schädlichen Neigungen“. Dies kann jedoch nicht befürwortet

werden, da der Einfluss des Erziehungsgedankens in die Jugendstrafe sonst

erheblich reduziert bis ganz gestrichen werden würde. Die ersatzlose Heraus-

nahme des Merkmals der „schädlichen Neigungen“ hätte eine Annäherung an

die Freiheitsstrafe zur Folge, was sich mit dem an der Persönlichkeit des Straf-

täters orientierten Jugendstrafrecht nicht vereinbaren lässt. Eine Veränderung

des Begriffes ist jedoch anzustreben, um die Stigmatisierung von Jugendlichen,

denen derzeit noch „schädliche Neigungen“ zugesprochen werden, einzu-

schränken. Eine geeignete Begrifflichkeit wäre „die Gefährdung oder Störung

der Persönlichkeitsentwicklung des Jugendlichen, die in der Tat hervortritt und

die weitere Begehung erheblicher Straftaten befürchten lässt“.

Der geforderten Einführung des Fahrverbots als eigenständige Sanktion im Ju-

gendstrafrecht kann nur widersprochen werden. Beide deutschen Systeme ha-

ben bisher ein Fahrverbot nur als Zusatzsanktion bei Straftaten, die im Zusam-

menhang mit dem Straßenverkehr begangen wurden, vorgesehen, was sich

auch als überzeugende Lösung darstellt. Beim Loslösen von dieser Vorausset-

zung würde der innere Bezug der Sanktion zur Straftat fehlen und dadurch die

erzieherische Wirksamkeit verloren gehen.

Auf der prozessualen Ebene unterscheiden sich die beiden Rechtssysteme un-

ter anderem auf dem Gebiet der Gerichtsbarkeit.

Die Jugendgerichtsbarkeit ist, im Unterschied zur BRD, in der DDR mit der Re-

form 1968 abgeschafft worden und die Verhandlungen jugendlicher Straftäter

fanden vor den allgemeinen Gerichten statt. Eine Notwendigkeit der Jugendge-

richte ergibt sich jedoch bereits aus dem Grundsatz einer erzieherisch gepräg-

ten Verfahrensführung. Dies kann in der Praxis nur durch Rechtspflegeorgane

realisiert werden, die sich mit der Entwicklung Jugendlicher und den speziell auf

sie zugeschnittenen Rechtsfolgen beschäftigt haben und dies auch in ihrer täg-

lich Arbeit umsetzen. Auch die Maßgabe in der DDR, dass die am Jugendver-
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fahren beteiligten Rechtspflegeorgane erzieherisch befähigt sein sollen, reicht

nicht aus, um ein am Erziehungsgedanken orientiertes Verfahren zu gewähr-

leisten. Insofern sind die in der aktuellen Diskussion aufkommenden Forderun-

gen nach einer Zusammenlegung der Gerichte abzulehnen.

Im Bereich der besonderen Verfahrensarten sind ebenfalls Abweichungen zwi-

schen den beiden Rechtssystem zu finden.

Bis Anfang des Jahres 2007 war in beiden Systemen die Nebenklage gegen

Jugendliche unzulässig. Nach dem 2. JuMoG ist sie unter bestimmten Voraus-

setzungen im Verfahren gegen Jugendliche in der BRD zugelassen worden. Die

Erweiterung der Rechte des Geschädigten im Verfahren gegen Jugendliche wi-

derspricht der Stellung des Jugendlichen im Strafverfahren. Er sollte im Verfah-

ren nur mit den Rechtspflegeorganen und deren eingeleiteten Konsequenzen

konfrontiert werden. Eine aktive Mitwirkung des Opfers im Verfahren macht eine

angemessene erzieherische Einwirkung auf den Jugendlichen unmöglich.

Demgegenüber gab es in der DDR bis zur Wiedervereinigung die Nebenklage

sowohl im allgemeinen Strafrecht als auch im Jugendstrafverfahren nicht. Die-

se, zumindest für den Bereich des Jugendstrafrechts, begrüßenswerte Rechts-

lage ist jedoch schwer mit der des heutigen Rechts vergleichbar. Insbesondere

die Gründe, z.B. die stärkere Stellung des Staatsanwaltes, aus denen die Posi-

tion des Nebenklägers in der DDR abgeschafft wurde, sind nicht auf das derzei-

tige Recht anwendbar. Es kann somit nicht der Schluss gezogen werden, dass

aufgrund der Erfahrungen in der DDR die Nebenklage für das jetzige Jugend-

strafverfahren ungeeignet ist.

Für das beschleunigte Verfahren stellt sich die Lage anders da. In der DDR war

es auch gegen Jugendliche zugelassen, was im derzeitigen Rechtssystem nicht

der Fall ist. Eine Orientierung an der Rechtslage in der DDR ist aber nicht vor-

zuschlagen. Die aktuellen Forderungen nach einer Einführung des beschleunig-

ten Verfahrens auch im Jugendstrafverfahren sind zurückzuweisen.

In einem verkürzten Verfahren ist die erforderliche Erforschung der persönli-

chen Verhältnisse nahezu unmöglich.
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Zudem widerspricht allein die Möglichkeit, im beschleunigten Verfahren auch

freiheitsentziehende Maßnahmen auszusprechen, einer erzieherischen Ausges-

taltung des Verfahrens. Das vereinfachte Jugendverfahren stellt eine adäquate

Möglichkeit dar, das Strafverfahren gegen Jugendliche bei Bedarf zu beschleu-

nigen. Dies gilt insbesondere unter dem Aspekt, Haftstrafen im Jugendstraf-

recht vermeiden zu wollen.

Der Vergleich der Regelungen der DDR mit denen der BRD auf dem Gebiet des

Jugendstrafrechts erweist sich als sinnvoll, da so verschiedene Stärken und

Schwächen der Systeme herausgearbeitet werden konnten. Insbesondere unter

der Berücksichtigung der jeweiligen aktuellen kriminalpolitischen Diskussion

konnten Reformvorschläge dargestellt und im Vergleich zum Jugendstrafrecht

der DDR diskutiert werden. Das Jugendstrafrecht der DDR konnte dabei nur

vereinzelt als „Vorbild“ dienen. Dies liegt zum einen daran, dass manche Rege-

lungen aufgrund der unterschiedlichen politischen Situationen nur schwer zu

vergleichen sind. Zum anderen bietet das Jugendstrafrecht der DDR ab dem

Jahre 1968 nicht die konsequente Orientierung an der Persönlichkeit des ju-

gendlichen Täters, die ein heutiges fortschrittliches Jugendstrafrecht benötigt.

Nichts desto trotz ist die undifferenzierte Verwerfung der jugendstrafrechtlichen

Regelungen der DDR zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung als Versäumnis zu

bewerten. Regelungen, wie die der gesellschaftlichen Gerichte oder die gesam-

te Ordnung der Maßnahmen wären als Bestandteile für ein gemeinsames Ju-

gendstrafrechtssystem wertvolle Beiträge gewesen.
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